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VORREDE. 


In  den  grossen  Städten  häufen  sich  in  wachsendem  Masse 
die  Elemente  der  socialen  Gefahr  und  bedrohen  unsere  ganze 
Cultur  mit  Vernichtung.  Wie  gross  diese  Gefahr  heute  schon 
ist,  zeigen  die  jüngsten  Vorgänge  in  Paris  und  die  darauf 
bezüglichen  Kundgebungen  der  social-demokratischen  Partei 
in  allen  Ländern  Europa's.  Diese  Vorgänge  wären  nicht  ein- 
getreten, wenn  in  Paris  jeder  Familienvater  der  Besitzer  eines 
eigenen  Hauses  wäre. 

» Jeder  Familienvater  ein  Hausherr!  Unmöglich!«  wer- 
den die  meisten  Leser  ausrufen.  Und  doch  ist  es  nicht  blos 
möglich ,  sondern  zum  Theil  schon  wirklich  in  einigen  Orten 
Englands ,  Hollands ,  der  Schweiz  und  im  Elsass.  Und  auch 
leicht  erreichbar.  Wohnungen  müssen  für  alle  Familien 
hergestellt  werden.  Das  Capital  dafür  ist  vorhanden;  die 
Arbeitskraft  ebenfalls,  ja  diese  ist  sogar  nicht  überall  genug 
beschäftigt,  und  könnte  daher  in  den  Baugewerben  vollkommen 
und  höchst  gemeinnützig  verwerthet  werden. 

Wenn  nun  die  unentbehrlichen  Wohnungen  gleich  in  der 
besten  Gestalt,  nämlich  als  Familienhäuser  hergestellt  und 
diese  jedem  Familienvater  gegen  15-  bis  25jährige  Abzahlung 
überlassen  werden,  so  werden  dadurch  zugleich  all  die  wirth- 
schaftlichen  Tugenden  hervorgerufen,  welche  diese  Abzahlung 
möglich  machen.  Jedes  Haus  wird  dann  zu  einer  Sparcasse, 
in  welche  jeder  Besitzer  desselben  jede  entbehrliche  Summe 
einlegen  muss  und  auch  gerne  einlegen  wird. 
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Hat  die  eine  Generation  Häuser  für  alle  Familien  gebaut, 
so  kann  die  nächste  Generation  auf  diesen  Besitz  so  viel  Credit 
bekommen,  dass  sie  Erwerbs-Genossenschaften  in  allen  Zweigen 
der  Production  errichten  und  so  den  gefährlichen  Gegensatz 
zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  beseitigen  kann. 

Die  wesentliche  Voraussetzung  einer  solchen  Reform  sind 
aber  niedrige  Baustellenpreise  und  diese  nur  erreichbar  durch 
indirecte  und  directe  Massregeln  gegen  das  Baustellen-Monopol, 
gegen  den  Baustellen- Wucher.  Ich  habe  sie  deshalb  ausführ- 
licher und  namentlich  die  Steuerfreiheit  für  Neubauten  ein- 
gehend besprochen,  weil  diese  Massregel  von  der  »öffentlichen 
Meinung«  aus  völliger  Unkenntniss  ihrer  volkswirth schaftlichen 
Wirkungen  falsch  beurtheilt  wird. 

Wegen  meiner  Vorschläge  gegen  den  Baustellen-Wucher 
wird  man  mich  als  den  »alten  unverbesserlichen  Socialisten« 
verhöhnen.  Dem  gegenüber  kann  ich  mich  mit  der  Bemerkung 
trösten,  dass  die  bedeutendsten  Volkswirth e  unserer  Zeit  immer 
grössere  Neigung  zeigen ,  das  Grundeigenthum  jeder  gemein- 
nützigen Beschränkung  zu  unterwerfen,  und  ich  mich  daher  mit 
meinen  Gedanken  wohl  bald  in  bester  Gesellschaft  befinden 
werde. 

Nirgends  tritt  die  Notwendigkeit  energischer  Einschrän- 
kung des  Grundeigenthums  durch  die  Staatsgewalt  so  stark 
hervor,  als  in  der  Wohnungsfrage,  weil  hier  der  Grundbesitz 
gegenüber  den  Menschenmassen,  die  sich  auf  ihm  zusammen- 
drängen, als  Monopol  auftritt,  und  dieses  Baustellen-Monopol 
jede  gedeihliche  Lösung  der  Frage  unmöglich  macht,  oder  doch 
wesentlich  erschwert.  Möge  keine  Regierung  säumen ,  dieses 
Monopol  bald  zu  brechen ,  denn  die  höchsten  Interessen  der 
Menschheit  sind  dabei  im  Spiele ! 

Wien,  Theresiamim,  im  Juli  1871. 

Dr.  IV!.  G.  Ratkowsky. 


Zur  Beseitigung  der  Wohnungsnoth  in  grossen  Städten. 


Die  Ursachen  der  Wohnungsnoth. 

Seit  dem  Ausbau  der  Eisenbahnen  ist  das  Leben  in 
den  Grossstädten  dermassen  wohlfeiler  geworden,  dass  die 
Bewohner  derselben  nicht  blos  ihre  Vergnügungen  und  die 
vielen  kleinen  Bedürfnisse  des  Lebens,  sondern  auch  Nahrung 
und  Kleidung  mit  gleichen,  ja  sogar  mit  geringeren  Summen 
bestreiten,  wie  die  Kleinstädter.  Nur  in  der  Grossstadt  aber 
können  die  Besitzenden  sich  für  ihr  Geld  viele  und  hohe  Ge- 
nüsse verschaffen,  nur  hier  ihren  Kindern  die  gewünschte 
Ausbildung  geben.  Zugleich  finden  sie  hier  für  ihren  Geld- 
besitz die  bequemsten  und  vortheilhaftesten  Anlagen,  können 
sie  ihren  Credit  am  besten  verwerthen.  Daher  die  starke  Ein- 
wanderung der  Besitzenden  vom  Lande  und  den  Kleinstädten 
in  die  Grossstadt.  Diese  hat  aber  noth  wendig  eine  noch  stär- 
kere Einwanderung  der  arbeitenden  Classen  im  Gefolge; 
denn  die  Ausgaben  der-  Besitzenden  bieten  denselben  hier 
reichliche  und  lohnende  Beschäftigung,  während  sie  ihnen 
auf  dem  Lande  durch  den  Abzug  den  Reichen  in  die  Gross- 
stadt zum  Theile  verloren  ging.  Der  wachsende  massenhafte 
Absatz,  der  hier  den  meisten  Waaren  gesichert  ist,  ermög- 
licht da  eine  durch  Arbeitstheilung  und  Benutzung  von  Ma- 
schinen dermassen  verwohlfeilte  Erzeugung  von  Industrie- 
producten,  dass  diese  hier  auch  für  das  flache  Land  mit  Vor- 
theil geschehen  kann.  Deshalb  sehen  wir  in  den  Grossstäd- 
ten auch  die  Zahl  der  Fabriken  sich  von  Jahr  zu  Jahr  ver- 
mehren. Dies  muss  ebenfalls  die  rasche  Zunahme  ihrer  Be- 
völkerung befördern. 

Der  hiedurch  bewirkten  raschen  Zunahme  der  Nach- 
frage nach  Wohnungen  kann  die  Bauspeculation  schon  des- 
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halb  schwer  folgen,  weil  sie  nicht  Arbeitskräfte  genug  findet, 
um  die  notwendigen  Baumaterialien  herbeizuschaffen  und 
die  erforderliche  Menge  von  Häusern  herstellen  zu  können. 
Heute  wird  es  in  Wien  wohl  keinen  Bauarbeiter  geben,  wel- 
cher nicht  vollauf  beschäftigt  wäre.  Der  Arbeitslohn  ist  hier 
in  allen  Baugewerben  von  Jahr  zu  Jahr  gestiegen.  Der  Mau- 
rer z.  B.  erwirbt  heute  hier  einen  Taglohn  von  1  fl.  50  kr. 
bis  1  fl.  60  kr.  und  bei  fleissiger  Arbeit  im  Geding  2  fl.  50  kr. 
bis  3  fl.  täglich.  Nicht  viel  weniger  erhalten  die  Ziegeischlä- 
ger,  und  doch  begegnet  man  keinem  Bauleiter,  welcher  nicht 
über  Ziegelnoth  klagen  würde  und  die  doppelte  Anzahl  von 
|  Bauarbeitern  um  den  genannten  Lohn  beschäftigen  wollte, 
wenn  er  sie  bekäme. 

Soll  der  Häuserbau  in  Wien  noch  rascher  vor  sich  ge- 
hen als  bisher,  so  müssen  Baumaterialien  und  Bauarbeiter 
aus  grösseren  Entfernungen  als  bisher  herangezogen  werden. 
Dies  kann  aber  nur  mit  einem  steigenden  Kostenaufwand  ge- 
schehen und  würde  auch  die  vorhandenen  Baumaterialien 
und  Arbeitskräfte  im  Preise  steigern  ,  den  Häuserbau  also 
vertheuern.  Dadurch  allein  schon  würde  aber  für  die  Bau- 
speculanten  die  Gefahr  herbeigeführt,  dass  bei  späterer  Ab- 
nahme der  Baulust  der  Häuserbau  wohlfeiler,  daher  auch  der 
Werth  der  jetzt  gebauten  Häuser  geringer  würde,  wodurch 
deren  Besitzer  einen  Theil  ihres  Capitals  verlören.  Diese  Ge- 
fahr kann  auch  durch  jede  Erfindung,  welche  den  Häuserbau 
verwohlfeilt ,  herbeigeführt  werden,  und  droht  ihnen  jetzt 
schon  vom  Erlöschen  des  Privilegiums  auf  die  Ringöfen.  Es 
darf  uns  daher  schon  deshalb  nicht  wundem,  wenn  das  An- 
gebot von  Wohnungen  der  ausserordentlich  rasch  wachsen- 
den Nachfrage  nach  denselben  nicht  folgt.  Dazu  kommt  aber 
noch  der  Uebelstand,  dass  die  Baustellen-Besitzer  in  ihren 
Forderungen  für  ihren  Besitz  desto  maassloser  werden ,  je 
rascher  das  vorhandene  Terrain  verbaut  wird. 

Wenn  nun  sowohl  die  Baumaterialien  und  Bauarbeiter, 
als  auch  die  Baustellen  in  Wien  immer  theurer  werden,  kann 
der  Häuserbau  hier  unmöglich  wohlfeiler  werden. 

Dem  ungeachtet  könnten  aber  die  Wohnungen  hier 
wohlfeil  sein,  wenn  unsere  Bauspeculanten  das  Capital  zum 
Häuserbau  zu  so  niedrigen  Zinsen  wie  die  in  England  er- 
hielten. 
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Man  rechnet,  dass  in  Wien  jetzt  die  Quadratklafter  der 
mit  einem  stockhohen  Hause  verbauten  Fläche  auf  200  fl. 
und  eines  zweistockhohen  Hauses  auf  270  fl.  zu  stehen  kommt. 
Die  Erbauung  einer  Wohnung,  welche  einen  Flächen-Inhalt 
von  25Q°  bedeckt,  erfordert  daher  einen  Aufwand  von  min- 
destens 2250  fl.  Nun  muss  sich  diese  Summe  in  Oesterreich 
mit  wenigstens  7  pCt.  verzinsen,  wenn  sich  ein  Capitalist  bei 
uns  herbeilassen  soll ,  ein  Haus  mit  solchen  Wohnungen  zu 
bauen,  weil  er  6  pCt.  ohne  alle  Mühe  und  bei  vollkommen 
sicherer  Anlage  mit  seinem  Gelde  erwerben  kann  ,  und 
1  pCt.  auf  Reparaturen  und  zur  Tilgung  des  Capitals  ver- 
wenden muss. 

Eine  Wohnung  von  der  genannten  Grösse  muss  daher  in 
Wien,  wenn  auch  die  Baustelle  dazu  umsonst  zu  haben  wäre 
und  der  Hausbesitzer  von  dem  Miethzinse  keine  Steuer  abzu- 
geben hätte,  mindestens  157  fl.  kosten.  Nun  bekommt  aber 
heute  innerhalb  der  Linien  Wiens  kein  Bauspeculant  die 
Quadratklafter  Baugrund  unter  30  fl.  zu  kaufen,  und  auch  in 
den  „Vororten"  Wiens  kostet  die  Quadratklafter  in  unmittel- 
barer Nähe  der  bewohnten  Häuser  15  bis  20  fl.  Der  hohe 
Preis  der  Baustellen  vertheuert  daher  die  beispielsweise  ge- 
nannte Wohnung  im  stockhohen  Hause,  wenn  dieses  nur  einen 
kleinen  Hof  hat,  um  wenigstens  300  fl.,  und  soll  dazu  auch 
ein  kleiner  Garten  von  z.  B.  60  Quadratklaftern  kommen,  so- 
gar um  750.fl.  Auf  so  theuren  Baustellen  ist  daher  gerade 
die  aus  sanitären  ,  sittlichen  und  social-politischen  Gründen 
wünschens  werthe  Form  des  Wohnens,  nämlich  das  im  F  a  m  i- 
1  i  e  n  h  a  u  s  e,  zu  dem  ein  Garten  gehört,  wesentlich  erschwert. 
Will  eine  Familie  ein  solchesHaus,  das  eine  Fläche  von  25Q° 
bedeckt,  erwerben  und  allein  bewohnen,  so  kommt  ihr  der 
Bau  desselben  auf  etwa  5000  fl.,  die  Baustelle  und  der  Garten 
hiezu  innerhalb  der  Linien  Wiens  auf  mindestens  3000  fl.,  in 
grösserer  Entfernung  vom  Mittelpuncte  der  Stadt  noch  immer 
auf  1500  fl.  zu  stehen.  In  der  mehrstöckigen  Zinskaserne  da- 
gegen vertheuert  der  hohe  Baustellenpreis  die  Wohnung  in 
weit  geringerem  Masse.  Weil  sie  wohlfeiler  ist,  und  unsere 
Mittelclassen  die  Vortheile  und  den  Segen  eines  eigenen 
Hauses  nicht  zu  würdigen  wissen,  auch  beim  Anblick  der  lan- 
gen Reihen  von  Zinskasernen  und  der  Leichtlebigkeit  ihrer 
Nachbarn  der  Gedanke  an  den  Erwerb  eines  eigenen  Hauses 
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bei  ihnen  nicht  aufkommen  kann,  so  findet  die  Bauspeculation 
beim  Bau  von  lauter  licht-  und  luftarmen  Zinskasernen  noch 
am  besten  ihre  Rechnung.  Aber  selbst  in  diesen  muss  die 
Wohnung  unseres  Beispiels  auf  einem  Baugrund,  der  15  fl. 
die  Quadratklafter  kostet,  bei  voller  Steuerfreiheit  der  Neu- 
bauten wenigstens  168  fl.  kosten,  wenn  sich  das  Baucapital 
von  2250  fl.  und  der  auf  die  Wohnung  im  dreistockhohen 
Hause  mit  150  fl.  entfallende  Theil  des  Baustellenpreises  mit 
7  Percent  verzinsen  soll. 

Nun  beträgt  aber  die  Steuer,  welche  der  Staat,  das  Land 
und  die  Gemeinde  in  Wien  vom  Miethzinse  fordern,  bei  40 
Percent  desselben.  Der  Capitalist,  welcher  sich  hier  zum 
Häuserbau  entschliessen  soll,  muss  daher  für  eine  Wohnung 
von  25Q°  selbst  im  dreistöckigen  Hause,  auf  einem  Baugrund, 
der  15  fl.  die  Klafter  kostet,  noch  immer  280  fl.  fordern, 
wenn  er  diese  enorm  hohe  Steuer  bezahlen  müsste.  Ohne 
diese  Steuerpflicht  könnte  er  sie,  wie  gesagt,  um  168  fl.  ver- 
miethen,  und  würde  der  Capitalzins  bei  uns  so  wie  in  England 
in  sicherer  Anlage  nur  3  Percent  betragen ,  so  würde  eine 
solche  Wohnung  trotz  der  theureren  Baumaterialien  und  der 
hohen  Arbeitslöhne  und  Baustellenpreise  nur  96  11.,  also  fast 
nur  den  dritten  Theil  dessen  kosten,  was  sie  in  Folge  des 
hohen  Capitalzinses  und  der  hohen  Steuern  in  Wien  noth- 
wendig  kosten  muss,  wenn  hier  Neubauten  ohne  Steuerfrei- 
heit ausgeführt  werden  sollen. 

Darum  der  laute  allgemeine  Ruf  der  öffentlichen  Meinung 
nach  „Steuerfreiheit  für  Neu-,  Zu-  und  Umbauten. tl  Er  wurde 
jüngst  auch  im  Gemeinderathe  von  Wien  erhoben.  Ob  eine 
solche  Massregel  wirklich  den  Wohnungs-Bedürftigen  zu  Gute 
kommt  und  wie  weit  dies  der  Fall  ist,  wollen  wir  im  näch- 
sten Artikel  untersuchen. 


Die  Steuerfreiheit  für  Neubauten. 

1.  Ihre  Wirkungen  auf  die  Preise  der  Wohnungen 
und  der  Baustellen. 

Wo  immer  in  Oesterreich  die  Wohnungsfrage  aufgewor- 
fen wird,  wird  auch  sofort  die  Steuerfreiheit  für 
Neubauten  als  das  wirksamste,  ja  als  einziges  Mittel  zu 
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ihrer  Lösung  empfohlen.  Die  eingehende  Prüfung  dieser 
Massregel  ist  demnach  geboten. 

Wie  wir  schon  berichtet  haben ,  beträgt  die  Steuer, 
welche  der  Hausherr  in  Wien  vom  Hiethzinse  zu  entrichten 
hat,  bei  40%  desselben.  Sie  ist  nicht  viel  geringer  in  ande- 
ren Grossstädten  Oesterreichs.  Von  einer  Wohnung  daher, 
welche  dem  Hausbesitzer  250  fl.  abwirft,  muss  er  100  fl. 
als  Steuer  bezahlen.  Wird  er  nun  von  dieser  Last  für  20 
Jahre  lang  befreit,  so  repräsentirt  eine  solche  Freiheit  bei 
dem  heutigen  Zinsfuss  von  6%  einen Capitalwerth  von  11 15 fl., 
welche  eine  Rente  von  69  fl.  geben ,  für  25  Jahre  1286  fl. 
oder  77  fl.  Rente,  und  für  30  Jahre  1384  fl.  oder  83  fl. 
Rente.  In  Folge  einer  20jährigen  Steuerfreiheit  kann  somit  der 
Bau-Unternehmer  eine  Wohnung,  welche  er  sonst  nur  gegen 
einen  Miethzins  von  250  fl.  herstellen  könnte,  um  69  fl.,  bei 
2 5j ähriger  Befreiung  um  77  fl.,  und  bei  BOjähriger  Steuer- 
freiheit um  83  fl.  wohlfeiler  vermiethen. 

Durch  eine  20jährige  Steuerfreiheit  können  daher 
die  Wohnungen  in  Wien  um  27%%,  durch  eine  25jährige 
um  30%%  und  durch  eine  30jährige  um  3375%  verwohl- 
feilt  werden. 

Die  Verlängerung  der  Steuerfreiheit  von  20  auf  30 
Jahre  kann  daher  im  besten  Falle  den  Wohnungs- 
Bedürftigen  nur  mit  5%%  zu  Gute  kommen,  während  sie 
dem  Gemeinwesen  unserer  Kinder  die  vollen  Hunderte  ent- 
zieht. Vollends  eine  Verlängerung  der  Steuerfreiheit  auf  40 
Jahre,  wie  sie  jüngst  Herr  N  i  k  o  1  a  im  Wiener  Gemeinde- 
rathe  begehrte,  hätte  in  der  Gegenwart  einen  so  geringen 
Capitalwerth ,  dass  ein  solches  Geschenk  von  Seite  des  Staa- 
tes an  die  heutige  Generation  eine  schmähliche,  weil  fast 
nutzlose  Vergeudung  der  Einkünfte  des  Gemeinwesens  unse- 
rer Kinder  bedeuten  würde.  Diese  Vergeudung  wäre  um  so 
schmählicher,  als  das  Geschenk  der  Steuerfreiheit,  welche 
der  Staat  heute  allen  Neubauten  unbedingt  und  gleich- 
m  ä  s  s  i  g  in  Aussicht  stellt,  nicht  der  Absicht  des  Geschenk- 
gebers gemäss  den  Bau- Unternehmern  und  mittelbar  den 
Wohnungs- Bedürftigen  allein,  sondern  zum  grossen  Theil 
Leuten  zufällt  ,  welche  für  die  Häuser-Production  nichts 
leisten,  sondern  dieselbe  durch  wucherische  Speculation  noch 
verzögern,  nämlich  den  Baustellen-Besitzern. 
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Wird  nämlich  statt  der  in  Oesterreich  heute  bestehen- 
den 15jährigen  Steuerfreiheit  den  Neubauten  eine  40jährige 
in  Aussicht  gestellt,  ja  wird  nur  von  einflussreichen  Kör- 
perschaften, wie  z.  B.  dem  Wiener  Gemeinderath,  die  Bitte 
um  eine  solche  Verlängerung  der  Steuerfreiheit  erhoben,  so 
werden  alle  Besitzer  von  solchen  Baustellen,  welche  heute 
schon  ziemlich  hoch  im  Preise  stehen  ,  den  ganzen  Capital- 
werth  dieser  verlängerten  Steuerfreiheit  für  ihre  Bauplätze 
mehr  begehren.  Ursachen  dieser  Erscheinung  wollen  wir  an 
einem  Beispiele  erläutern.  Nehmen  wir  einen  Baugrund  von 
30Q°  an,  wovon  25Q°  mit  einem  zweistock-(3  Stockwerke) 
hohen  Hause  verbaut  werden  können.  Die  Erbauung  eines 
solchen  Hauses  kommt  auf  25X270  fl.  ==  6750  fl.  zu  stehen. 
Diese  Summe  muss,  in  Häusern  angelegt,  sich  wenigstens 
mit  7°/0  verzinsen.  —  Das  Baucapital  allein  schon  fordert 
daher  eine  Miethe  von  472  fl.  Im  Durchschnitt  muss 
daher  jede  der  drei  Wohnungen  in  diesem  Hause  157  fl. 
kosten ,  wenn  der  Baugrund  hiezu  unentgelt- 
lich abgetreten  würde  und  der  Hausherr  keine 
Steuerzu  zahlen  hätte.  Wird  er  zu  dieser  verhalten, 
so  muss  er  für  das  besagte  Haus  einen  Zins  von  783  fl.,  also 
für  jede  der  drei  Wohnungen  darin  261  fl.  begehren.  Muss  er 
auch  den  Baugrund  dazu  kaufen,  noch  mehr.  Wie  viel? 
—  Würde  man  die  Frage  so  stellen,  so  wäre  dies  eine  Ver- 
kehrtheit; denn  die  Preise  der  Wohnungen  sind  nicht  die 
Wirkung  der  Baustellenpreise,  sondern  umgekehrt  die 
Preise  der  Baustellen  die  Wirkung  der  verschiedenen  Preise 
der  Wohnungen  in  den  verschiedenen  Theilen  der  Stadt. 
Hier  liegt  der  Punct ,  welchen  bekanntlich  Mi  11  als  »die 
Eselsbrücke«  der  Volkswirtschaftslehre  bezeichnet,  nämlich 
die  Lehre  von  der  Grundrente  und  den  Preisen  der  Grund- 
stücke, über  welche  wir  uns  mit  Bezug  auf  unseren  Gegenstand 
klar  werden  müssen,  wenn  wir  die  Lösung  der  Wohnungs- 
frage fördern  wollen.  Darum  müssen  wir  diesen  Punct  ein- 
gehend besprechen. 

Die  Knotenpuncte  des  städtischen  Verkehrs  sind  fast 
vollständig  verbaut.  In  Folge  dessen  ist  um  sie  herum  eine 
bestimmte  Menge  von  Wohnungen  zu  haben.  So  wie  die 
Nachfrage  nach  Geschäfts-  und  Wohnräumen  in  diesen  Stadt- 
theilen  zunimmt,  so  steigen  die  Preise  derselben  ohne  Rück- 
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sieht  darauf,  wie  viel  die  Erbauung  der  Häuser  daselbst  ge- 
kostet hat  oder  heute  kosten  würde,  weil  das  Angebot  von 
Wohnungen  daselbst  nicht  willkürlich  im  geraden  Verhält- 
nisse zur  steigenden  Nachfrage  vermehrt  werden  kann.  Die 
Hausbesitzer  fordern  wie  überall,  so  auch  dort  für  ihre  Woh- 
nungen so  viel,  als  sie  hiefür  bekommen  können.  Sie  bekom- 
men aber  hiefür  mehr,  als  die  Besitzer  von  Häusern  in  ande- 
ren Gebieten  der  Stadt. 

Eine  Wohnung  von  25Q0  Fläche  wird  am  Rande  der 
Stadt  Wien,  selbst  bei  allgemeiner  Steuerpflicht  aller  Haus- 
besitzer, nicht  viel  über  261  fl.  kosten,  weil  dort  Baugrund  in 
genügender  Menge  vorhanden  ist,  und  die  Bau-Unternehmer 
bei  diesem  Preise  der  Wohnungen  die  landesüblichen  Zinsen 
für  ihr  Capital  erhalten,  deshalb  dort  das  Angebot  von  Woh- 
nungen der  Nachfrage  folgen  kann  und  wird. 

Ganz  anders  dagegen  steht  die  Sache  in  den  Knoten - 
puneten  des  städtischen  Verkehrs.  Hier  kann  das  Angebot 
von  Wohnungen  nur  durch  Umbau  der  allenfalls  vorhande- 
nen niedrigen  Häuser,  und  durch  Aufsetzen  neuer  Stock- 
werke vermehrt  werden.  Dies  erfordert  aber  einen  bedeutend 
höheren  Aufwand,  als  der  Neubau  auf  den  leeren  Baustellen 
am  Rande  der  Stadt.  Der  wirtschaftlichste  Häuserbau  ist 
der  von  zweistockhohen  Häusern  auf  leeren  Baustellen,  denn 
jedes  Höherbauen  ist  schon  an  sich  theuer,  erfordert  über- 
dies stärkere  Mauern  auch  für  die  unteren  Stockwerke  und 
liefert  doch  nur  verhältnissmässig  minder  gut  bezahlte  Woh- 
nungen. Schon  diese  Umstände  ermöglichen  es  den  Besitzern 
der  gut  gelegenen  Häuser  für  ihre  Wohnungen  so  viel  mehr 
zu  begehren  als  nothwendig  ist,  um  den  vermehrten  Kosten- 
aufwand der  Vermehrung  des  Angebots  gleich  gut  gelegener 
Wohnungen  landesüblich  zu  verzinsen.  Hört  vollends  die 
Möglichkeit  auf,  das  Angebot  solcher  Wohnungen  zu  ver- 
mehren, so  können  die  genannten  Hausbesitzer  für  ihre  Woh- 
nungen Monopolpreise  begehren,  deren  Höhe  nur  durch  die 
Kauffähigkeit  der  Nachfragenden  und  das  bleibende  Ange- 
bot von  wohlfeileren  Wohnungen  in  anderen  Theilen  der 
Stadt  beschränkt  wird.  Kommt  nun  in  einem  so  dicht  be- 
wohnten Stadttheile  ein  Bauplatz  auf  den  Markt,  so  richtet 
sich  der  Preis  desselben  nach  dem  Preise  der  Wohnungen  in 
seiner  ähnlich  gelegenen  Umgebung.  Bieten  die  Nachfragen- 
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den  für  eine  Wohnung  von  25Q°  Fläche  daselbst  statt  der 
261  fl.  am  Rande  der  Stadt  500  fl.  und  für  alle  drei  Woh- 
nungen im  zweistockhohen,  auf  einer  Fläche  30Q0  daselbst 
erbauten  Hause  statt  783  fl.  1500  fl. ,  so  sind  717  fl.  von  die- 
sem Miethzinse  die  Wirkung  der  Lage  dieses  Hauses.  Es 
entfällt  somit  auf  eine  Quadratklafter  Baugrund  daselbst  eine 
jährliche  Rente  von  beinahe  24  fl.  und  nach  Abzug  der  40 
percentigen  Steuer  noch  immer  eine  Rente  von  14 l/3  fl.  Diese 
repräsentirt  bei  unserem  heutigen  Zinsfuss  von  6%  einen 
Capitalwerth  14y3X162/3  fl.  =  239  fl.  Der  Bau-Unternehmer 
wird  aber  für  die  Klafter  daselbst  eine  noch  grössere  Summe 
zahlen  müssen,  weil  er  sie  durch  Erbauung  eines  vierstock- 
hohen  Hauses  ausnützen  kann,  und  der  Baustellen-Besitzer 
als  Monopolist  diesen  Nutzen  nicht  ihm  überlässt,  sondern 
für  sich  fordert,  ja  sogar  das  Steigen  der  Miethen  in  Rech- 
nung bringt,  und  je  nach  der  grösseren  oder  geringeren 
Wahrscheinlichkeit  des  letzteren  eine  entsprechend  grössere 
oder  geringere  Summe  für  seinen  Bauplatz  mehr  verlangt. 
In  Folge  dessen  kann  es  kommen,  dass  sich  den  Bau-Unter- 
nehmern das  auf  die  Neubauten  und  den  Ankauf  der  dorti- 
gen Baustellen  verwendete  Capital  nicht  landesüblich  ver- 
zinst, aber  deshalb  erhalten  sie  für  ihre  Wohnungen  nicht 
mehr,  als  ihre  Nachbarn,  und  andererseits  werden  sie  diesel- 
ben nicht  wohlfeiler  ablassen,  wenn  sie  die  wenigen  noch 
vorhandenen  Baustellen  unentgeltlich  erhalten  würden,  weil 
ja  die  Concurrenz  der  Nachfragenden  nach  Wohnungen  ihnen 
die  hohen  Miethen  entgegenbringt. 

Die  hohen  Preise  der  Wohnungen  in  den  Kno- 
tenpuneten  des  städtischen  Verkehrs  sind  demnach  zwar 
die  Wirkung  der  Lage  der  Baugründe  daselbst, 
aber  nicht  die  Wirkung  des  Preises  derselben, 
sondern  es  ist  umgekehrt  der  Preis  des  Baugrun- 
des daselbst  und  ebenso  in  allen  anderen  T  heilen 
der  Stadt  die  Wirkung  der  blos  durch  die 
Concurrenz  der  Nachfrage  nach  Wohnungen 
bewirkten  Höhe  der  Wohnungsmiethen  in 
der  ähnlich  gelegenen  Umgebung  der  betref- 
fenden Baustelle. 

Die  Menge  der  in  denKnotenpuncten  des  städtischen  Ver- 
kehrs angebotenen  Wohnungen  ist  eine  begrenzte  und  kann 
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nur  wenig  mehr  verändert  werden.  Darum  wird  der  Preis 
der  Wohnungen  daselbst  fast  nur  durch  die  Nachfrage  ge- 
regelt. In  Folge  dieser  seiner  Unabhängigkeit  vom  Angebot 
ist  der  Preis  der  dortigen  Wohnungen  auch  unabhängig  von 
deren  Productionskosten  und  somit  auch  unabhängig  von  der 
auf  die  Wohnungsmiethe  gelegten  Steuer.  Deshalb  hat  auch 
die  Steuer  auf  den  Preis  der  Wohnungen  in  solchen  Stadt- 
theilen  nicht  die  steigernde  und  die  Gewährung  der  Steuer- 
freiheit nicht  die  herabdrückende  Wirkung,  welche  sie  am 
Rande  der  Stadt  auf  die  Miethzinse  äussert.  Hier  muss  der 
Capitalist  die  ganze  Steuer  auf  die  Miethparteien  überwälzen 
können,  wenn  er  sich  zum  Häuserbau  entschliessen  soll,  weil 
er  ja  in  Oesterreich  in  anderen  eben  so  sicheren  Anlagen  6% 
mit  seinem  Capital  steuerfrei  erwerben  kann.  Anderer- 
seits muss  der  Unternehmer  von  Neubauten  am  Rande  der 
Stadt  den  Vortheil  der  Steuerfreiheit  seinen  Miethern  über- 
lassen, weil  dort-  das  Angebot  von  Wohnungen  im  Verhält- 
niss  zur  steigenden  Nachfrage  vermehrt  werden  kann,  und  er 
in  Folge  dessen  durch  die  Concurrenz  anderer  Bauunterneh- 
mer im  Angebot  von  Wohnungen  daselbst  gezwungen  wird, 
sich  mit  7°/0  vom  Baucapitale  zu  begnügen,  und  die  Woh- 
nungen um  die  volle  Rente  des  Capitalwerthes  der  Steuer- 
freiheit, also  inWien  bei  20jähriger  Steuerfreiheit  um273/5% 
wohlfeiler,  als  er  sie  bei  dem  Mangel  dieser  Befreiung  geben 
könnte,  zu  vermiethen. 

Ganz  anders  dagegen  steht  die  Sache  in  den  Knoten- 
puncten  des  städtischen  Verkehrs.  Hier  kann  das  Angebot 
von  Wohnungen  wenig  mehr  verändert  werden  ,  die  Nach- 
frage nach  Wohnungen  aber,  welche  hier  fast  allein  den  Preis 
derselben  regelt,  ist  unabhängig  von  der  Grösse  der  auf  die 
Miethzinse  gelegten  Steuer.  Wenn  nun  Angebot  und  Nach- 
frage durch  die  Steuer  hier  nicht  verändert  werden,  so  kann 
auch  der  Preis  der  Wohnungen  hier  weder  in  Folge  der  Er- 
höhung der  Hauszinssteuer  steigen,  noch  in  Folge  der  Be- 
freiung von  dieser  Steuer  sinken. 

Mehr,  als  die  Nachfragenden  mit  Rücksicht  auf  die  ge- 
ringeren Preise  der  entfernter,  aber  gesünder  gelegenen  Woh- 
nungen und  die  Mühen  und  Kosten  des  Hin-  und  Hergehens 
für  die  Wohnungen  im  Innern  der  Stadt  bezahlen  wollen, 
können  die  dortigen  Hausbesitzer  für  ihre  mehr  begehrten 
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Wohnungen  nicht  erhalten,  wenn  ihnen  auch  noch  so  viel 
Lasten  aufgebürdet  würden,  weil  ein  Theil  der  dortigen 
Miether  sofort  in  Stadttheile  ziehen  würde ,  wo  das  Angebot 
von  Wohnungen  der  Nachfrage  folgen  kann,  wenn  ihre  Haus- 
herren sie  steigern  wollten.  Weniger  aber,  als  die  Nach- 
fragenden den  Besitzern  von  Häusern  im  Innern  der  Stadt  bei 
der  beschränkten  Menge  der  dortigen  Wohnungen  für  diese 
anbieten,  werden  die  Hausherren  nicht  nehmen,  wenn  sie  auch 
der  Staat  von  allen  Lasten  befreien  würde. 

In  unserem  obigen  Beispiele  wird  der  Hausbesitzer  für 
alle  drei  Wohnungen  seines  Hauses  1500  fl.  erhalten.  Da  er 
davon  eine  Steuer  von  600  fl.  zu  entrichten  hat,  so  bleiben 
ihm  noch  immer  900  fl.  übrig,  welche  sein  Baucapital  von 
6750  fl.  mehr  als  landesüblich  verzinsen.  Da  er  als  Zins  für 
dieses  Capital  nur  472  fl.  rechnen  kann ,  428  fl.  ihm  als  die 
Wirkung  der  Lage  seines  Baugrundes  übrig  bleiben  ,  so  hat 
er  wirtschaftlich  gehandelt,  wenn  er  jede  der  30Q°  dessel- 
ben mit  239  fl.  bezahlt  hat,  obgleich  ihm  keine  Steuerfreiheit 
für  seinen  Bau  gewährt  wurde.  Sollten  ähnlich  gelegene  Bau- 
stellen in  sehr  geringer  Anzahl  noch  vorhanden  sein,  so  kann, 
er  sie  ohne  Gefahr  eines  Verlustes  um  den  gleichen  Preis 
kaufen  und  verbauen,  wenn  er  auch  für  den  Neubau  keine 
Steuerfreiheit  erhält.  Sollte  ihm  aber  diese  Befreiung  für 
20  Jahre  zugesichert  werden  ,  so  kann  er  dieselbe  für  die 
600  fl.,  welche  er  dadurch  jährlich  erspart,  mit  6  X  1155  fl. 
gleich  6930  fl.  anschlagen  und  daher  ohne  Gefahr  eines  Ver- 
lustes für  jede  der  30Q°  des  neuen  Baugrundes  um  231  fl. 
mehr,  als  für  die  alte  Baustelle,  im  Ganzen  daher  mit 
239  +  231  ==  470  fl.  die  Quadratklafter  bezahlen. 

Die  unbedingte  und  für  alle  Neubauten 
gleiche  Steuerfreiheit  hat  demnach  die  Wirkung,  den 
Preis  all  derjenigen  Bauplätze,  welche  schon  vor  Gewährung 
der  Steuerfreiheit  einen  höheren  Marktpreis  hatten ,  als  den, 
welchen  die  Gartenwirtschaft  hiefür  bezahlen  kann,  in  einem 
mit  der  Steuer  wachsenden  Massstab  zu  erhöhen.  Sie  kommt 
sonach  in  allen  etwas  besser  gelegenen  Stadttheilen  nicht  den 
Wohnungs-Bedürftigen  zu  Gute,  sondern  bereichert  da  nur  die 
Baustellen-Besitzer  auf  Kosten  der  Gesammtheit.  Sie  hat  diese 
Wirkung  aber  auch  bei  allen  übrigen  Baustellen;  denn  so  wie 
der  von  der  Steuer  befreite  Miethzins  das  Baucapital  besser 
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als  landesüblich  verzinst,  erscheint  es  den  Capitalisten  vor- 
teilhaft, Häuser  zu  bauen.  Dies  wissen  aber  sofort  auch  die  Bau- 
stellen-Besitzer. Sie  wissen  aber  auch,  dass  aller  Häuserbau, 
wenn  er  nicht  in  colossalem  Massstabe  ausgeführt  wird ,  n  u  r 
als  Anbau  erfolgen  kann.  Sie  begehren  daher  für  alle  ihre 
in  der  Nähe  der  bewohnten  Häuser  befindlichen  Baustellen 
den  ganzen  Capitalwerth  des  Vortheils ,  welchen  die  Steuer- 
freiheit den  Neubauten  auf  denselben  in  Aussicht  stellt.  Er- 
halten sie  denselben  nicht  ,  so  können  und  werden  diese  Mo- 
nopolisten ihren  Besitz  der  Häuserproduction  so  lange  vorent- 
halten, bis  die  Bau-Unternehmer,  durch  die  wachsende  Nach- 
frage nach  Wohnungen  gezwungen,  ihnen  die  begehrten  Sum- 
men sammt  Zinsen  und  Zinseszinsen  bezahlen. 

Deshalb  haben  wir  es  erlebt,  und  werden  es  leider  noch 
oft  erleben  müssen,  bis  wir  Klugheit  daraus  schöpfen,  dass 
durch  die  Steuerfreiheit  die  Preise  der  Wohnungen  bei 
Weitem  nicht  im  Verhältniss  zur  Grösse  der  gewährten  Ent- 
lastung ermässigt  wurden.  Nur  ein  gleichzeitiges  star- 
kes Angebot  von  Baustellen,  wie  es  in  Wien  zur  Zeit  der 
w Stadterweiterung«  eintrat,  kann  die  Preise  der  Wohnungen 
im  Verhältniss  zur  Grösse  der  Steuerbefreiung  herabdrücken. 

Ob  der  Staat  es  bewirken  kann,  dass  die  vorhandenen 
Baustellen  der  Häuserproduction  nicht  wucherisch  vorenthal- 
ten werden ,  sondern  alle  wie  Handelswaaren  sich  immer  auf 
dem  Markte  befinden  ,  wollen  wir  später  untersuchen.  Zu- 
nächst müssen  wir  noch  die  weiteren  gemeinschädlichen  Wir- 
kungen der  in  Oesterreich  bestehenden  Form  der  Steuerfrei- 
heit für  Neubauten  darlegen. 

2.   Die  gemeinschädlichen  Wirkungen  der  in 
Oesterreich    bestehenden   periodischen,  un- 
bedingten  und   für  alle  Neubauten  gleichen 
Steuerfreiheit. 

Die  Bevölkerungs-Statistik  zeigt  uns  augenfällig,  dass 
die  Einwanderung  der  Landbewohner  in  die  grossen  Städte 
fortwährend  im  Wachsen  begriffen  ist.  Dass  sie  stetig 
wachsen  muss,  können  wir  jetzt  schon  aus  der  Richtung  ent- 
nehmen, welche  die  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  nimmt. 
Während   die  Landwirtschaft  dahin  strebt,  die  begehrte 
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Menge  ihrer  Producte  mit  Hilfe  von  Maschinen  durch  eine 
sinkende  Quote  der  Bevölkerung  zu  erzeugen,  und  daher 
immer  mehr  Arbeitskräfte  an  die  Städte  abgeben  wird ,  ver- 
langen die  Industrie  und  der  Handel  die  Concentration  der 
Arbeit,  des  Credits  und  des  Austausches  der  Güter,  und  kön- 
nen, da  sie  nicht  wie  die  Landwirthschaft  für  ziemlich  ens 
begrenzte  Bedürfnisse  sorgen,  immer  mehr  Menschen  lohnend 
beschäftigen.  In  Orten  nun,  in  welchen  eine  lebhafte  indu- 
strielle Production  schon  entwickelt  ist,  erscheint  der  An- 
schluss  anderer  Industrieen  an  dieselbe  wirtschaftlich  und 
social  vorteilhaft.  Dadurch  werden  die  grossen  Städte  immer 
grösser,  während  die  kleinen  auf  ihrem  alten  Stande  bleiben, 
oder  gar  abnehmen,  und  wie  die  Dörfer  immer  mehr  Men- 
schen an  die  Grossstädte  abgeben.  In  dem  wirtschaftlich 
hoch  entwickelten  England  ist  dieser  Process  schon  sehr  weit 
gediehen  und  deshalb  finden  wir  in  der  dortigen  Hauptstadt 
schon  mehr  als  drei  Millionen  Menschen.  Auch  die  Bevölke- 
rung von  Paris  und  Berlin  hat  in  riesigem  Massstab  zugenom- 
men. Gestützt  auf  diese  Erscheinungen  und  ihre  Ursachen 
können  wir  mit  Zuversicht  vorhersagen,  dass  die  Bevölkerung 
der  beiden  österreichischen  Hauptstädte  Wien  und  Pest  in 
längstens  30  Jahren  sich  verdoppeln  wird.  In  längstens 
30  Jahren  also  müssen  in  Wien  für  mehr  als  800.000  Men- 
schen Wohn-  und  Geschäfts-Räume  hergestellt  sein.  Wenig- 
stens 30  Jahre  lang  wird  in  Wien  ununterbrochen  gebaut 
werden  müssen,  wenn  die  Wohnungsnoth  nicht  noch  schlim- 
mer als  heute  werden  soll.  Dazu  kommt,  dass  der  Capitalzins 
im  Steigen  begriffen  ist  und  der  Richtung  der  Volkswirt- 
schaft zufolge  nicht  so  bald  wieder  sinken  wird,  der  Bau- 
Unternehmer  daher  noch  lange  Zeit  hindurch  ausser  Stande 
bleiben,  ohne  Steuerfreiheit  der  Neubauten  wohlfeile  Woh- 
nungen herzustellen. 

Trotz  alledem  gewährt  die  österreichische  Gesetzgebung 
den  Neubauten  die  Befreiung  von  der  Hauszinssteuer  nur  für 
kurze  Perioden. 

Das  letzte  diesbezügliche  Gesetz  vom  14.  November  1867 
gewährte  »ausnahmsweise«  allen  Neubauten,  welche  bis 
zum  Jahre  1869  benutzbar  gemacht  wurden,  eine  Steuerfrei- 
heit für  15,  und  allen  Zu-  und  Umbauten  für  12  Jahre.  Diese 
»ausnahmsweise«  Befreiung  musste  durch  Gesetz  vom 
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24.  December  1869  den  Bau- Unternehmern  auch  für  dieJahre 
1870  und  1871  zugestanden  werden,  und  eben  jetzt  beeilen 
sich  die  gesetzgebenden  Factoren  ,  diese  regelmässige 
»Ausnahme«  auch  für  die  Jahre  1872  und  1873  zu 
statuiren. 

Eine  solche  unsichere,  im  Jahre  1869  erst  im  letzten 
Momente  gewährteErleichterung  der  Bau-Unternehmung  muss 
auf  alle  Baugewerbe  um  so  verderblicher  wirken,  als  die  Ge- 
setzgebung früher  den  Neubauten  eine  verschieden  lange 
Steuerfreiheit  gewährte,  und  dieStimmen  sich  mehren,  welche 
eine  Verlängerung  derselben  verlangen  und  diese  dadurch 
wahrscheinlich  machen. 

Wer  z.B.  einen  Neubau  heuer  vollendet,  muss  besorgen, 
dass  sein  Goncurrent ,  der  später  bauen  will,  eine  25jährige 
Steuerfreiheit,  wie  sie  in  der  Wiener  Wohnungs  -  Enquete- 
Commission  im  Jahre  1870  verlangt  wurde,  oder  gar  eine 
40jährige  Befreiung  von  der  Hauszinssteuer  erlangen  wird, 
wie  dies  jüngst  Hewr  Nikola  im  Wiener  Gemeinderathe 
begehrte. 

Schon  das  unbesonnene  Aussprechen  eines  solchen  Be- 
gehrens muss  lähmend  auf  die  Baugewerbe  wirken,  wenn  es 
von  einflussreichen  Leuten,  wie  es  die  Vertreter  der  Haupt- 
stadt sind,  geschieht.  Denn  wer  heute  schon  der  Wohnungs- 
noth  durch  Neubauten  abhelfen  will,  muss  besorgen,  dass 
durch  eine  künftige  Verlängerung  der  Steuerfreiheit  die  von 
ihm  gebauten  Häuser  bedeutend  entwerthet  werden  und  er 
sonaeh  Verluste  erleidet.  Er  wird  daher  das  Bauen  so  lange 
verschieben,  bis  die  angeregte  Massregel  getroffen  wird. 

Im  Wiener  Gemeinderathe  wurde  zwar  diese  verlängerte 
Steuerfreiheit  nur  für  Neubauten  begehrt,  welche  in  den  näch- 
sten drei  Jahren  benutzbar  gemacht  werden,  aber  damit  hat 
man  das  Uebel  nur  verschlimmert.  Denn  jede  Gewährung 
einer  bisher  nicht  bestandenen,  oder  die  Verlängerung  der 
bestehenden  Steuerfreiheit  wirkt,  wenn  sie  nur  für  kurze  Ter- 
mine erfolgt,  stossweise  auf  die  Baugewerbe,  wie  wir 
dies  in  Folge  der  Gewährung  einer  30jährigen  Steuerfreiheit 
für  dieNeubauten  auf  den »Stadterweiterungs-Gründen«  (dem 
früheren  Glacis  zwischen  den  Wällen  der  inneren  Stadt  und 
den  Vorstädten)  gesehen  haben.  Damals  stieg  in  Folge  dieser 
Massregel  das  Tausend  Ziegel  von  20  fl.  bis  auf  37  fl.  im 
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Preise  und  der  Taglohn  der  Bauarbeiter  von  1  fl.  10  kr.  bis 
auf  1  fl.  70  kr.  Nach  Ausführung  der  meisten  dieser  ganz 
überflüssigerweise  begünstigten  Neubauten  sanken  im  Jahre 
1865  die  Ziegelpreise  auf  ihren  alten  Stand,  und  die  Bau- 
arbeiter bekamen  dann  nicht  nur  einen  geringen  Lohn,  son- 
dern viele  von  ihnen  fanden  wochenlang  gar  keine  Arbeit. 
Die  mit  übermässigen  Kosten  gebauten  Häuser  waren  für  den 
Moment  in  übermässiger  Zahl  vorhanden  und  sanken  deshalb 
rasch  im  Werthe  herab,  bis  die  steigende  Nachfrage  nach 
Wohnungen  und  insbesondere  nach  Wohnungen  in  diesen 
Neubauten  den  Werth  derselben  wieder  hob.  Die  schlimme 
Erfahrung  aber,  welche  die  Bau-Unternehmungen  bei  dieser 
stossweisen  Förderung  durch  die  Steuer-Gesetzgebung  mach- 
ten, wirkt  heute  noch  lähmend  auf  sie  ein.  Damals  hat  die 
Steuerfreiheit  nur  einige  Ziegelfabrikanten  zu  Millionären  und 
viele  unserer  Bauarbeiter  zu  liederlichen  Trunkenbolden  ge- 
macht, welche  später  bei  Abnahme  des  Verdienstes  als  Vaga- 
bunden der  Gesellschaft  zur  Last  fielen.  ,Den  Wohnungs-Be- 
dürftigen  aber  hat  sie  nur  momentan  eine  Erleichterung  ver- 
schafft, um  ihnen  später  desto  mehr  zu  schaden. 

Alle  diese  wirtschaftlichen  und  socialen  Uebel  hat  die 
für  kurze  Perioden  gewährte  Steuerfreiheit  naturnothwendig 
im  Gefolge. 

Nicht  minder  gemeinschädlich  wirkt  die  formelle 
Gleichheit  der  in  Oesterreich  allen  Neubauten  zuge- 
sicherten Steuerfreiheit.  Unsere  Gesetze  gewähren  jedem 
Neubau  die  gleiche  Steuerfreiheit,  gleichviel,  ob  er  im  Mittel- 
puncte  oder  am  Rande  der  Stadt,  gleichviel,  ob  er  auf  ange- 
schüttetem Boden  oder  auf  Felsengrund  ausgeführt  wird, 
gleichviel,  ob  er  in  der  Niederung,  wo  die  Herstellung  eines 
Brunnens  nur  60  fl.  kostet,  oder  auf  der  Anhöhe  erfolgt,  wo 
dieselbe  bis  auf  1400  fl.  zu  stehen  kommt. 

Wie  wir  schon  an  einem  Beispiele  nachgewiesen  haben, 
hat  die  Steuerfreiheit  für  Neubauten  in  den  Knotenpuncten 
des  städtischen  Verkehrs  nur  die  Wirkung,  die  Baustellen- 
Besitzer  auf  Kosten  der  Staats-  und  Gemeinde-Finanzen  zu 
bereichern  ,  indem  sie  den  Preis  der  dortigen  Baustellen  um 
den  ganzen  Capital  Werth  der  Steuerfreiheit  erhöht.  Zur  Be- 
seitigung der  Wohnungsnoth ,  dem  einzigen  Zwecke  der 
Steuerfreiheit,  ist  diese  für  Neubauten  auf  solchen  Baustellen 
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überflüssig,  weil  die  entschiedene  Versagung  derselben 
nur  die  Wirkung  haben  wird,  dass  die  Besitzer  solcher  Bau- 
stellen diese  den  Bau-Unternehmern  entsprechend  wohlfeiler 
verkaufen  müssen.  Ja  noch  mehr!  Die  Steuerfreiheit  für  Neu- 
bauten auf  besser  gelegenen  Baustellen  wirkt  geradezu  ihrem 
Zwecke  entgegen.  Denn  indem  sie  den  Preis  dieser 
Baustellen  erhöht,  bewirkt  sie  zugleich,  dass  nur  reiche  Capi- 
talisten  darauf  den  Bau  von  Häusern  unternehmen  können, 
sie  verdrängt  demnach  alle  diejenigen  Bau -Unternehmer, 
welche  die  durch  Steuerfreiheit  künstlich  erhöhten  Baustellen- 
Preise  nicht  bezahlen  können,  aus  der  Concurrenz. 

Der  Staat  vertheuert  ferner  durch  eine  solche  verkehrte 
Massregel  auch  dasjenige  städtische  Terrain,  welches  er  und 
die  Gemeinde  in  immer  grösserem  Umfange  acquiriren  müs- 
sen, um  dem  wachsenden  Verkehr  neue  und  breitere  Wege 
zu  eröffnen.  Dadurch  werden  nicht  blos  Beider  Finanzen 
geschädigt,  sondern  es  unterbleiben  in  Folge  dessen  manche 
Erleichterungen  des  Verkehrs,  deren  Mangel  allen  Bewoh- 
nern der  Stadt  viel  Mühe  und  Kosten  verursacht. 

Die  schlimmste  Wirkung  der  für  alle  Neubauten  formell 
gleichen  Steuerfreiheit  ist  aber  die,  dass  sie  die  Bau-Unter- 
nehmer veranlasst,  auf  den  künstlich  vertheuerten  Baustellen 
drei-  bis  vierstöckige  Zinskasernen  zu  bauen, 
in  welchen  die  Menschen  weder  leiblich  noch  moralisch  ge- 
sund bleiben  können;  dass  sie  ferner  alle  Besitzer  von  Gär- 
ten und  grösseren  Höfen  verleitet,  ihren  Besitz  als  Baugrund 
zu  veräussern  oder  selbst  zu  verbauen,  und  damit  den  Be- 
wohnern der  Stadt  immer  mehr  Luft  und  Licht  zu  ent- 
ziehen. 

Einmal  hat  wohl  die  österreichische  Gesetzgebung  den 
Anlauf  genommen,  den  verschiedenen  Baustellen  eine  ver- 
schieden lange  Steuerfreiheit  in  Aussicht  zu  stellen  ;  nämlich 
zur  Zeit  der  »Stadterweiterung.«  Aber  gerade  damals  that 
sie  dies  in  völlig  verkehrter  Weise.  Sie  gewährte  nämlich 
gerade  denjenigen  Baustellen,  welche  gar  keine  Steuerfreiheit 
nöthig  hatten,  um  zur  Verbauung  zu  kommen,  eine  längere 
Steuerfreiheit,  als  den  Baustellen  am  Rande  der  Stadt.  Eine 
ähnliche  Verkehrtheit  verlangten  die  Techniker  der  im  Jahre 
1870  in  Wien  tagenden  Wohnungs-Enquete-Commission ,  in- 
dem sie  blos  für  die  Neubauten  »innerhalb  demBurg- 
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frieden  Wiens«  die  Steuerfreiheit  forderten,  während 
die  „Vororte"  Wiens  sie  viel  dringender  benöthigen. 

Die  österreichische  Gesetzgebung  gewährt  zum  Schaden 
der  Volkswirthschaft  und  Gesellschaft  Steuerfreiheit  nicht  nur 
allen  Neubauten  in  gleicher  Weise,  sondern  auch  unbe- 
dingt; gleichviel,  ob  sie  ein  Fürst  für  seinen  Palast,  oder 
ein  Arbeiter  für  seine  Hütte  beansprucht,  gleichviel,  ob  der 
Bau-Unternehmer  nur  grosse  oder  nur  kleine  Wohnungen 
herzustellen  gedenkt,  gleichviel,  ob  er  ungesunde  und  ent- 
sittlichende Zinskasernen  aufrichten  oder  kleine  Familien- 
häuser bauen  will.  In  Folge  dessen  wird  das  Wohnungs- 
Bedürfniss  auf  die  verwerflichste  Weise,  nämlich  durch  mehr- 
stöckige Zinskasernen  befriedigt. 

Im  Wiener  Gemeinderath  wurde  zwar  in  jüngster  Zeit 
das  Begehren  gestellt,  dass  der  Staat  eine  40jährige  Steuer- 
freiheit nur  denjenigen  Neubauten  in  Aussicht  stellen  soll, 
welche  kleine  Wohnungen  enthalten  werden,  aber  die  Aus- 
führung dieses  Vorschlags  würde  ein  Beamtenheer  zur  Con- 
trole  der  dauernden  Erfüllung  der  damit  gestellten  Bedin- 
gung der  Steuerfreiheit  nöthig  machen  und  ist  von  allen 
anderen  Schwierigkeiten  und  Unzukömmlichkeiten  abgesehen, 
schon  deshalb  nicht  zu  empfehlen. 

Die  Gewährung  der  Steuerfreiheit  darf  nur  an  solche 
Bedingungen  geknüpft  werden,  deren  Erfüllung  keine  nennens- 
werthe  Controle  benöthigt,  ferner  nur  unbedeutende  Kosten 
verursacht  und  zugleich  die  im  Interesse  der  Behaglichkeit, 
Gesundheit  und  Sittlichkeit  der  Bevölkerung  und  der  fried- 
lichen Entwicklung  der  Gesellschaft  am  meisten  wünschens- 
werthen  Formen  der  Wohnungen  von  selbst  herbeiführt. 

Welche  Bedingungen  dies  sind,  wollen  wir  später  dar- 
legen. Zunächst  müssen  wir  noch,  in  der  Kritik  der  österrei- 
chischen Gesetzgebung  über  die  Steuerfreiheit  fortfahrend, 
die  gemeinschädlichen  Wirkungen  der  Steuerfreiheit  für  Zu- 
und  Umbauten  auseinandersetzen. 

3.    Die   gemeinschädlichen   Wirkungen  der 
Steuerfreiheit  für  Zu-  und  Umbauten. 
Die  österreichischen  Gesetze  gewähren  periodisch  auch 
den  Zu-  und  Umbauten  eine  gleiche  und  unbedingte  Steuer- 
freiheit, und  zwar  für  12  Jahre. 
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Ein  Zubau  kann  entweder  im  Aufsetzen  von  höheren 
Stockwerken  oder  in  der  Verbauung  von  Hof  und  Garten 
bestehen. 

Erfahrungsgemäss  sind  die  tiefer  liegenden  Wohnungen 
eines  Hauses  desto  ungesunder,  aus  je  mehr  Stock- 
werken dasselbe  besteht ;  und  ebenso  greift  das  ofte  Steigen 
vieler  Treppen  die  Lunge  an.  Das  Aufsetzen  eines  vierten 
oder  gar  fünften  Stockwerkes  (nach  österreichischer  Sprech- 
weise eines  dritten  oder  vierten  Stockes)  auf  ein  Wohnhaus 
sollte  daher  schon  aus  sanitären  Gründen  unterbleiben.  Es 
hat  aber  auch  volkswirthschaftliche  und  sociale 
Nachtheile.  Dadurch,  dass  der  Baugrund  für  die  Befriedigung 
des  Wohnungs-Bedürfnisses  bis  zu  diesem  Uebermasse  aus- 
genutzt werden  kann ,  richtet  sich  der  Preis  der  Baustellen 
nach  dieser  Möglichkeit.  Jeder  Baustellen  -  Besitzer  verlangt 
für  seinen  Besitz  vom  Bau-Unternehmer  nicht  blos  den  Ge- 
winn, welchen  er  aus  dem  auf  seiner  Baustelle  beabsichtigten 
Bau  ziehen  wird,  sondern  den  Capitalwerth  aller  Vor- 
theile, welche  er  aus  dem  Bau  eines  drei«  oder  vierstock- 
hohen  Hauses  auf  derselben  ziehen  könnte.  Dadurch 
werden  auch  solche  Bau-Unternehmer,  welche  höchstens 
zweistockhohe  Häuser  bauen  möchten,  gezwungen,  höher  zu 
bauen,  wenn  sie  nicht  Capitalverluste  erleiden  wollen. 

In  der  südamerikanischen  Grossstadt  Lima  verbietet  die 
mit  Erdbeben  drohende  Natur  das  Bauen  mehrstöckiger 
Häuser.  In  Folge  dessen  muss  sich  die  Stadt  über  eine 
grosse  Fläche  ausdehnen  ,  und  benöthigen  deshalb  die  Bau- 
Unternehmer  dort  sehr  viel  Baugrund.  Trotz  ihrer  grossen 
Nachfrage  nach  Baustellen  sind  dieselben  aber  dort  ver- 
hältnissmässig  wohlfeil ,  weil  die  Möglichkeit ,  sie  stark  aus- 
zunutzen, dort  durch  die  Natur  abgeschnitten  ist. 

In  London  hat  die  herrschende  Wohnungssitte  eine 
ähnliche  Wirkung.  Dort  hat  nämlich  das  Bewusstsein  der 
Engländer  von  der  Behaglichkeit ,  Gesundheit  und  sittlichen- 
den Kraft  der  Familienhäuser  die  Sitte  erzeugt,  zufolge 
welcher  jede  Familie  ein  oft  nur  ein  Fenster  breites ,  höch- 
stens dreistockhohes  Haus  allein  bewohnt.  Durch  diese  Sitte 
werden  einerseits  die  Bau -Unternehmer  gezwungen,  diese 
beste  Art  von  Wohnungen  zu  bauen  ,  und  andererseits  die 
Baustellen-Besitzer  ausser  Stand  gesetzt,  so  viel  für  ihren 


Besitz  zu  begehren,  dass  Familienhäuser  darauf  nicht  gebaut 
werden  könnten. 

In  Oesterreich  verbietet  zum  Glück  nicht  die 
Natur,  aber  leider  auch  nicht  die  Sitte  das  Bauen  viel- 
stöckiger  Häuser.  Hier  könnte  daher  nur  die  Gesetzgebung 
dasselbe  verbieten.  Ob  sie  dies  thun  soll ;  wollen  wir  nicht 
untersuchen,  aber  das  können  wir  fordern  ,  dass  sie  dasselbe 
nicht  noch  begünstigen ,  nicht  durch  die  Befreiung  von  der 
Hauszinssteuer  geradezu  hervorrufen  soll. 

Wird  allen  Zubauten,  welche  im  Aufsetzen  eines  dritten 
oder  gar  vierten  Stockes  bestehen,  die  Steuerfreiheit  versagt, 
so  werden  die  meisten  solcher  Zubauten  unterbleiben  und 
höchstens  im  Mittelpuncte  der  Stadt  erfolgen,  der  ohnehin 
dazu  bestimmt  ist ,  blos  den  Geschäften  und  nicht  auch  dem 
Wohnungs-Bedürfniss  zu  dienen,  in  welchem  daher  auch  der 
Aufenthalt  der  Stadtbewohner  während  einiger  Tagesstunden 
der  Gesundheit  wenig  Schaden  zufügen  wird. 

Wird  ferner  auch  allen  Neubauten,  welche  aus  höheren 
als  zweistöckigen  Wohnhäusern  bestehen ,  die  Steuerfreiheit 
versagt,  so  muss  sich  die  Bevölkerung  der  österreichischen 
Grossstädte  ähnlich  wie  die  von  Lima  oder  London  über 
grosse  Flächen  ausdehnen.  Dadurch  werden  mehrere  Vor- 
theile zugleich  erzielt.  Die  Bevölkerung  wohnt  einmal  weniger 
dicht  beisammen,  die  Luft  und  der  Boden  werden  in  Folge 
dessen  weniger  verpestet ;  das  lästige  und  schädliche  Steigen 
vieler  Treppen  zur  eigenen  und  zu  fremden  Wohnungen 
wird  ermässigt,  die  Kinder  kommen  deshalb  öfter  als  sonst 
in's  Freie,  die  unmündigen  und  ärmsten  Dienstleute  und 
Lehrlinge,  deren  Kräfte  gerade  von  den  Bewohnern  der 
vierten  und  fünften  Stockwerke  auf  das  schändlichste  ausge- 
beutet werden  und  welche  dagegen  von  der  Staatsgewalt  ge- 
schützt werden  sollten,  werden  weniger  geplagt.  Alle  Woh- 
nungen behalten  selbst  in  schmalen  Gassen  mehr  Licht  und 
Sonnenschein  ,  der  für  Gesundheit  und  Frohsinn  unentbehr- 
lich ist,  kurz  gesagt,  die  Gesundheit  der  Bevölkerung  wird 
durch  eine  solche  Einschränkung  der  Steuerfreiheit  erhöht 
und  die  Sterblichkeit  derselben  vermindert.  Gerade  in  Oester- 
reichs grösster  Stadt,  wo  ein  Drittel  der  Bevölkerung  an  der 
Lungensucht  stirbt,  sollte  die  Gesetzgebung  das  Bauen  von 
überhohen  Häusern,  wenn  schon  nicht  verbieten,  so  doch 


nicht  durch  die  allen  Neu-  und  Zubauten  gleich  gewährte 
Steuerfreiheit  hervorrufen. 

Wer  da  einwenden  wollte,  dass  durch  Versagung  dieser 
Steuerfreiheit  die  Bevölkerung  gezwungen  wird,  entfernt  vom 
Mittelpuncte  der  Stadt  zu  wohnen  und  in  Folge  dessen  weite 
Gänge  dahin  zu  machen,  welche  die  Lunge  ebenso  angreifen 
werden,  als  das  Steigen  vieler  Treppen,  übersieht  die 
weiteren  Vortheile,  welche  die  Ausbreitung  der  Bevölkerung 
über  eine  grosse  Fläche  im  Gefolge  hat. 

Es  bilden  sich  nämlich  in  einer  weit  ausgedehnten  Gross- 
stadt von  selbst  Erwerbsgruppen  in  der  Bevölkerung, 
deren  Glieder,  weil  von  einander  abhängig,  zusammen  in 
einem  bestimmten  Stadttheil  wohnen,  welchen  die  Glieder 
anderer  Erwerbsgruppen  meiden ,  weil  sie  dort  keinen  Er- 
werb finden.  Weil  jede  Gruppe  von  der  andern  getrennt 
wohnt ,  vertheuert  keine  der  anderen  die  Wohnungen  und 
jede  erzeugt  auf  ihrem  Gebiete  einen  neuen  Knotenpunct  des 
städtischen  Verkehres.  Mit  dem  Mittelpuncte  der  Stadt  haben 
alle  Gruppen  nicht  so  viel  Beziehungen ,  dass  alle  ihre 
Glieder  täglich  dahin  gehen  müssten.  Die  meisten  Familien- 
glieder gehen  in  der  Nähe  ihrer  Wohnung  dem  Erwerbe  nach 
und  kommen  in  die  innere  Stadt  höchstens  zu  Genuss  oder 
seltenem  Einkauf.  Je  unleidlicher  und  theuerer  derAufenthalt 
in  der  inneren  Stadt  durch  Concentration  aller  Credit-  und 
Handelsgeschäfte  daselbst  wird,  desto  mehr  ziehen  sich  auch 
die  reichen  Leute  an  die  Ränder  der  Stadt,  wodurch  die  Er- 
werbsgelegenheit für  die  arbeitenden  Classen  in  der  Nähe 
ihrer  Wohnungen  noch  mehr  vermehrt,  die  Noth wendigkeit, 
weite  Gänge  machen  zu  müssen ,  noch  wirksamer  behoben 
wird.  Die  grosse  Ausdehnung  der  Stadt  erzeugt  ferner  von 
selbst  die  Möglichkeit,  dass  die  wohlhabenden  Leute  in  der 
Nähe  der  Arbeiter ,  die  von  ihren  Ausgaben  leben ,  wohnen 
können  5  denn  je  ausgedehnter  die  Stadt  wird  ,  desto  mehr 
steigt  die  Nachfrage  nach  Transportmitteln.  Diese  können 
aber  gerade  nur  bei  grosser  Nachfrage  den  Personen-Verkehr 
wohlfeil  vermitteln,  und  zwrar  so  wohlfeil,  dass  die  Bewohner 
der  ausgedehnten  Grossstadt  die  Entfernungen  ihrer  Theile 
mit  einem  geringeren  Zeit- ,  Kraft-  und  Kosten  -  Aufwände 
überwinden  können ,  als  die  Bewohner  einer  enggebauten 
Stadt,  welche  wegen  der  Kostspieligkeit  der  Fahrgelegen- 
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lieiten  alle  Gänge  zu  Fuss  machen  und  dabei  fortwäh- 
rend Stiegen  auf  und  Stiegen  ab  steigen  müssen.  Selbst 
in  verhältnissmässig  kleineren  Städten  kann  man  wohlfeil 
fahren ,  wenn  sie  sehr  ausgedehnt  und  deshalb  für  Fahr- 
gelegenheiten dort  reichlich  gesorgt  ist.  Je  mehr  wohlhabende 
Leute  entfernt  vom  Mittelpuncte  der  Stadt  wohnen  müssen, 
desto  schneller  ändern  sich  von  selbst  auch  die  Sitten, 
welche  heute  es  den  wohlhabenden  Classen  Wiens  undenkbar 
erscheinen  lassen,  dass  sie  ähnlich  wie  die  Engländer  wohnen 
und  leben  sollen. 

Steuerfrei  sind  in  Oesterreich  auch  diejenigen  Zubauten, 
durch  welche  die  Höfe  und  Gärten  der  bestehenden  Häuser 
verbaut  werden.  Erfahrungsgemäss  sind  die  Wohnungen  in 
einem  geschlossenen  Hofe  ungesund,  weil  die  Luft  dort  nicht 
durchstreichen  kann.  Gerade  die  Hofwohnungen  sind  überdies 
meist  sanitätswidrig  angelegt ,  sehr  oft  förmliche  Kellerwoh- 
nungen, die  doch  das  österreichische  Gesetz  zu  bewohnen 
verbietet ,  Wohnungen  ohne  Sonnenschein ,  ja  ohne  Luft 
und  Licht. 

Auch  die  Verbauung  der  Gärten  ist  der  Gesundheit  der 
städtischen  Bevölkerung  nachtheilig.  Darum  soll  die  Gesetz- 
gebung auch  diese  Art  von  Zubauten ,  wenn  sie  dieselbe 
schon  nicht  verbieten  will ,  doch  nicht  durch  Befreiung  von 
der  Hauszinssteuer  hervorrufen.  Die  Versagung  auch  dieser 
Befreiung  muss  die  Ausbreitung  der  städtischen  Bevölkerung 
über  ein  grosses  Terrain  ebenfalls  befördern. 

Auch  die  Umbauten  sind  steuerfrei  in  Oesterreich. 
Der  Umbau  eines  noch  nicht  baufälligen  Hauses  ist  aber  eine 
grosse  Capital-Zerstörung.  Eine  Capital-Zerstörung  im  capital- 
armen  Oesterreich  !  In  Oesterreich  ,  wo  gerade  der  Mangel 
an  Capital  die  Hauptursache  der  Wohnungsnoth  bildet !  Eine 
solche  Unwirthschaft  sollte  doch  die  Gesetzgebung  eher 
hemmen,  als  durch  Steuerfreiheit  befördern. 

Ausser  diesen  wirthschaftlichen  haben  die  Umbauten 
auch  sociale  Nachtheile.  Wer  da  ein  Haus  umbaut,  verdrängt 
in  der  Regel  lauter  kleine  Leute  daraus ,  und  baut  entweder 
einen  Palast  an  dessen  Stelle ,  wie  wir  dies  eben  jetzt  in 
mehreren  Strassen  Wiens  sehen  können  ,  oder  er  stellt  aus 
kleinen  grosse  Wohnungen  her.  Wer  aber  einen  Palast  baut, 
bedarf  keiner  Steuerfreiheit,   und  wer  den  armen  Leuten 
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Wohnungen  entzieht,  darf  sie  zu  dem  Ende  auch  nicht  er- 
halten. "Während  in  London  in  nicht  grosser  Entfernung  von 
den  Palästen  und  Häusern  der  reichen  Leute  die  Strassen  der 
Armen  liegen  ,  und  somit  alle  ihre  Familienglieder  Erwerb 
in  nächster  Nähe  ihrer  Wohnungen  finden  können  ,  werden 
die  Arbeiter  in  unseren  Grossstädten  immer  mehr  an  die 
Ränder  derselben  gedrängt,  ohne  dass  ihnen  die  Besitzenden 
dahin  folgen ,  und  müssen  in  Folge  dessen  immer  mehr  Zeit 
und  Kraft  vergeuden ,  um  zu  den  Orten  ihrer  Erwerbs- 
gelegenheit zu  kommen. 

Dies  ist  aber  fast  nur  die  Wirkung  unserer  verkehrten 
Steuergesetzgebung,  und  kann  jedenfalls  durch  eine  Reform 
derselben  verbessert  werden.  Worin  diese  Reform  bestehen 
muss,  wollen  wir  in  den  nächsten  Nummern  darlegen. 

4.  Die  Umwandlung  der  bestehenden  perio- 
dischen   gleichen    und    unbedingten  Steuer- 
freiheit in  eine  bedingte  verhältnissmässige 
und  dauernde. 

Dass  Neubauten  an  den  Rändern  der  österreichischen 
Grossstädte  ohne  Steuerfreiheit  nicht  erfolgen  können,  wird 
wohl  Niemand  bezweifeln.  Die  Befreiung  von  der  Hauszins- 
Steuer  darf  daher  diesen  Neubauten  nicht  versagt  werden, 
wenn  die  Wohnungsnoth  nicht  in  entsetzlicher  Weise  zuneh- 
men soll.  Aber  sie  soll  nur  solchen  Neubauten  gewährt  wer- 
den ,  welche  ohne  sie  nicht  erfolgen  würden  und  nur  in  dem 
Masse,  als  dies  zur  Beförderung  der  Baulust  unumgänglich 
nöthig  ist. 

Wir  haben  früher  als  die  bedeutendste  schädliche  Wir- 
kung und  als  die  Haupt-Ursache  aller  übrigen  Nachtheile  der 
Steuerfreiheit  die  künstliche  Erhöhung  der  Bau- 
stellen-Preise durch  dieselbe  bezeichnet.  So  wie  in 
einer  wachsenden  Stadt  die  Steuerfreiheit  neu  eingeführt  oder 
die  bestehende  verlängert  wird  ,  steigen  alle  Grundstücke  in 
der  Nähe  der  bewohnten  Häuser  weit  über  ihren  garten  wirt- 
schaftlichen Werth.  Dieser  beträgt  in  Wien  einen,  höchstens 
drei  Gulden  für  die  Quadratklafter.  Will  daher  der  Staat 
durch  die  absolut  notwendige  Massregel  der  Steuerfreiheit 
wirklich  nur  den  Wohnungs  -  Bedürftigen  helfen  und  nicht 
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statt  dessen  die  Baustellen-Besitzer  auf  Kosten  der  Gesammt- 
heit  bereichern,  so  muss  er  die  Gewährung  der  Steuerfreiheit 
an  folgende  Bedingungen  knüpfen : 

Jeder,  der  für  den  Neubau  auf  einer  bestimmten  Baustelle 
die  Steuerfreiheit  beansprucht,  muss  deren  genaue  Beschrei- 
bung bei  der  Baubehörde  durch  6  Monate  zur  öffentlichen 
Einsicht  auflegen.  Erklärt  während  dieser  Zeit  Jemand,  diese 
Baustelle  um  den  gartenwirthschaftlichen  Werth  übernehmen 
und  dieselbe  binnen  einem  Jahre  mit  einem  Wohnhaus  ohne 
Steuerfreiheit  verbauen  zu  wollen,  so  ist  dadurch  der 
Beweis  hergestellt,  dass  der  Neubau  auf  dieser  Baustelle 
keiner  Steuerfreiheit  bedarf.  Der  Besitzer  der  Baustelle  muss 
daher  nun  dieselbe  entweder  ohne  jede  Begünstigung  selbst 
verbauen,  oder  sie  um  den  gartenwirthschaftlichen  Werth,  in 
Wien  also  um  3  fl.  die  Quadratklafter  demjenigen  abtreten, 
welcher  sie  um  diesen  Preis  mit  der  obigen  Verpflichtung 
übernehmen  zu  wollen  erklärte. 

Findet  sich  Niemand  zu  dieser  Erklärung  bereit ,  wohl 
aber  Jemand,  der  mit  einer  geringeren,  als  der  längsten  vom 
Gesetze  den  Neubauten  zugestandenen  Steuerfreiheit  sich  be- 
gnügen möchte,  so  sollen  auf  Grund  aller  solchen  .Anbote  be- 
züglich der  bei  der  Behörde  aufgelegten  Baustellen  an  zwei 
fest  bestimmten  Tagen  im  Jahre  öffentliche  Versteigerungen 
der  Steuerfreiheit  für  die  ausgebotenen  Baustellen  veranstaltet 
werden. 

Durch  diese Concentrirung  des  Marktes  auf  einen  Tag  in 
einem  halben  Jahre  wird  die  grösste  Nachfrage  erzielt  und 
dadurch  ermöglicht ,  dass  sich  Leute  finden  ,  welche  die  aus- 
gebotenen Baustellen  um  den  gartenwirthschaftlichen  Werth 
mit  der  Baupflicht  übernehmen,  wenn  ihr  Neubau  bei  der 
Versteigerung  auch  nicht  für  20,  sondern  nur  für  10  oder  gar 
nur  für  5  und  noch  weniger  Jahre  von  der  Hauszins-Steuer 
befreit  wird. 

Der  Eigenthümer  des  Baugrundes  muss  sich  entweder 
an  dieser  Versteigerung  betheiligen  oder  seinen  Besitz  an 
denjenigen  Baulustigen  um  den  gartenwirthschaftlichen 
Werth  abtreten ,  welcher  die  mindeste  Steuerfreiheit 
fordert. 

Durch  eine  solche  gewiss  höchst  einfache  und  fast 
kostenlose  Einrichtung  kann  vollkommen  zuverlässig  festge- 
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stellt  werden,  ob  eine  Baustelle  überhaupt  und  welche  Steuer- 
freiheit sie  benöthigt. 

Durch  eine  so  bedingte  Steuerfreiheit  wird  zugleich  von 
selbst  deren  Verhältnissmässigkeit  bewirkt.  Ein 
Baugrund,  welcher  aus  angeschüttetem  Boden  besteht,  oder 
auf  dem  die  Herstellung  eines  Brunnens  schwierig  ist,  wird 
in  freier  Concurrenz  eine  längere  Steuerfreiheit  erhalten  ,  als 
ein  fester  Baugrund,  auf  dem  ein  Brunnen  nur  60  fl. 
kostet. 

In  dieser  Form  kann  die  Steuerfreiheit  ferner  auch 
dauernd  den  Bau-Unternehmern  zugesichert  werden.  Eine 
solche  Zusicherung  eröffnet  den  Baugewerben  die  sichere 
Aussicht,  dass  die  Baulust  stetig  anhalten  wird.  Dadurch 
kommt  auch  Stetigkeit  und  mit  dieser  regelmässige  Concur- 
renz in  die  Baugewerbe,  was  die  Preise  der  Bau- Materialien 
und  der  Bau-Arbeiten  und  somit  auch  der  Wohnungen  er- 
mässigen  muss. 

In  Folge  einer  so  bedingten  Steuerfreiheit  müssen  die 
Baustellen-Besitzer  alle  Hoffnung  verlieren  ,  dass  der  Staat  je 
wieder  Steuergesetze  erlassen  werde,  welche  nicht  den  Woh- 
nungs-Bedürftigen  helfen,  sondern  blos  die  Baugrund-Besitzer 
bereichern  müssen.  Alle  Baustellen  werden  daher  bedeutend 
im  Preise  sinken. 

Dadurch  wird  es  dem  Staate  und  der  Gemeinde  ermög- 
licht, das  für  die  Gesammtheit  nothwendige  Terrain  mit  ge- 
ringen Kosten  zu  enteignen. 

Es  kann  dann  ferner  jeder  Familienvater  Baugrund  so 
wohlfeil  erwerben,  dass  er  selbst  mit  Verzicht  auf  die  Steuer- 
freiheit ein  Familienhaus  nebst  einem  Garten  darauf  herstellen 
kann.  Für  den  Garten  zahlt  er  ohnehin  keine  nennenswerthe 
Steuer  und  die  Wohnung  im  eigenen  Hause  schätzt 
die  Steuerbehörde  nicht  so  hoch ,  als  in  der  Zins- 
kaserne. 

Durch  die  bedingte  Steuerfreiheit  wird  somit  die  aus 
wirthschaftlichen,  sanitären,  sittlichen  und  social-politischen 
Gründen  wünschenswertheste  Form  des  Wohnens  am 
meisten  begünstigt  und  es  ist  daher  zu  erwarten ,  dass 
sie  in  Folge  derselben  von  selbst  allgemeine  Sitte  wird. 

Durch  die  bedingte  Steuerfreiheit  wird  die  Anlage  von 
öffentlichen  Gärten,  die  Herstellung  von  Eisenbahnen  für  den 
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städtischen  Personen-Verkehr,  die  Eröffnung  neuer  Strassen, 
kurz  jede  gemeinnützige  Massregel,  zu  deren  Ausführung- 
Baugrund  nothwendig  ist,  wesentlich  wohlfeiler  gemacht,  ja 
manche  von  ihnen  dadurch  erst  ermöglicht.  Nament- 
lich sind  mehrere  grossartige  Park-Anlagen,  welche  das 
Wohnen  in  alkin  Theilen  der  Stadt  gleich  angenehm  machen 
sollen,  erst  auf  wohlfeilem  Baugrunde  möglich. 

Die  aufgezählten  und  viele  andere  Vortheile  werden 
die  meisten  Leser  der  hier  empfohlenen  Form  der  Steuer- 
freiheit zugestehen ,  aber  sie  werden  sie  dennoch  als 
einen  „socialistischen  Eingriff  in  das  Eigenthum"  be- 
kämpfen. 

Mit  diesem  Schlagwort  schlägt  man  in  unseren  Tagen  sehr 
leicht  auch  die  gemeinnützigsten  Vorschläge  todt.  Es  sei  uns 
daher  Raum  gewährt,  diesen  Angriff  gegen  unseren  Vorschlag 
abzuwehren. 

Die  Steuerfreiheit  ist  ein  Geschenk  des  Staates, 
welches  dessen  Organe  nicht  willkürlich  vergeben,  sondern 
nur  dann  machen  dürfen  ,  wenn  sie  davon  gemeinnützige 
Wirkungen  mit  Zuversicht  erwarten  können.  Wie  wir  nach- 
gewiesen haben,  bringt  die  in  Oesterreich  bestehende  Steuer- 
freiheit den  Wohnungs-Bedürftigen  mehr  Schaden  als  Nutzen. 
Sie  darf  daher  nicht  bestehen  bleiben.  Andererseits  kann  aber 
nicht  allen  Neubauten  die  Steuerfreiheit  versagt  werden.  Die 
Gewährung  derselben  muss  daher  unausweichlich  in  einer 
andern  Form  als  der  bisherigen  geschehen.  Diese  darf  nur 
eine  solche  sein,  welche  ihrem  Zwecke,  der  Wohnungsnoth 
abzuhelfen  und  den  Wohnungs-Bedürftigen  behagliche,  ge- 
sunde, sittlichende  und  dabei  doch  wohlfeile  Wohnungen  zu 
verschaffen,  am  wirksamsten  entspricht.  Dies  kann  aber  nur 
eine  solche  Form  bewirken,  welche  möglichst  viel  Erforder- 
nisse zum  Häuserbau  wohlfeiler  macht.  Die  von  uns  empfoh- 
lene muss,  wie  wir  bewiesen  haben,  die  Verwohlfeilerung 
der  Baustellen ,  der  Bau-Materialien  und  Bau- Arbeiten  zur 
Folge  haben,  entspricht  also  ihrem  Zwecke  vollkommen. 

Durch  sie  wird  Niemandem  sein  Eigenthum  entzogen. 
Baustellen-Besitzer,  welche  keine  Steuerfreiheit  begehren, 
werden  durch  sie  in  ihrem  Besitz  nicht  im  Mindesten  beirrt. 
Nur  wenn  sie  diese  Begünstigung  vom  Staate  verlangen, 
müssen  sie  sich  alle  Bedingungen  gefallen  lassen,  welche 
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dieser  im  Interesse  der  Wohnungs-Bedürftigen  an  die  Ge- 
währung derselben  knüpfen  muss,  also  sich  auch  der  Gefahr 
aussetzen ,  ihren  Besitz  um  seinen  gartenwirthschaftlichen 
Werth  an  Baulustige  abtreten  zu  müssen.  Diese  vom  Eigen- 
tümer selbst  herbeigeführte  Wirkung  kann  doch  Niemand 
einen  »Eingriff  in  das  Eigenthum«  nennen. 

Versteht  man  aber  unter  diesem  Schlagwort  blos  die 
Entwerthung  des  Vermögens,  so  findet  eine  solche  durch  un- 
sere Vorschläge  allerdings  statt.  Es  ist  nur  die  Frage,  ob  sie 
rechtlich  unzulässig  ist.  Eine  Entwerthung  von  Gütern  wird 
durch  jede  Aenderung  in  den  Zoll-  und  Steuer-Gesetzen  be- 
wirkt, deshalb  wird  doch  Niemand  diese  Aenderung  für  un- 
zulässig erklären.  Wohl  haben  die  Grundbesitzer  schon  öfters 
die  Erhöhung  der  Grundsteuer  als  einen  unzulässigen  » Ein- 
griff in  das  Eigenthum«  bekämpft,  aber  ihr  Einwand  fand 
keine  Beachtung. 

Umsoweniger  sollte  man  den  Baugrund-Besitzern  zuge- 
stehen, dass  der  Staat  die  einmal  gewährte  Steuerfreiheit  für 
Neubauten  nicht  mehr  umgestalten,  nicht  an  gemeinnützige 
Bedingungen  knüpfen  dürfe,  wenn  ihr  Besitz  dadurch  ent- 
werthet  wird,  weil  die  Baugrund-Besitzer  und  insbesondere 
die  Speculanten  mit  Baustellen  blosse  Schmarotzer  der  Volks- 
wirtschaft, wahre  Drohnen  der  menschlichen  Gesellschaft 
sind.  Die  Baustellen  sind  Güter,  deren  Hervorbringung  keine 
Kosten  verursacht,  weil  sie  überhaupt  nicht  producirt  werden, 
deren  Zahl  daher  der  Speculant  nicht  vermehren,  aber  auch 
nicht  vermindern  kann,  deren  Beschaffenheit  er  weder  ver- 
bessert, noch  verschlechtert.  Kurz  gesagt,  die  Baustellen- 
Besitzer  leisten  für  die  Volkswirtschaft  nicht  den  mindesten 
Beitrag,  und  dennoch  ziehen  sie  die  grössten  Vortheile  aus 
der  Entwicklung  derselben.  Was  immer  der  Staat  oder  die 
Gemeinde  zur  Hebung  einer  rasch  wachsenden  Stadt  thun, 
das  erhöht  den  Werth  der  Baustellen  daselbst.  Wird  z.  B. 
jetzt  in  Wien  die  Donau  mit  einem  Aufwand  von  24  Millionen 
Gulden  regulirt,  werden  weitere  Millionen  für  eine  Wasser- 
leitung, für  den  Bau  von  Brücken,  Canälen,  für  die  Pflasterung 
der  Strassen  ausgegeben ,  so  fliessen  alle  diese  Millionen 
schliesslich  in  die  Taschen  der  Baustellen-Besitzer.  Die 
Gärtner  in  der  Brigittenau  ,  welche  vor  10  Jahren  nicht  3  fl. 
für  die  Quadratklafter  ihres  Besitzes  zu  fordern  wagten,  be- 
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gehren  heute  in  Folge  der  öffentlichen  Bauten  daselbst  schon 
60 — 80  fl.  für  die  Klafter.  Hätten  sie  die  Kosten  dieser  Bauten 
bestritten,  könnte  man  ihnen  diese  Forderung  nicht  verargen, 
aber  sie  tragen  zur  Hebung  der  Volkswirthschaft  nicht  nur 
nichts  bei,  sondern  hemmen  geradezu  die  Entwicklung  der- 
selben, indem  sie  der  Häuser-Production  das  von  der  Natur 
in  hinlänglichem  Masse  dargebotene  Erforderniss  derselben, 
nämlich  den  Baugrund,  wucherisch  so  lange  vorenthalten,  bis 
die  Wohnungsnoth  so  sehr  angewachsen  ist,  dass  sich  die 
Wohnungs-Bedürftigen  herbeilassen  müssen,  ihre  wuche- 
rischen Forderungen  zu  befriedigen.  Bis  dahin  lassen  viele 
von  ihnen  ihren  Besitz  sogar  völlig  unbenutzt  als  kahlen, 
öden  Platz  liegen,  auf  welchem  der  Wind  mit  den  dort  auf- 
gehäuften Staub-  und  Schmutzmassen  sein  Spiel  treibt  und  so 
die  ganze  Nachbarschaft  belästigt. 

Verdienen  solche  Schmarotzer  der  Volkswirthschaft 
irgend  eine  Rücksicht  ?  Darf  der  Staat  die  Bau-Speculation  als 
eine  nicht  blos  überflüssige,  sondern  geradezu  schädliche  Ar- 
beit begünstigen?  Muss  er  nicht  vielmehr  dieselbe  möglichst 
unrentabel  machen,  damit  die  geistigen  und  Capitalkräfte, 
welche  sie  heute  in  Anspruch  nimmt,  einer  gemeinnützigen 
Thätigkeit  sich  zuwenden? 

Jedenfalls  darf  der  Staat  sich  nicht  durch  Rücksichten 
auf  die  Baustellen-Besitzer  abhalten  lassen,  die  bestehende 
gemeinschädliche,  den  Baustellen-Wucher  begünsti- 
gende Form  der  Steuerfreiheit  in  gemeinnütziger  Weise  um- 
zugestalten. 

Ob  die  hier  empfohlene  Umgestaltung  genügen  wird,  um 
den  Baustellen-Wucher  zu  beseitigen,  werden  wir  im  Folgen- 
den untersuchen. 


Birecte  Massrcgcln  gegen  den  Baustellen- Wucher. 

Die  von  uns  empfohlene  bedingte  Steuerfreiheit  für 
Neubauten  wird  nicht  blos  alle  Wohnungs-Bedürftigen  von 
einem  grossen  Theil  der  Steuerlast  befreien  und  diesen  auf 
die  Hausbesitzer  überwälzen ,  sondern  auch  als  indirecte 
Massregel  gegen  den  Baustellen-Wucher  sich  erweisen.  Die 
Preise  aller  Baustellen  werden  durch  sie  um  den  ganzen 
Capitalwerth  der  Steuerfreiheit  herabgedrückt  werden.  Dieser 
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beträgt  in  Wien  bei  der  heutigen  fünfzehnjährigen  Steuer- 
freiheit fast  100  fl.  für  die  Quadratklafter,  für  alle  besser  ge- 
legenen Baustellen  aber  das  Doppelte  und  Dreifache  dieser 
Summe,  wie  wir  dieses  oben  an  einem  Beispiele  nachgewiesen 
haben.  Die  Preise  aller  Baustellen  also,  welche  heute  bis  zu 
100  fl.  geschätzt  werden,  müssen  in  Folge  der  bedingten 
Steuerfreiheit  auf  den  gartenwirthschaftlichen  Werth ,  d.  h. 
für  Wien  auf  höchstens  3  fl.  sinken.  Alle  besser  gelegenen 
Baustellen  behalten  zwar  einen  grösseren  Werth ,  aber  dieser 
wird  gegen  den  heutigen  um  wenigstens  hundert,  möglicher- 
weise aber  auch  um  doppelt  so  viel  und  noch  mehr  Gulden 
für  die  Quadratklafter  zurückstehen. 

Das  erste  Erforderniss  für  den  Häuserbau,  nämlich  der 
Baugrund,  muss  also  durch  diese  Massregel  wesentlich 
wohlfeiler  werden. 

Damit  wird  aber  noch  nicht  bewirkt,  dass  immer  eine 
genügende  Anzahl  von  Baustellen  sich  auf  dem  Markte  be- 
finden wird.  Im  Gegentheile  werden  in  Folge  der  so  beding- 
ten Steuerfreiheit  die  Baustellen-Besitzer  mit  ihrem  dadurch 
so  sehr  entwertheten  Besitz  sich  vom  Markte  zurückziehen, 
um  günstigere  Zeiten  abzuwarten ,  weil  sie  durch  ein  solches 
wucherisches  Verhalten  an  Zinsen  und  Zinseszinsen  dann  viel 
weniger  verlieren,  als  jetzt,  wo  ihr  Besitz  schon  einen  be- 
deutenden Werth  erlangt  hat ,  ohne  sich  zu  verzinsen. 

Soll  daher  der  Wohnungsnoth  in  grossen  Städten  wirk- 
sam abgeholfen  werden ,  so  müssen  d  i  r  e  c  t  e  Massregeln 
gegen  den  Baustellen- Wucher  ergriffen  werden. 

Wer  sich  mit  der  Reform  der  Wohnungszustände  in 
grossen  Städten  nicht  blos  oberflächlich  beschäftigt,  muss  bald 
zu  der  Einsicht  gelangen,  dass  der  Baustellen-Wucher  daselbst 
das  grösste,  ja  fast  das  einzige  Hinderniss  derselben  bildet. 

Das  Ziel  der  Wohnungsreform  kann ,  —  darüber  sind 
wir  wohl  Alle  einig ,  —  nur  darin  bestehen,  jeder  Familie 
die  Möglichkeit  zu  eröffnen ,  zum  Besitze  eines  eigenen 
Hauses  und  Gartens  zu  gelangen.  Nun  erfordert  aber  eine 
solche  Wohnungsart  zum  Mindesten  dreimal  so  viel 
Baugrund,  als  die  Zinskaserne.  Während  der  Erbauer 
der  letzteren  für  je  25  Quadratklafter  Baufläche  blos 
5  Quadratklafter  zum  Hofraum  benöthigt ,  sind  für  das  Fami- 
lienhaus von  25  Quadratklafter  Baufläche  75  Quadratklafter 
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als  Hofraum  und  Gartengrund  erforderlich,  und  auch  auf  den 
verbauten  Flächen  wohnen  in  den  niedrigen  Familienhäusern 
nicht  so  viel  Menschen,  als  in  den  drei-  und  fünfstöckigen 
Zinskasernen.  Ist  nun  der  Baugrund  theuer,  so  ist  das  System 
der  Familienhäuser  unmöglich. 

Die  Erbauung  eines  stockhohen,  3  Fenster  breiten  Fami- 
lienhauses von  25  Quadratklafter  Grundfläche,  das  im  Erd- 
geschoss  eine  Hausflur,  die  sich  zugleich  als  Vorzimmer 
eignet,  ferner  zwei  Zimmer,  eine  Küche,  und  im  ersten 
Stocke  zwei  Zimmer  und  eine  Kammer  enthält,  kostet 
25  X  200  ==  5000  fl.  Ein  solches  Haus  entspricht  dem  Woh- 
nungs  -  Bedürfniss  des  Kleinbürgers  vollkommen.  Eine  zahl- 
reiche Familie  kann  überdies  durch  Aufsetzen  eines  weiteren 
Stockwerkes,  welches  nur  auf  25  X  70  =  1750  fl.  zu  stehen 
kommt,  die  Wohnung  um  weitere  zwei  Zimmer  und  eine 
Kammer  vermehren.  Der  Bau  eines  stockhohen,  2  Fenster 
breiten  Hauses  von  18  Quadratklafter  Grundfläche  mit  zwei 
kleinen  Zimmern ,  Küche  und  Hausflur  im  Erdgeschoss  und 
zwei  grösseren  Zimmern  im  ersten  Stock  kostet  18  X  200 
=  3600  fl.  Ein  solches  Haus  würde  einer  Arbeiterfamilie 
ebenfalls  vollkommen  genügen.  Wenn  für  Licht  und  reine 
gesunde  Luft  nicht  die  Gemeinde  durch  übermässig  breite 
Strassen  und  kostspielige  Baumpflanzungen ,  sondern  jeder 
Hausbesitzer  auf  eigene  Kosten  durch  Anlage  von  Hausgärten 
sorgen,  wenn  daher  zu  jedem  der  beiden  Häuser  unseres  Bei- 
spieles ein  Garten  von  entsprechender  Breite  und  Tiefe  hin- 
zukommen soll ,  so  braucht  das  erstere  eine  Baustelle  von 
wenigstens  100  Quadratklaftern  und  das  letztere  75  Quadrat- 
klafter ;  ein  Mass  von  Grundbesitz ,  das  man  wohl  für  jede 
Familie  verlangen  darf  und  muss.  Aber  auch  diesen  höchst 
bescheidenen  Besitz  können  in  grossen  Städten  nur  die  wenig- 
sten Familien  erwerben,  wenn  die  Quadratklafter  bis  100  fl. 
kostet.  Das  Haus  der  Arbeiterfamilie  würde  bei  diesem 
Baustellenpreis  statt  3600  fl.  11.100  fl.  ,  das  Haus  des  Klein- 
bürgers statt  5000  fl.  15.000fl.  kosten,  und  dadurch  für  beide 
unerschwinglich  werden. 

Was  könnte  den  beiden  auch  eine  vierzigjährige  Steuer- 
freiheit nützen,  wenn  sie  dem  Baustellen-Besitzer  ein  Capital 
zahlen  müssten,  dessen  ewige  Rente  das  Sechsfache  der  zu 
zahlenden  Steuer  betragen  würde  ? 
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Selbst  ein  Baugrund  ,  von  dem  die  Quadratklafter  nur 
15  fl.  kostet,  ist  für  ein  Familienhaus  zu  theuer,  weil  der 
dazu  gehörige  kleine  Garten  und  Hof  von  75  Quadratklaftern 
auf  1125  fl.  zu  stehen  käme,  welche  mit  67  fl.  verzinst  wer- 
den müssten.  Eine  solche  Mehr-Auslage  für  die  Wohnung 
erseheint  unserer  an  das  Leben  in  den  stinkenden  Zinskasernen 
gewöhnten  grossstädtischen  Bevölkerung  als  überflüssiger 
Luxus  ,  welchen  sie  vermeiden  wird ,  wenn  dieser  Kosten- 
punet  nicht  durch  Massregeln  gegen  den  Baustellen-Wucher 
beseitigt  wird.  Nun  beruht  aber  alle  Cultur  auf  der  Ver- 
mehrung edler  Bedürfnisse.  Eines  der  edelsten ,  weil  am 
meisten  veredelnden  Bedürfnisse  ist  jedoch  das  einer  geräumi- 
gen,  gesunden,  freundlichen,  behaglichen  Wohnung  im 
eigenen ,  von  der  Familie  des  Besitzers  allein  bewohnten 
Hause.  Dieses  Bedürmiss  muss  aber  in  unserer  grossstädti- 
schen Bevölkerung  erst  geweckt  und  grossgezogen  werden, 
denn  die  vieljährige  Gewohnheit,  mit  Fremden  unter  einem 
Dache  zu  wohnen,  hat  es  erstickt,  und  es  kann  bei  dem 
steten  Anblick  der  langen  Reihen  unserer  Zinskasernen  von 
selbst  nicht  aufleben.  Die  Gesetzgebung,  deren  Wirksam- 
keit sonst  von  der  Sitte  abhängt ,  ist  hier  in  der  glücklichen 
Lage ,  umgekehrt  die  Sitte  (des  Wohnens)  umgestalten  und 
veredeln  zu  können ,  sobald  sie  sich  zu  directen  Massregeln 
gegen  den  Baustellen-Wucher  entschliesst.  Bei  dein  Mangel 
jedweden  Gemeinsinns  und  aller  sittlichen  Antriebe  in  den 
Kreisen  unserer  Unternehmer  ist  eine  solche  Umgestaltung 
der  Wohnungssitte  auch  nur  von  der  Gesetzgebung  zu  er- 
warten. 

Belässt  die  Gesetzgebung  die  bisherigen  Zustände  ,  so 
werden  die  Grossstädte  Oesterreichs  binnen  wenig  Jahren 
aus  lauter  Zinskasernen  bestehen.  Dadurch  wird  die  verwerf- 
lichste Wohnart  in  den  österreichischen  Grossstädten  ver- 
ewigt, zum  Schaden  der  Volkswirthschaft ,  der  Gesundheit, 
der  Sittlichkeit  und  der  friedlichen  Entwicklung  der  Gesell- 
schaft, denn  diese  grossen  Wohnhäuser  werden  für  die  Dauer 
von  Jahrhunderten  gebaut,  und  die  darin  aufwachsende  Be- 
völkerung wirkt"  bestimmend  auf  die  Bevölkerung  des  ganzen 
Reiches. 

Weil  die  Gesetzgebung  solche  Uebel  nicht  wollen  darf, 
weil  sie  vielmehr  die  Reform  der  Wohnungssitte  der  gross- 
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städtischen  Bevölkerung  wollen  muss,  diese  aber  nur  bei  niedri- 
gen Baustellen-Preisen  möglich  ist,  so  muss  sie  auch  directe 
Massregeln  gegen  den  Baustellen-Wucher  treffen.  Ja,  sie 
muss  sich  damit  beeilen,  denn  die  Grossstädte  wachsen  jetzt 
so  rasch ,  dass  ein  Verzug  von  einem  Jahre  den  Bau  von 
mehreren  hunderten  von  Zinskasernen  verschuldet ,  die  dann 
Jahrhunderte  lang  Uebel  aller  Art  in  der  Gesellschaft  er- 
zeugen. 

Um  dem  so  verderblichen  Baustellen  -  Wucher  zu  be- 
gegnen, verlangen  diejenigen  Schriftsteller,  welche  sich 
mit  der  Wohnungsreform  eingehend  beschäftigt  und  in  Folge 
dessen  die  hohen  Baustellen-Preise  als  das  grösste  Hinderniss 
derselben  erkannt  haben  ,  geradezu  die  rechtzeitige  Enteig- 
nung der  Baustellen-Besitzer.  So  Dr.  E.  Sax  und  Dr.  Julius 
F  a  u  c  h  e  r. 

Wir  finden  einen  solchen  nackten  »Eingriff  in  das  Eigen- 
thum« unzweckmässig,  weil  dadurch  nur  entfernter  Baugrund 
wohlfeil  erlangt  würde,  überdies  auch  schwer  ausführbar  und 
unwirtschaftlich ,  weil  die  Enteignung  ein  colossales  und 
sich  schlecht  verzinsendes  Capital  erfordern  und  der  ent- 
eignete Baugrund  die  ganze  lange  Zeit,  während  welcher 
er  nicht  zur  Verbauung  käme ,  schlecht  bewirtschaftet 
würde. 

Er  ist  aber  auch  überflüssig,  weil  durch  eine  Reform  der 
Grundsteuer,  die  auch  aus  vielen  andern  Gründen  wünschens- 
werth  ist ,  alle  Baustellen  fortwährend  zu  einem  wohlfeilen 
Preise  am  Markte  erhalten  werden  können. 

Der  Cataster  und  alle  anderen  Mittel ,  durch  welche 
Staatsbehörden  den  Ertrag  von  Grundstücken  feststellen  wol- 
len, haben  sich  nach  den  Erfahrungen  vieler  Jahrzehnte  als 
sehr  kostspielige  und  doch  unzuverlässige  Massregeln  zur 
Ermittelung  der  Grundrente  erwiesen.  Am  besten  weiss  es 
jeder  Grundbesitzer  selbst,  was  sein  Grundstück  trägt  und 
welchen  Capitalwerth  es  daher  besitzt.  Deshalb  soll  auch 
die  Gesetzgebung  ihn  selbst  diesen  Capitalwerth  seiner  Grund- 
stücke feststellen  lassen  und  nach  dieser  Selbstschät- 
zung die  Steuer  umlegen.  Damit  aber  der  Besitzer  jedes 
Grundstück  redlich  einschätze ,  muss  die  Gesetzgebung 
das  Princip,  welches  bei  der  Werthverzollung  die  redliche 
Selbstschätzung  der  Steuerpflichtigen  bewirkt,  auch  hier  an- 
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wenden.  So  wie  bei  der  Werthverzollung  die  Staatsbehörde 
das  Recht  hat ,  das  zur  Versteuerung  angemeldete  Gut  um 
den  Selbstschätzungs-Prcis  an  sich  zu  ziehen  ,  so  muss  sie 
oder  die  Gemeinde  auch  das  Recht  erhalten,  jedes  Grund- 
stück gegen  Ausbezahlung  des  Selbstschät- 
zung s-P  r  e  i  s  e  s  an  den  Eigenthümer  an  sich  zu  neh- 
men. Ausführen  soll  dies  die  Staatsbehörde  immer  dann, 
wenn  ihr  Jemand  für  das  betreffende  Grundstück  eine  hö- 
here Grundsteuer  bietet. 

Für  das  flache  Land  muss  eine  solche  Reform  der  Grund- 
steuer nebst  vielen  wirtschaftlichen  Vortheilen  die  cultur- 
politisch  wichtige  Wirkung  haben,  dass  sie  in  dem  Bauern 
stand,  der  heute  noch  überall  einen  gewaltigen  Hemmschuh 
der  Culturentwicklung  bildet,  das  Bedürfniss  nach  allge- 
meiner und  fachlicher  Bildung  wecken  muss.  Der  Bauer  muss 
nämlich  bei  dieser  Form  der  Grundbesteuerung  ebenso  wie 
der  in  Folge  der  starken  Concurrenz  seiner  Berufsgenossen 
nach  Bildung  strebende  Handwerker  jederzeit  besorgen, 
durch  gebildetere  und  unternehmendere  Landwirthe  aus  sei- 
nem Besitz  gesteigert  zu  werden  und  so  seine  Erwerbsgele- 
genheit zu  verlieren,  sobald  er  hinter  seinen  Fachgenossen 
in  der  Bildung  zurückbleibt,  und  einen  gleich  hohen  Ertrag 
wie  diese  aus  seinen  Grundstücken  zu  ziehen  nicht  weiss. 

In  den  Städten  aber  muss  diese  Steuerreform  in  Ver- 
bindung mit  der  bedingten  Steuerfreiheit  der  Neubauten  be- 
wirken, dass  alle  Baustellen  sich  fortwährend  auf  dem  Markte 
befinden  werden,  und  zwar  um  niedrige  und  allgemein  be- 
kannte Preise*). 

*)  Es  ist  nicht  hier  der  Ort,  diesen  Gedanken  bis  in  seine 
letzten  Consequenzen  auszuführen.  Aber  eines  müssen  wir  hier  her- 
vorheben ,  weil  es  mit  der  Wohnungsfrage  zusammenhängt:  Der 
Werth  der  Grundstücke  hängt  bekanntlich  ab  von  der  Höhe  der 
Grundrente  und  des  landesüblichen  Zinsfusses.  Gibt  z.  B.  ein  Grund- 
stück eine  Rente  von  1000  fl.,  so  ist  dasselbe  bei  einem  Zinsfusse 
von  5%  20  X  100°  =  20.000  fl. ,  bei  einem  Zinsfusse  von  4% 
25  X  1000  =  25.000,  bei  3%  33  %  X  1000  =  33.333  fl..  bei  2% 
50  X  1000  =  50.000,  bei  1%  100  X  1000  ==  100.000  und  endlich 
bei  einem  Zinsfusse,  der  nur  die  Verwaltungskosten  des  Capitals 
deckt,  nämlich  bei  V2°/0  sogar  200  X  1000  =  200.000  fl.  werth. 

Wenn  also  der  Zinsfuss  sinkt,  so  steigt  das  Vermögen  der 
Grundbesitzer  und  zwar  in  erhöhtem  Masse.  Aber  nicht  der  mindeste 
gerechte  Grund  liegt  vor,  au?  welchem  ihnen  dieser  Werthzuwachs 
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Da  nämlich  durch  die  bedingte  Steuerfreiheit  der  Preis 
aller  Baustellen ,  von  denen  heute  die  Quadratklafter  bis 
100  fl.  kostet,  auf  3  fl.  herabsinken  muss,  und  die  Baustellen- 
Besitzer  alle  Hoffnung  verlieren,  dass  sie  bald  wieder  im 


gebühren  würde,  denn  die  Grundbesitzer  tragen  zur  Vermehrung 
des  Capitals,  welche  das  Sinken  des  Zinsfusses  bewirkt ,  im  Grossen 
und  Ganzen  nicht  nur  nichts  bei,  sondern  vermindern  dasselbe  sogar 
durch  Anlehen  für  unproductive  Zwecke. 

Aber  auch  die  Grundrente  ist  ein  ungerechtes  Privatein- 
kommen, weil  sie  nicht  durch  die  Verdienste  der  Grundbesitzer, 
sondern  durch  die  Vermehrung  der  Bevölkerung  und  die  in  Folge 
dessen  eintretende  Preissteigerung  der  Lebensrnittel ,  sowie  durch 
den  Aufwand  der  Gesammtheit  auf  die  Verbesserung  der  Verkehrs- 
mittel und  andern  Aufwand  derselben  zur  Verminderung  der  Kosten 
der  landwirthschaftlichen  Production  entsteht  und  sich  verändert. 

Die  Grundrente  kann  auch  ohne  die  geringste  Störung  der 
Landwirtschaft  vom  Staate  eingezogen  werden.  Wird  sie  für  ge- 
meinnützige Zwecke  verwendet,  so  reicht  sie  hin,  nicht  blos  alle 
Steuern  für  die  heutigen  Erfordernisse  des  Staates  entbehrlich  zu 
machen,  sondern  auch  alle  wünschenswerthen  gemeinnützigen  An- 
stalten zu  schaffen.  Statt  diesen  Zwecken  zu  dienen,  wird  sie  heute 
zum  grossen  Theil  von  unseren  Grossgrundbesitzern  in  müssigem 
oder  gar  gemeinschädlichem  Rentnerleben  verprasst. 

Schon  unser  grosse  Freiherr  v.  Thünen  hat  auf  die  volkswirth- 
schaftliche  Möglichkeit  des  Einzuges  der  Grundrente  durch  den  Staat 
aufmerksam  gemacht.  Er  sagt  auf  S.  349  seines  berühmten  Werkes 
»Der  isolirte  Staat«  :  »So  wie  dieLandrente  nicht  durch  Verwendung 
von  Arbeit  und  Capital,  sondern  durch  den  zufälligen  Vorzug  in  der 
Lage  des  Gutes  oder  der  Beschaffenheit  des  Bodens  entstanden  ist,  so 
kann  sie  auch  wieder  hinweggenommen  werden,  ohne  dass  dadurch 
die  Verwendung  von  Capital  und  Arbeit  gestört  oder  vermindert 
wird.«  Nach  Thünen  haben  namhafte  Volks wirthe,  so  namentlich 
J.  St.  M  i  1 1 ,  die  Gerechtigkeit  der  heutigen  Grundrenten  bestritten 
und  die  Gemeinnützigkeit  ihres  Einzuges  durch  den  Staat  behauptet. 
Am  schärfsten  thaten  es  P  f  e  i  f  f  e  r  und  Berens;  dieser  in  seiner 
glänzenden  Preisschrift  über  die  »kritische  Dogmengeschichte  von 
der  Grundrente«,  Leipzig  1868.  Dort  sagt  er,  E.  P  f  eiffer  citirend, 
auf  S.  152  :  »Es  ist  in  der  That  kein  Grund  für  jene  bevorzugte  Stel- 
lung der  Grundeigenthümer  anzuführen,  die  ihnen  ohne  jegliches 
Zutuun  ein  Einkommen  heimfallen  lässt ,  das  noch  von  selbst  mehr 
zunimmt,  ohne  die  geringste  Anstrengung  von  ihrer  Seite  ,  einfach 
als  Folge  des  zunehmenden  Wohlstandes  und  der  wachsenden  Be- 
völkerung. Daher  ist  es  ganz  natürlich,  wenn  man  daran  denkt,  ein 
so  unverdientes  Einkommen  besonders  zu  besteuern  und  es  wäre 
sogar  schwer  zu  widerlegen,  wollte  man  der  Gesammtheit  das  Recht 
zusprechen  ,  nicht  nur  einen  Theil ,  sondern  den  ganzen  Ertrag  der 
Grundrente  für  gemeinsame  Zwecke  zu  verwenden  ,  denn  hiedurch 
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Preise  steigen  werden,  so  werden  sie,  um  nicht  hohe  Steuern 
zahlen  zu  müssen,  ihren  Besitz  seinem  nunmehrigen  gerin- 
gen Werthe  gemäss  niedrig  einschätzen  und  so  den  Bau  von 
Familienhäuseru  auch  innerhalb  der  schon  bebauten  Flächen 


würde  eigentlich  Niemandem  Etwas  genommen,  sondern  es  würde 
nur  ein  Vermögenszuwachs,  der  durch  äussere  Verhältnisse  entsteht, 
der  Gesammtheit  zu  Nutzen  gemacht ,  statt  zu  erlauben  ,  dass  er  un- 
verdienter Weise  nur  die  Reichthümer  einer  bestimmten  Classe  ver- 
mehre. Ricardo  sagt  Ch.  X.  :  Eine  Besteuerung  der  Rente  würde 
nur  dieselbe  treffen  und  gänzlich  auf  die  Grundeigenthümer  fallen, 
ohne  auf  irgend  eine  Classe  def  Consumenten  gewälzt  werden  zu 
können.« 

Gegenüber  diesen  und  andern  gewaltigen  Angriffen  auf  die  Ge- 
rechtigkeit und  Gemeinnützigkeit  der  Grundrente  als  Privateinkom- 
men glaubte  unser  jetziger  Handels-  und  Ackerbauminister  Doctor 
Schäffle  dieselbe  als  gerechten  Lohn  einer  gemeinnützigen  Ar- 
beit darstellen  zu  können. 

Er  versuchte  dies  im  Jahre  1867  in  seiner  Schrift  über  »die  aus- 
schliessenden  Absatzverhältnisse.«  Dass  dieser  Versuch  misslungen 
war,  ja  geradezu  das  Gegentheil  beweist,  habe  ich  in  der  »Wiener 
Allgemeinen  Literatur-Zeitung«,  Jahrgang  1868,  S.  351 — 360,  nach- 
zuweisen mich  bemüht.  Ich  fand  später  meine  Widerlegung 
Schäffle's  in  der  Kritik  von  B  e  r  e  n  s  bestätiget.  Auch  Schäffle 
selbst  hat  in  seiner  letzten  Schrift  über  »Capitalismus  und  Socialis- 
mus«,  S.716,  zugegeben,  dass  die  socialistische  Forderung  des  Grund- 
renteneinzuges »nur  eine  Consequenz  der  in  fast  allen  Lehrbüchern 
vertretenen  Ricardo'schen  Grundrentenlehre«  ist,  welche  man  wider- 
legen muss,  wenn  man  nicht  Socialist  werden  will.  Schäffle  erklärte 
wiederholt,  die  socialistische  Forderung  einfach  anerkennen  zu 
wollen,  sobald  seine  Grundrententheorie,  die  sich  bezüglich  der  Ent- 
stehung der  Grundrente  der  Theorie  von  Ricardo  anschliesst,  wider- 
legt sein  wird.  Ich  glaube,  dass  dies  B  e  r  ens  schon  gethan  hat  und 
zwar  in  schlagender  und  glänzender  Weise. 

Dies  bestätigen  auch  die  weiteren  Zugeständnisse  Schäffle's 
selbst.  Seite  717  gibt  er  zu,  dass  viele  dauernde  Grundrenten  keinem 
oder  einem  nicht  entsprechenden  Verdienst  gegenüberstehen.  Er  fin- 
det namentlich  die  Grundrenten  der  todten  Hand  und  der  Fideicom- 
missbesitzer,  so  wie  die  rasche  und  grosse  Bereicherung  der  Bau- 
stellenbesitzer in  rasch  wachsenden  grossen  Städten  ungerecht ,  und 
verlangt  eine  »mit  dem  Arealeinheitsertrag  fortschreitende  Progres- 
sivbesteuerung der  Bodenrente«  ,  um  diese  ungerechten  Renten  ein- 
zuziehen. 

Wenn  er  seine  richtige  Behauptung :  »Jedes  privat- 
wirthschaftliche  Einkommen  darf  gerechter 
Weise  nur  Vergeltung  persönlicher  Leistungen 
sein,  die  an  Arbeit  in  das  tauschwirthschaftliche  S3^stem  der 
menschlichen  Gesellschaft  eingeworfen  wird-,  auch  die  Grundrente 
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ermöglichen.  Wer  dann  ein  Haus  bauen  will,  braucht  blos  zu 
der  Staats-  oder  Gemeinde-Behörde  sich  zu  begeben,  welche 
zu  niedrig  eingeschätzte  Grundstücke  um  den  Selbstschätzungs- 
Preis  einzuziehen  hat,   und  für  den  gewünschten  Baugrund 


darf  gerechter  Weise  nicht  eine  Folge  eines  Naturmonopols  sein«, 
consequent  ausgeführt  hätte,  so  könnte  er  nicht  den  tausendsten  Theil 
der  beutigen  Grundrenten  als  gerechtes  Privateinkommen  ver- 
theidigen! 

Ist  die  Grundrente  als  Privateinkommen  ungerecht  und  darf 
sie  deshalb  vom  Staate  eingezogen  werden,  kann  sie  ferner  gemein- 
nütziger wie  bisher  verwendet  werden  ,  und  soll  sie  deshalb  der 
Staat  lür  seine  Zwecke  verwenden,  so  ist  damit  noch  nicht  die  Frage 
erledigt,  ob  deren  Ausscheidung  aus  dem  übrigen  Volkseinkommen 
und  deren  Einziehung  ohne  Nachtheile  möglich  ist,  ob  sie  also  auch 
eingezogen  v>  erden  kann.  Dies  leugnet  nicht  blos  Schäffle, 
sondern  auch  Pfeiffer  und  B  e  r  e  n  s.  So  richtig  die  beiden  letz- 
teren die  Forderung  des  Renteneinzuges  in  der  Theorie  finden,  so 
unausführbar  erscheint  ihnen  dieselbe  in  der  Praxis,  »denn  wenn 
auch  der  Staat  wegen  des  Besitzwechsels  auf  die  Besteuerung  der 
jetzigen  Grundrente  verzichten  und  nur  zugleich  erklären  könnte, 
dass  von  nun  an  jeder  Zuwachs  der  Grundrente  besteuert  werden 
solle,  so  stösst  man  dennoch  bei  der  Aussonderung  der  Grundrente 
vom  Capitalzins  und  Gewerbverdienst  auf  solche  Schwierigkeiten, 
dass  aus  diesem,  aber  auch  nur  aus  diesem  Grunde  auf 
eine  besondere  Grundrentensteuer  verzichtet  werden  muss.« 

Schäffle  meint:  »Die  Art  und  Weise  des  öffentlichen  Ein- 
zuges aller  Bodenrenten  könnte  entweder  öffentliche  Landwirtschaft 
oder  Verpachtung  des  vom  Staate  mit  voller  Entschädigung  der  jetzi- 
gen Eigenthümer  zurückerworbenen  Grundeigenthums  sein.«  Beides 
verwirft  er  mit  Recht,  ein  Drittes  aber  kann  er  sich  nicht  denken, 
obwohl  er  selbst  die  ungerechten  Bodenrenten  durch  eine  »technisch 
schwer  durchführbare  Progressiv-Besteuerung  der  Bodenrenten  ein- 
ziehen« will. 

Ich  glaube  in  meinem  obigen  Vorschlag  ein  drittes  Mittel  ge- 
funden zu  haben,  welches  den  von  der  Gerechtigkeit  geforderten 
Einzug  der  Grundrente  ohne  irgend  welche  Entschädigung  der  bis- 
herigen Eigenthümer  und  ohne  irgend  welche  Nachtheile,  ja  zum 
grössten  Vortheil  für  die  Gesammtheit  ermöglicht. 

Gerechtermassen  gebührt  den  Grundbesitzern,  wenn  sie  ihren 
Besitz  durch  gemeinnützige  Arbeit,  also  gerecht  erworben  haben, 
der  Lohn  dieser  Arbeit,  welchen  sie  im  Grundbesitz  angelegt  haben, 
also  der  heutige  Werth  dieses  Besitzes. 

Es  ist  zwar  nicht  der  zehnte  Theil  des  heutigen  Grundbesitzes 
auf  diese  allein  gerechte  Weise  erworben  worden,  aber  wir  wollen 
diesen  Erwerb  nicht  untersuchen,  sondern  ohne  Weiteres  als  in  ge- 
rechter Weise  geschehen  annehmen.  Wenn  die  Grundbesitzer  durch 
Aufwand  von  Arbeit  oder  Capital  den  Werth  ihres  Besitzes  erhöhen, 
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die  gesetzlichen  Procente  mehr  als  diesen  Preis  zu  bie- 
ten. —  Uebernimmt  er  zugleich  auch  die  Verpflichtung 
den  gesetzlichen  Theil  des  Baugrundes  binnen  der  gesetz- 
lichen Frist  mit  einem  Wohnhause  zu  verbauen  ,  so  wird 


so  gebührt  ihnen  auch  dieser  Werthzuwachs.  Um  dieses  gerecht  er- 
worbene Vermögen  den  Grundbesitzern  zu  erhalten,  verlangen  die 
oben  genannten  Volkswirthe  entweder  Belassung  des  bisher  von  den 
Grundbesitzern  geübten  Grundrentenbezuges,  oder  Ausbezahlung  des 
heutigen  Werthes  ihrer  Grundstücke  beim  Einzug  der  Bodenrente. 
Mit  dem  von  mir  empfohlenen  Mittel  ist  jedoch  der  Einzug  fast  der 
ganzen  Grundrente  möglich,  ohne  dass  der  Grundbesitz  seinen  heuti- 
gen Werth  verliert.  Die  Anwendung  desselben  erlaubt  daher  diesen 
Einzug  ohne  jede  Entschädigung  der  Grundbesitzer.  Diesen  gebührt, 
wie  gesagt,  nicht  derjenige  Werthzuwachs,  welchen  ihr  Besitz  durch 
das  Sinken  des  Zinsfusses  erfährt.  Schätzt  nun  ein  Grundbesitzer  bei 
einem  Zinsfuss  von  5%  sein  Grundstück  mit  20.000  fl.  zur  Grund- 
steuer ein  ,  so  wird  mit  Recht  angenommen  ,  dass  dasselbe  ihm  eine 
so  grosse  Rente  abwirft,  dass  ihm  nach  Abzug  der  bisherigen  Steuer 
noch  ein  freies  Einkommen  von  1000  fl.  hievon  übrig  bleibt.  Erklärt 
der  Staat,  jedes  Grundstück  jeder  Person  um  die  Selbstschätzung  des 
Eigenthümers  übertragen  zu  wollen,  wenn  jene  zur  Zahlung  einer 
um  wenigstens  10%  höheren  Grundsteuer  als  der,  welche  der  Eigen- 
tümer bisher  gezahlt  hat,  sich  verpflichtet,  so  wird  sich  jeder  Grund- 
besitzer ,  um  nur  in  seinem  Besitz  zu  bleiben  ,  und  wenn  er  daraus 
gesteigert  worden  ist,  nicht  21%  mehr  Grundsteuer  zahlen  zu  müssen, 
um  nur  seinen  Concurrenten  wieder  zu  verdrängen,  rechtzeitig  sich 
zu  einer  entsprechend  grösseren  Steuerzahlung  bereit  erklären, 
wenn  der  Zinsfuss  sinkt  oder  die  Grundrente 
steigt. 

Sinkt  z.  B.  der  Zinsfuss  auf  4y2%,  so  steigt  der  Werth  des 
Grundbesitzes  im  obigen  Beispiel  bei  der  heutigen  Form  der  Grund- 
steuer auf  22.222  fl.  Nach  der  Reform  derselben  wird  jedoch  der 
Grundbesitzer  bei  Zeiten  sich  zu  einer  Erhöhung  der  Grundsteuer 
um  Va%  des  ursprünglichen  Grundwerthes,  d.  i.  hier  um  100  fl..,  be- 
reit erklären.  Dies  wird  sich  so  oft  wiederholen,  als  der  Zinsfuss 
wieder  um  ya%  tiefer  sinkt.  Schliesslich  bleibt  dem  Grundbesitzer 
bei  einem  Zinsfusse  von  ya%  von  seinem  Grundbesitze  nur  mehr 
eine  Rente  von  100  fl.  übrig,  weil  er  allmälig  4ya%  von  dem  ur- 
sprünglichen Grundwerthe  oder  900  fl.  von  dem  ihm  ursprünglich 
zufliessenden  freien  Grundeinkommen  von  1000  fl.  an  Steuererhöhun- 
gen dem  Staate  zusichern  muss,  um  im  Besitz  zu  bleiben.  Die  ihm 
bleibende  Grundrente  von  100  fl.  repräsentirt  aber  bei  dem  Zinsfuss 
von  y30/0  noch  immer  den  ganzen  ursprünglichen  Grundwerth,  denn  sie 
ist  das  200fache  ihres  Betrages,  somit  20.000  fl.  werth.  Dem  Grund- 
besitzer wird  also  durch  solchen  Einzug  der  Grundrente  von  seinem 
ursprünglichen  Vermögen,  selbst  wenn  er  dieses  durch  Gewalt  oder 
Betrug  erworben  hat ,  nichts  genommen  und  er  hat  daher  nicht  den 
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die  Behörde  das  gewünschte  Grundstück  einziehen,  dem 
Baulustigen  um  das  höhere  Anbot  übergeben ,  und  den 
Eigenthümer  desselben  mit  dem  Selbstschätzungs  -  Preis  ab- 
fertigen. 


geringsten  Anspruch  auf  eine  Entschädigung.  Darüber,  dass  ihm  die 
Rente  seines  Besitzes  allmälig  ausgeschöpft  wird  ,  darf  er  sich  schon 
gar  nicht  beklagen,  weil  ja  keine  Rente  (im  Sinne  des  gewöhnlichen 
Sprachgebrauchs,  nicht  des  von  Schäffle)  durch  Arbeit  entsteht,  also 
keine  verdient  ist,  jede  daher  ohne  Fug  und  Recht  bezogen  wird  und 
weil  auch  die  Capitalisten  mit  dem  Sinken  des  Zinsfusses  von  ihren 
Renten  von  selbst  zum  Wohle  der  Gesammtheit  gerade  so  viel 
verlieren  ,  als  die  Grundbesitzer  von  ihren  Renten  an  den  Staat  ab- 
geben müssen. 

Es  ist  nur  noch  die  Frage  zu  erledigen,  ob  der  Staat  auch  die 
ungerechten  Capitalrenten  herabsetzen  kann.  Auch  dazu  besitzt  er 
das  Mittel  in  der  Besteuerung.  Er  kann  dadurch,  wie  dies  das  Bei- 
spiel der  nordamerikanischen  Union  augenfällig  beweist,  so  viel  Ein- 
nahmen erzielen,  dass  er  die  Staatsschulden  in  13 — 15  Jahren  tilgen 
und  dadurch  allein  schon  den  Zinsfuss  bedeutend  herabdrücken 
kann. 

Hat  er  früher  die  Reform  der  Grundsteuer  durchgeführt,  so 
fällt  ihm  zu  demselben  Zwecke  ein  stetig  wachsender  Theil  der 
Grundrente  zu  ,  mit  welchem  er  alle  Eisenbahn-  und  Börsenpapiere 
einlösen  und  schliesslich  Darlehensfonde  bilden  kann,  welche  zu 
einem  sinkenden  Zinsfusse  Geld  zu  Häuserbauten,  und  sind  diese 
ausgeführt,  auf  die  gebauten  Häuser  für  andere  productive  Zwecke 
darleihen  und  damit  den  Zinsfuss  schliesslich  auf  die  Verwaltungs- 
kosten des  Capitals,  nämlich  auf  '/a°/o  herabdrücken  kann.  Damit 
zieht  er  aber  auch  die  Grundrente  bis  auf  l/a°/0  des  ursprünglichen 
Grundwertes  ein. 

Den  Grundbesitzern  bleibt  dann  noch  immer  der  ursprüngliche 
Werth  ihres  Vermögens  ,  also  der  ganze  mehr  oder  minder  gerechte 
Lohn  ihrer  vor  dem  Erwerb  desselben  geleisteten  Arbeit  und  über- 
dies ein  kleiner  Theil  der  Grundrente,  also  mehr,  als  sie  gerechter 
Weise  beanspruchen  können.  Dieses  Mehreinkommen  muss  ihnen  je- 
doch bleiben,  nicht  blos,  damit  sie  am  gerecht  erworbenen  Vermögen 
keinen  Schaden  leiden  ,  sondern  auch  deshalb  ,  weil  es  eine  Caution 
für  die  gute  Bewirtschaftung  des  Bodens  bildet.  Verschlechtern 
nämlich  die  Grundbesitzer  den  Boden,  so  muss  derselbe  dann  so 
rasch  im  Werthe  sinken,  dass  sie  ihr  ganzes  Vermögen  in  Folge  ihres 
unwirtschaftlichen  Verfahrens  einbüssen  können.  Sie  werden  daher 
bei  der  reformirten  Grundsteuer  viel  sorgfältiger  die  Boden kräfte  er- 
halten und  vermehren  als  heute.  Die  Verbesserung  des  Bodens  durch 
neuen  Aufwand  wird  dabei  wesentlich  gefördert,  wenn  der  Staat  die 
spätere  Erhöhung  der  Selbstschätzung  der  Grundstücke  um  die  nach- 
gewiesenen Kosten  der  Verbesserung  gestattet,  weil  die  Grundbe- 
sitzer dann  Verbesserungen  auch  deshalb  vornehmen  werden,  um 
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Auf  dem  flachen  Lande  müsste  die  Gesetzgebung  bei 
dieser  Form  der  Grundsteuer  eine  spätere  Erhöhung  der  ver- 
steuerten Selbstschätzung  jederzeit  zulassen  ,  um  die  Stätig- 
keit  des  Grundbesitzes  und  der  Landwirtschaft  zu  erhalten, 


einen  Theil  der  dem  Staate  zugesicherten  Grundrente  zurückzuer- 
werben  und  damit  ihr  Vermögen  auch  auf  Kosten  des  Staates  zu  er- 
höhen. Damit  letzteres  nicht  in  bedeutendem  Masse  gelinge,  muss 
der  Staat  den  Verlust  des  ganzen  angeblich  durch  Bodenverbesserung 
bewirkten  Werthzuwachses  zu  Gunsten  des  Nachfolgers  im  Grund- 
besitze auf  jeden,  wenn  auch  nur  in  einem  einzigen  Puncte  falschen 
Kostenausweis  über  die  geschehene  Verbesserung  setzen.  Der  Staat 
braucht  dann  diese  Kostenausweise  nicht  prüfen  zu  lassen  ,  weil  sie 
von  den  Concurrenten  so  wirksam  werden  controllirt  werden,  dass 
sich  jeder  Landwirth,  um  nicht  seine  Kosten  ganz  zu  verlieren,  hüten 
wird ,  irgend  eine  unrichtige  Angabe  über  die  geschehene  Verbesse- 
rung zu  machen,  umsomehr,  als  er  ja  im  Verhältniss  zur  erhöhten 
Selbstschätzung  seines  Besitzes  auch  eine  erhöhte  Grundsteuer  be- 
zahlen muss. 

Damit  glaube  ich  bewiesen  zu  haben,  dass  der  Einzug  der 
Grundrente  möglich  ist,  ohne  irgend  eine  Entschädigung  der  Grund- 
besitzer und  ohne  irgend  welche  Nachtheile  für  die  Volkswirth- 
schaft. 

Verwendet  der  Staat  die  so  eingezogene  Grundrente  nach  Til- 
gung aller  Staats-  und  sonstigen  Börsenpapiere  zur  Bildung  von  Dar- 
lehensfonden  ,  so  wird  er  damit  nicht  blos  die  Wohnungsfrage  ganz, 
sondern  die  ganze  sociale  Frage  halb  gelöst  haben.  Denn  kein  Ver- 
mögen gibt  dann  eine  nennenswerthe  Rente,  jede  Arbeit  dagegen 
verschafft  einen  bedeutend  höheren  Lohn  oder  Gewinn  als  bisher.  Da 
aber  vom  blossen  Arbeitseinkommen  auch  die  meist  Begünstigten 
keine  Reichthümer  aufhäufen  können  ,  wenn  ihnen  diese  keine  Ren- 
ten mehr  abwerfen,  so  kann  es  dann  ivederReichthum,  noch  bei  dem 
gestiegenen  Arbeitseinkommen  eine  unverschuldete  Armuth,  sondern 
nur  allgemeinen  Wohlstand  geben.  Reichthum  sowohl  als  Armuth 
muss  dann  verdächtig  machen  ,  den  ersteren  unredlichen  Erwerbes, 
die  letztere  der  Verschwendung  oder  der  Faulheit,  jedenfalls  muss 
dann  die  Armuth  schänden  und  wird  in  Folge  dessen  durch  grösse- 
ren Fleiss  und  Sparsamkeit  von  allen  gewöhnlichen  Menschen,  also 
von  den  grossen  Massen  überwunden  werden.  Dieses  Streben  wird 
durch  die  von  uns  empfohlenen  Massregeln  jedoch  wesentlich  unter- 
stützt. Jede  Familie  erhält  aus  den  Dariehensfonden  des  Staates  Geld 
zur  Erbauung  eines  eigenen  Hauses  zu  geringen  Zinsen,  schliesslich 
za  Va%  geliehen.  Wenn  sie  sich  auch  5000  fl.  zu  dem  Zwecke  aua- 
leiht, zahlt  sie  doch  nur  25  fl.  Zinsen  jährlich  an  den  Staat.  DieWoh- 
nung  im  eigenen  Hause  kommt  ihr  daher  in  den  ersten  Jahren  auf 
wenig  mehr  als  diese  Spottsumme  zu  stehen ;  sie  kann  daher  auch 
ein  grösseres  Haus  bei  ihrem  höheren  Arbeitseinkommen  binnen  we- 
nigen Jahren  erwerben. 
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in  der  Nähe  der  wachsenden  Städte  dagegen  müsste  die 
Selbstschätzung  der  Baustellen  für  alle  Zukunft  gelten.  Eine 
Verbesserung  des  Bodens,  welche  allein  einen  gerechten 
Grund  der  Wertherhöhung  bildet ,  wäre  hier  eine  Ver- 
geudung;  da  die  Grundstücke  hier  ohnehin  bald  verbaut 
und  die  geschehenen  Verbesserungen  somit  wieder  zerstört 
werden. 

Durch  diesen  Zusatz  werden  in  der  nächsten  Nähe  des 
heutigen  Wien  Baugründe  von  unbegrenzter  Ausdehnung  für 
alle  Zukunft  zu  Spottpreisen  auf  dem  Markte  erhalten.  Auf 
dem  linken  Donauufer  nämlich,  also  auf  dem  weiten  Terrain, 
wo  allein  hinlänglich  Raum  für  ein  aus  Familienhäusern  be- 
stehendes Neu- Wien  sich  befindet,  ist  der  beste  Baugrund, 
auf  dem  ein  Brunnen  nur  60  fl.  kostet,  und  der  Sand  und 
Schotter  zum  Bau  enthält,  in  der  Verlängerung  der  Jäger- 
zeile, also  an  einer  künftigen  Hauptstrasse,  heute  noch  um  40 
bis  50  Kreuzer  die  Quadratklafter  zu  haben. 

Belässt  die  Gesetzgebung  die  Grundsteuer  in  ihrer  jetzi- 
gen Form,  so  v/erden  durch  den  Ausbau  der  Donau-Brücken 
und  die  Donau-Regulirung  die  Gründe  daselbst  schon  in  den 
nächsten  Jahren  bis  auf  das  Hundertfache  ihres  heutigen 
Preises  steigen.  Das  heutige  Wien  bedeckt  eine  Fläche  von 


Da  die  Grundrente  zur  Deckung  fast  aller  Bedürfnisse  des 
Staates  ausreicht ,  folglich  der  Staat  fast  alle  Steuern  mit  Ausnahme 
der  Grundsteuer  (die  eigentlich  aber  keine  Steuer  ,  sondern  nur  die 
dem  Staate  gehörende  Grundrente  ist)  aufheben  kann,  so  entfällt 
dann  auch  die  Frage  nach  der  Steuerfreiheit  der  Neubauten,  und  jede 
Gefahr  einer  Wohnungsnoth,  welche  heute  die  hohe  Hauszinssteuer, 
der  hohe  Capitalzins  und  der  Baustellenwucher  verschulden. 

Für  die  Wohnungsfrage  hat  die  von  mir  empfohlene  Reform 
noch  die  Bedeutung,  dass  sie  das  krankhafte  wasserkopfartige  An- 
schwellen der  Hauptstädte  verhindern  muss,  weil  all  die  Besitzenden, 
die  heute  ihre  Renten  in  der  Hauptstadt  verzehren  und  dadurch  die 
arbeitenden  Classen  zwingen,  ebenfalls  in  der  Hauptstadt  zu  wohnen, 
um  hier  ihren  Erwerb  zu  finden  ,  dann  sich  über  das  ganze  Land 
zerstreuen  müssen.  Das  Gleiche  werden  dann  die  bisher  von  ihnen 
lebenden  Arbeiter  thun.  Die  Cultur  wird  dabei  nur  gewinnen,  weil 
dann  viel  gebildete  Leute  mit  höheren  Bedürfnissen  auf  das  flache 
Land  ziehen,  welche  für  die  Landbevölkerung  Muster  edlerer  Lebens- 
haltung bilden  und  namentlich  Muster  behaglicher  und  veredelnder 
Wohnungen  aufstellen  werden.  Bei  dem  gestiegenen  Lohn  aller  Ar- 
beit und  bei  der  dann  weit  gediehenen  Ausgleichung  der  heutigen 
Vermögensgegensätze  werden  diese  Muster  auch  Nachahmung  finden. 
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etwas  mehr  als  einer  Quadratmeile  5  die  in  30  Jahren 
auf  die  doppelte  Zahl  steigende  Bevölkerung  dieser  Stadt 
wird  eine  Baufläche  von  2  —  3  Quadratmeilen  benöthi- 
gen.  Diese  kann  sie  nur  auf  dem  linken  Donauufer  finden.- 
Die  Baustellen-Speculanten  werden  daher  ohne  irgend  einen 
gerechten  Grund  auf  Kosten  der  Gesammtheit  sich  dort  be- 
reichern, und  durch  ihren  Wucher  mit  Baustellen  auch  auf 
diesem  wasserhaltigen  mit  schwachem  Gefälle  ausgestatteten 
Boden,  der  nur  für  niedrige  von  Gärten  umgebene  Familien- 
häuser sich  eignet,  den  Bau  mehrstöckiger  Zinskasernen 
veranlassen.  Nur  mit  Schaudern  können  wir  an  die  Zustände 
denken,  die  hiedurch  für  unsere  Kinder  entstehen  werden. 

Wird  dagegen  die  Grundsteuer  in  der  hier  vorgeschla- 
genen Weise  umgelegt,  so  kann  jeder  Familienvater  dort 
einen  Bau-  und  Gartengrund  von  100  Quadratklaftern  um 
100  fl.  erwerben.  Und  selbst  wenn  er  mit  5  fl.  die  Quadrat- 
klafter bezahlen  muss,  so  kann  dann  doch  auch  der  Arbeiter 
einen  Grundbesitz  von  dieser  Ausdehnung  erwerben  und  das 
Wohnen  in  Familienhäusern  ist  für  alle  Classen  der  Gesell- 
schaft ermöglicht. 

Da  ein  Baustellenpreis  von  5  fl.  für  die  Quadratklafter 
diese  beste  Wohnungsart  noch  nicht  hindert ,  so  kann  die 
Gemeinde  nach  Einführung  der  hier  vorgeschlagenen  Grund- 
steuer festsetzen,  dass  sie  die  Quadratklafter  Baugrund  nicht 
wohlfeiler  als  um  5  fl.  ablassen  wird,  dagegen  aber  den  über 
den  Selbstschätzungs-Preis  erzielten  Mehr-Erlös  aus  den 
vorhandenen  Baugründen  nur  zur  Canalisirung  und  Pflaste- 
rung der  Strassen,  zum  Bau  von  Localbahnen ,  zu  regelmäs- 
sig über  das  ganze  Terrain  vertheilten  Park- Anlagen,  zur 
Errichtung  von  Schulen  und  anderer  örtlich  gemeinnützigen 
Anstalten  auf  dem  betreffenden  Stadtgebiete  verwenden 
wird. 

Bedenkt  man,  dass  ein  rationell  gebautes  N  e  u  -  W  i  e  n 
in  längstens  30  Jahren  drei  Quadratmeilen  bedecken  muss, 
wovon  eine  Quadratmeile  auf  Strassen,  Plätze,  Park- Anlagen 
und  dergleichen  abfällt  und  zwei  Quadratmeilen  oder  32 
Millionen  Quadratklafter  als  Baugrund  verkauft  werden  kön- 
nen, bedenkt  man  ferner,  dass  die  Gemeinde  nach  durchge- 
führter Reform  der  Grundsteuer  die  gesammten  drei  Qua- 
dratmeilen oder  48  Millionen  Quadratklafter  um  höchstens 
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48  Millionen  Gulden  erwerben  ;  dagegen  die  übrigbleibenden 
32  Millionen  Klafter  um  wenigstens  160  Millionen  Gulden  ver- 
kaufen kann,  so  ergeben  sich  112  Millionen  Gulden  für  ge- 
meinnützige Zwecke,  welche  auf  dem  linken  Donauufer  so  zu 
sagen  auf  der  Strasse  liegen. 

Belässt  die  Gesetzgebung  die  Grundsteuer  auch  in  der 
Nähe  der  Grossstädte  in  ihrer  bisherigen  Form,  so  wird  bei 
Wien  nicht  blos  der  Werthzuwachs  von  112  Mill.  Gulden, 
sondern  das  Mehrfache  dieser  Summe  in  die  Privatsäckel  der 
Baustellen  -  Wucherer  fliessen  ,  denn  Staat  und  Gemeinde 
können  hier  Auslagen  für  gemeinnützige  Zwecke  nicht 
unterlassen ,  jede  solche  Ausgabe  muss  aber  in  Verbin- 
dung mit  der  wachsenden  Einwanderung  in  die  Grossstädte 
den  Preis  der  Baustellen  erhöhen.  Die  Baustellen  -  Wucherer 
werden  somit  bei  der  heutigen  Form  der  Grundsteuer  in 
höchst  ungerechter  Weise  auf  Kosten  der  Gesammtheit  be- 
reichert. Zum  Dank  dafür  werden  sie  mit  ihrem  Wucher 
uns  und  unsere  Kinder  in  Wohnungsnoth  versetzen  oder 
doch  in  Zinskasernen  zusammendrängen  und  dadurch  Un- 
heil aller  Art  über  uns  und  die  künftigen  Geschlechter 
bringen. 

Obgleich  dies  die  meistenLeser  zugestehen  werden,  sind 
wir  doch  darauf  gefasst,  dass  man  die  von  uns  empfohlene 
Reform  der  Grundsteuer  noch  heftiger  als  die  bedingteSteuer- 
freiheit  der  Neubauten  als  einen  »socialistischen  Eingriff' in 
das  Eigenthum«  bekämpfen  wird. 

Wir  geben  daher  unseren  Gegnern,  welche  mit  der  blos- 
sen Verlängerung  der  Steuerfreiheit  oder  mit  einer  ewigen 
Steuerfreiheit  für  Neubauten  von  kleinen  Wohnungen  und 
ähnlichen  unbesonnenen  oder  unausführbaren  Vorschlägen  die 
Wohnungsfrage  lösen  zu  können  vorgeben,  Folgendes  zu  be- 
denken: Auch  ihre  Vorschläge  müssen  eine  Entwerthung  von 
Vermögen  bewirken,  sind  also  ebenfalls  »Eingriffe  in  das 
Eigenthum.«  Die  früher  gebauten  Häuser  müssen  nämlich  in 
dem  Masse  im  Werthe  sinken,  als  den  Neubauten  grössere 
Vortheile  gewährt  werden.  Drei  völlig  gleiche  und  neben 
einander  am  Rande  der  Stadt  stehende,  stockhohe  Häuser  von 
je  25  Quadratklaftern  Grundfläche  mit  je  zwei  kleinen  Woh- 
nungen, von  denen  seinerzeit  das  erste  gar  keine ,  das  zweite 
eine  15jährige  und  das  dritte  eine  30jährige  Steuerfreiheit  er- 


hielt,  werden  deshalb  einen  bedeutend  verschiedenen  Capital- 
werth  haben.  Nehmen  wir  an,  dass  die  Erbauung  eines  jeden 
dieser  Häuser  5000  fl.  kostet  und  jede  der  beiden  Wohnun- 
gen darin  um  160  fl.  vermiethet  werden  kann,  so  trägt  jedes 
dieser  Häuser  320  fl. ,  welche  das  Baucapital  mit  mehr  als 
6%  verzinsen  und  somit  auch  diesen  Capital werth  dem  Hause 
sichern.  Weil  aber  das  ursprünglich  steuerpflichtige  Haus  jetzt 
128  fl.  von  seinem  Rohertrag  an  Steuern  abgeben  muss  und 
wenigstens  30  fl.  jährlich  auf  Reparaturen  und  die  Tilgung 
des  Baucapitals  bedarf,  seinem  Besitzer  somit  nur  ein  Reiner- 
trag von  162  fl.  übrigbleibt,  so  ist  dieses  Haus,  selbst  wenn 
wir  einen  Zinsfuss  von  5°/0  der  Rechnung  zu  Grunde  legen, 
nur  162  X  20  —  3240  fl.  werth.  Das  zweite  Haus  dagegen 
ist,  weil  dessen  15jährige  Steuerfreiheit  einen  Capitalwerth 
von  beiläufig  1300  fl.  hat,  3240  +  1300  z=  4540  fl.  und  das 
dritte  Haus  3240  +  2000  =  5240  fl.  werth.  Dass  die  beiden 
ersten  Häuser  unter  die  Productionskosten  im  Werthe  sinken, 
ist  blos  die  Wirkung  der  Verlängerung  der  Steuerfreiheit, 
denn  in  Folge  dieser  Massregel  erscheint  es  rentabel,  neue 
Häuser  zu  bauen.  Dies  aber  muss  den  Preis  der  Häuser  so 
weit  herabdrücken  ,  dass  den  Bau-Unternehmern  schliesslich 
nur  die  Productionskosten  bleiben,  wenn  sie  auch  den  vollen 
Capitalwerth  der  Steuerfreiheit  in  Rechnung  bringen.  Alle 
Hausbesitzer  aber,  welche  keine  oder  doch  keine  so  lano-e 
Steuerfreiheit  erhalten  haben,  müssen  somit  diesen  Capital- 
werth an  ihren  Häusern  verlieren. 

Durch  eine  Verlängerung  der  bestehenden  15jährigen 
Steuerfreiheit  würden  somit  alle  schon  ausgebauten  Häuser 
künstlich  entwerthet. 

Dadurch  würde  aber  in  das  »Eigenthum«  der  bisherigen 
Bau-Unternehmer,  also  gerade  derjenigen  socialen  Classe  ein- 
gegriffen, welche  sich  bis  heute  die  Beseitigung  der  Woh- 
nungsnoth  zur  Aufgabe  machte.  Das  wäre  nicht  blos  unge- 
recht, sondern  müsste  zugleich  auch  entmuthigend  auf  die 
heutigen  Bau-Unternehmer  wirken,  weil  diese  jedes  Jahr  neue 
unbesonnene  Begünstigungen  der  künftigen  Bau-Unternehmer 
befürchten  müssten,  durch  welche  wieder  ihre  Bauten  mit 
Entwerthung  bedroht  wären. 

Durch  den  Nachweis,  dass  die  Vorschläge  unserer  Geg- 
ner ebenfalls  Eingriffe  in  das  Eigenthum  enthalten,  haben  wir 
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freilich  die  gleiche  Einwendung  gegen  unseren  Vorschlag 
nicht  widerlegt.  Aher  wenn  wir  dies  auch  nicht  vermögen, 
so  müssen  wir  doch  sofort  fragen,  ob  dieser  Eingriff  nicht 
ebenso  gerecht  und  gemeinnützig  wäre,  wie  Geld-  und  Ver- 
mögensstrafen unredlicher  Steuereinschätzungen  überhaupt, 
die  doch  auch  »Eingriffe  in  das  Eigenthum«,  aber  weil  ge- 
recht, allgemein  gebilligt  sind.  Und  selbst  wenn  diese  Frage 
verneint  wird,  fragt  es  sich  schliesslich,  ob  sich  die  Woh- 
nungsnoth  in  Oesterreich  heute  bei  dem  steigenden  Zinsfuss 
des  Capitals  ohne  »Eingriffe  in  das  Eigenthum«,  d.  h.  ohne 
künstliche  Entwerthung  irgend  welcher  Vermögen  beseitigen 
lässt ,  und  ob  daher  solche  Eingriffe  nicht  unvermeidlich 
sind  ? 

Letzteres  müssen  diejenigen  annehmen,  welche  eine  Ver- 
längerung der  Steuerfreiheit  begehren.  Der  Ungerechtigkeit 
ihrer  Vorschläge  sind  sie  entweder  sich  nicht  bewusst ,  weil 
sie  deren  Wirkungen  nicht  bedacht  haben,  oder  sie  setzen 
sich  darüber  mit  dem  Gedanken  hinweg,  dass  dieser  unge- 
rechte »Eingriff  in  das  Eigenthum«  der  bisherigen  Bau-Unter- 
nehmer von  der  »öffentlichen  Meinung«  seit  langer  Zeit  ge- 
billigt wird,  daher  gleichsam  ein  Gewohnheitsrecht  für  sich 
hat.  Dass  ihre  Vorschläge  ,  wie  jedes  Unrecht ,  auch  höchst 
gemeinschädlich  sind,  weil  deren  Ausführung  den  Baustellen- 
Wucher  begünstigen  und  dadurch  die  verderblichsten  Wir- 
kungen hervorbringen  würde,  scheint  Keiner  von  ihnen  zu 
wissen.  Ihre  Vorschläge  sind  geradezu  verkehrt. 

Wenn  schon  eine  Classe  der  Gesellschaft  von  ihrem  Ver- 
mögen Etwas  verlieren  muss,  damit  die  Erfordernisse  zu  Neu- 
bauten und  hiemit  auch  die  Wohnungen  wohlfeiler  werden, 
so  dürfen  es  gerechtermassen  doch  nicht  ihre  Arbeits- 
Bienen,  nämlich  die  Bau-Unternehmer,  sondern  müssen  es 
ihre  schmarotzenden  Drohnen,  nämlich  die  Baustellen- 
Wucherer  sein,  weil  diese  nicht  wie  jene  die  Beseitigung, 
sondern  nach  Möglichkeit  die  Steigerung  der  Wohnungsnoth 
sich  zur  Aufgabe  machen,  und  weil  Eingriffe  in  ihr  Eigen- 
thum von  der  Gerechtigkeit  nicht  blos  gestattet,  sondern  ge- 
radezu gefordert  werden. 

Gerechtermassen  gebührt  ein  entstandener  Werth  nur 
demjenigen,  durch  dessen  Verdienste  er  hervorgebracht 
wurde,  somit  auch  ein  Werthzuwachs  nur  denjenigen  Perso- 
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neu,  welche  denselben  bewirkt  haben.  Diese  yon  der  Gerech- 
tigkeit geforderte  Vertheüung  der  Werth e  kann  in  manchen 
Fällen  thatsächlich  nicht  vorgenommen,  muss  daher  um 
so  strenger  da  durchgeführt  werden,  wo  dieses  mög- 
lich ist. 

Die  Steigerung  desWerthes  der  Baustellen  in  den  Gross- 
städten wird  einerseits  durch  die  starke  Einwanderung  in  die- 
selben, andererseits  durch  die  grossen  Auslagen  derGesammt- 
heit  für  gemeinnützige  Anstalten  daselbst,  in  keinem  Falle 
aber  durch  die  Besitzer  der  Baustellen  bewirkt.  Die  Werthe, 
welche  die  Gesammtheit  durch  ihre  Opfer  schafft,  der  Werth- 
zuwachs ,  welchen  sie  hiedurch  den  vorhandenen  Gütern  und 
namentlich  den  Baustellen  gibt,  sollen  gerechtermassen  auch 
nur  der  Gesammtheit  zu  Gute  kommen. 

Bisher  hat  die  Gesetzgebung  die  Bereicherung  der  Bau- 
stellen-Besitzer in  den  rasch  wachsenden  Städten  auf  Kosten 
und  zum  Schaden  der  Gesammtheit  als  eine  unabwendbare 
Thatsache  hingenommen,  weil  auch  diejenigen  Gesetzgeber, 
welche  deren  Ungerechtigkeit  eingesehen  haben,  kein  Mittel 
kannten,  um  diese  Ungerechtigkeit  ohne  anderweitige  Nach- 
theile für  die  Gesellschaft  wirksam  zu  verhindern.  Wir  glau- 
ben, mit  unsern  Vorschlägen  ein  solches  Mittel  geboten  zu 
haben.  Sind  diese  gerecht,  so  müssen  sie  auch  als  gemein- 
nützig, sich  erweisen  und  umgekehrt.  Gerechtigkeit  und  Ge- 
meinnützigkeit ,  Ungerechtigkeit  und  Gemeinschädlichkeit 
menschlicher  Gesetze  kann  man  zufolge  des  wunderbaren 
Zusammenhanges  des  menschlichen  Gemeinlebens  wechsel- 
seitig an  einander  erproben. 

Diese  gottvolle  Harmonie  der  socialen  Erscheinungen 
lässt  uns  hoffen,  dass  die  Rechtsphilosophie,  indem  sie  von 
der  Idee  der  Gerechtigkeit,  und  die  Volkswirthschafts-  sowie 
die  Gesellschaftspflege,  indem  sie  von  dem  Gemeinnutzen  aus- 
gehen, in  der  Kritik  und  Umgestaltung  des  bestehenden  Rechts 
zusammentreffen  und  schliesslich  dieselben  Ziele  anstreben 
werden.  Wir  können  dahin  gerichtete  Ercheinungen  jetzt 
schon  beobachten.  Nach  unseres  Handels-  und  Ackerbaumini- 
sters Dr.  Schäffle's  ausführlich  begründeter  Erklärung  ist  das 
Privat-Eigenthum  nur  »insoweit  berechtigt  und  unerlässlich, 
als  es  die  wirksamste  Form  gemeinnütziger  Verwaltung  der 
Productionsfonde  und  des  'Vermögens  an  Genussmitteln  ist.« 
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Diese  gerechten  und  gemeinnützigen  Schranken  des  Pri- 
vat-Ei  genth  ums  festzustellen,  ist  die  Aufgabe  der  nächsten 
Zukunft.  Das  nächste  Object  dieses  Unternehmens  muss  aber 
das  Baugrund-Eigenthum  sein,  weil  hier  die  verderblichen 
Wirkungen  des  schrankenlosen  Herrscherrechts  der  Eigen- 
thümer  am  stärksten  und  augenfällig  zu  Tage  treten.  Hier 
handelt  es  sich  nämlich  nicht  blos  darum,  die  sich  auf  engem 
Räume  zusammendrängenden  Menschen  vor  der  Ausbeutung 
durch  das  Baustellen-Monopol  zu  schützen,  nicht  blos  darum, 
ein  einzelnes  Erforderniss  der  Neubauten  wohlfeiler  zu  ma- 
chen, sondern  v  o  r  n  e  h  m  1  i  c  h  da  r  u  m;  d  i  e  w  e  s  e  n  t- 
liehe  Bedingung  zur  R  e  f  o  r  m  der  herrschenden 
unwirthschaftlichen  gesundheitswidrigen  und  entsittlichenden 
Wohnungssitte  zu  gewinnen.  Ob  ein  Baugrund  von  100 
Quadratklat'tern  1000  fl.  oder  10.000  fl.  kostet,  hat  für  ein 
vierstöckiges  Haus  mit  einem  Hof  von  20  Quadratklaftern,  des- 
sen Bau  50.000  fl.  kostet,  eine  geringe  Bedeutung,  es  ist  aber 
ausschlaggebend  für  das  niedrige  mit  5000  fl.  zu  bauende 
Familienhaus,  welches  nur  den  vierten  Theil  des  Baugrun- 
des bedeckt  und  den  Rest  für  den  Hofraum  und  den  Haus- 
garten benöthigt.  Scheuen  wir  daher  Massregeln  gegen  den 
Baustellen-Wucher,  so  wird  der  Wohnungsnoth  eben  nur 
zur  Notli,  d.  h.  nur  in  der  verderblichen  Form  der  Zins- 
kasernen und  selbst  mit  diesen  nur  kümmerlich  abgeholfen 
werden  ,  weil  sich  dabei  nur  das  grosse  Capital  betheiligen 
kann.  Es  heisst  fürwahr  Götzendienst  mit  dem  Privat-Eigen- 
thum  treiben,  wenn  man  auch  den  gemeinschädlichen  Wir- 
kungen desselben  den  Schutz  der  Gesetze  zu  erhalten  be- 
müht ist.  Statt  dadurch  den  »Respect  vor  dem  Eigenthum« 
zu  vermehren,  muss  solcher  Eigensinn  auch  das  gut  begrün- 
dete, gerechte  und  gemeinnützige  Eigenthum  gefährden. 

Dass  nur  die  Wucherrechte  der  Baugrund-Eigenthümer 
die  ungerechte  Bereicherung  derselben  ermöglichen,  und  dass 
sie  gemeinschädlich  wirken,  können  unsere  Gegner  wohl  nicht 
bestreiten.  Nur  gegen  diese  Wucherrechte  aber,  und  nicht 
gegen  das  Baugrund-Eigenthum  an  sich  sind  unsere  Vorschläge 
gerichtet.  Aber,  werden  die  Gegner  einwenden,  auch  »un- 
schuldige« Baustellen-Speculanten,  welche  im  Vertrauen  auf 
den  Bestand  der  geltenden  Gesetze  Baugründe  zu  hohen  Prei- 
sen erworben  haben,  und  keinen  Wucher  damit  treiben  wollen, 
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werden  durch  die  Ausführung  dieser  Vorschläge  an  ihrem 
Vermögen  grossen  Schaden  leiden.  Diese  Fälle  sind  aber 
höchst  selten.  In  der  Regel  wurden  die  vorhandenen  Bau- 
plätze von  deren  Besitzern  um  Spottpreise  gekauft,  und  wer- 
den nur  der  gegenwärtigen  Häuserproduction  vorenthalten, 
weil  die  Besitzer  auf  das  Steigen  der  Wohnungsnoth  und  in 
Folge  dessen  auf  höchst  gewinnreiche  Verkäufe  ihres  Be- 
sitzes hoffen.  Die  Baustellen-Speculanten  sind  übrigens  in 
der  Regel  reiche  Leute,  welche  auch  grosse  Verluste  leicht 
ertragen.  Schliesslich  müssen  wir  aber  fragen:  Wie  will 
man  denn  wohlfeile  Wohnungen  herstellen, 
wenn  alle  Erfordernisse  des  Häuserbaues 
theuer  bleiben,  ja  noch  theurer  werden ?  !  Wie  will 
man  wohlfeile  Wohnungen  erhalten,  wenn  nicht  blos  die 
Erzeuger  der  Bau -Materialien  ihre  bisherigen  Preise,  die 
Bau- Unternehmer  und  Bau- Arbeiter  ihre  bisherigen  Löhne 
und  die  Capitalisten  die  landesüblich  hohen  Zinsen,  sondern 
auch  die  Baustellen-Besitzer  ihren  wucherischen  Gewinn  er- 
halten sollen  ?  !  Wahrlich  man  muss  glauben,  dass  die  Herren, 
welche  jeden  »Eingriff  in  das  Eigenthum«  verdammen,  also 
keine  künstliche  Verwohlfeileruhg  wenigstens  des  einen  Er- 
fordernisses des  Häuserbaues,  nämlich  des  Baugrundes,  dulden 
wollen,  zu  zaubern  verstehen,  wenn  sie  uns  trotz  alledem 
wohlfeile  Wohnungen  in  Aussicht  stellen  und  vollends,  wenn 
sie  uns  versprechen,  die  englische  Wohnungssitte  auch  bei 
uns  einbürgern  zu  wollen. 

Das  Familienhaus,  das  haben  wir  unseren  Lesern  wohl 
genügend  klar  gemacht,  ist  für  Minderbemittelte  nur  möglich 
auf  einem  Baugrund,  von  dem  die  Klafter  höchstens  5  fl. 
kostet  und  der  in  genügender  Auswahl  stets  auf  dem  Markte 
sich  befindet.  Nur  durch  Massregeln,  welche  dies  herbeifüh- 
ren, kommt  auch  der  Arbeiter  in  die  Lage,  einen  Bau-  und 
Gartengrund  für  sein  schmales  Häuschen  zu  erwerben,  wird 
in  ihm  der  Trieb  nach  einem  solchen  Erwerb  und  damit  zu- 
gleich der  Spar-  und  Ordnungssinn,  der  diesen  Erwerb  er- 
möglicht, geweckt  und  in  die  edelsten  Bahnen  gelenkt.  Sowohl 
diesen  niedrigen  Preis ,  als  auch  die  wünschenswerthe  Aus- 
wahl von  Baugründen  muss  unser  Vorschlag  zur  Folge  haben. 

Da  der  Verkauf  der  Baustellen  von  der  Gemeinde  ab- 
hängen wird  ,  so  kann  diese  die  Verbauung  derselben  in  der 
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gemeinnützigsten  Weise  regeln.  Jedenfalls  wird  bei  dem  liier 
empfohlenen  Grundsteuer-System  aller  Häuserbau  als  Anbau 
erfolgen  und  jede  Grossstadt  auf  allen  Puncten  gleiehmässig 
wachsen.  Der  Fall,  dass  mitten  unter  bewohnten  Häusern  sich 
weite  öde  Flächen  befinden  werden,  welche  der  Baustellen- 
Besitz  mit  seinen  Wucherrechten  zu  verbauen  verhindert 
und  zwar  desto  hartnäckiger,  je  auffälliger  die  Wohnungs- 
noth  steigt,  kann  dann  nicht  mehr  vorkommen.  Der  einzelne 
Baulustige,  der  sich  ein  Familienhaus  bauen  will,  wird  auch 
nicht  erst  auf  die  Bildung  von  Bau -Genossenschaften  warten 
müssen,  welche  in  grosser  Entfernung  von  der  Stadt  auf 
wohlfeilem  Baugrund  eine  Colonie  von  Familienhäusern  an- 
legen wollen,  sondern  wird  in  unmittelbarem  Anschluss  an  die 
bewohnten  Häuser  das  seinige  bauen  und  alle  Vortheile  einer 
zahlreichen  Nachbarschaft  sowie  die  der  Gemeinde-  und 
Staats-Anstalten  in  ihrem  Kreise  unentgeltlich  sofort  mitge- 
niessen,  ohne  sich  den  Mühen  und  Gefahren  einer  baugenos- 
senschaftlichen Unternehmung  unterziehen  und  grosse  Aus- 
lagen für  Fahrten  zur  Stadt  übernehmen  zu  müssen» 

Weil  der  Verkauf  der  Baugründe  von  der  Gemeinde  ab- 
hängen wird,  kann  sie  das  englische  Hausbau-System  direct 
begünstigen  und  dadurch  allgemein  machen.  Die  Gründe,  die 
dafür  sprechen,  sind  schon  öfters  hervorgehoben  worden.  Sie 
liegen  in  Ersparung  der  häufigen  Umzugskosten  und  der 
Versicherungs-Prämien  an  die  Hausherren  für  das  Leerstehen 
der  Wohnungen  ,  in  der  schonenden  Behandlung  derselben, 
Ersparung  der  Kosten  für  Hausmeister  und  des  häufigen  Ver- 
drusses mit  denselben,  sowie  den  Mitbewohnern  der  Zinska- 
serne, Sicherung  der  Kinder  und  übrigen  Familiengenossen 
vor  verderblichem  Umgang  und  in  all'  der  Behaglichkeit, 
welche  die  Familie  an  die  Wohnung  im  eigenen  Hause  fes- 
selt ,  das  Familienleben  veredelt  und  alle  F'amiliengenossen, 
d.  h.  also  die  ganze  Bevölkerung  vor  vielen  Abwegen  be- 
wahrt und  stets  gesund  und  arbeitslustig  erhält, 

Wie  sehr  ein  allgemeines  Wrohnen  in  Familienhäu- 
sern insbesondere  in  Wien  wünschenswerth  wäre ,  müsste 
Jedermann  wohl  schon  durch  die  Berechnung  einleuchten, 
wie  vielen  Brief-,  Dienst-  und  anderen  Boten  allein  unsere 
Art  zu  wohnen  jährlich  hier  das  Leben  kostet,  wie  viel 
Menschenleben  daher  alljährlich  gerettet  werden  könnten, 
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weun  jede  Familie  ein  besonderes  Haus  bewohnte,  dessen 
Thüre  alle  Briefe  aufnimmt  und  so  den  Boten  das  Stei- 
gen von  Treppen  erspart.  Nach  den  jüngsten  schauderhaften 
Vorgängen  in  Paris  sind  es  jedoch  höhere  Rücksichten, 
welch 3  die  Einführung  der  englischen  Wohnungssitte  bei  uns 
gebieterisch  fordern.  Prof.  Laspeyres  hat  in  seinem  sta- 
tistischen Werke  über  den  »Einfluss  der  Wohnung  auf  die 
Sittlichkeit«  mit  Zahlen  unwiderleglich  dargethan,  dass  die 
Laster  und  Verbrechen  der  besitzlosen  Classen  in  Paris  we- 
sentlich durch  die  schlechten  Wohnungs-Zustände  derselben 
hervorgerufen  und  gesteigert  werden.  Ebenso  haben  andere 
Schriftsteller  dargethan ,  dass  die  bekannte  Entsittlichung 
auch  der  besitzenden  Classen  von  Paris  durch  die  kleinen 
und  theuren  Wohnungen  in  den  vielstöckigen  ZiDskasernen 
dieser  Hauptstadt  grossgezogen  wurden,  weil  deren  kostspie- 
lige gleissende  Prunkzimmerchen  die  Eltern  zwingen,  ihre 
Kinder  auf  das  Land  zu  schicken  und  auf  ein  inniges  ver- 
edelndes Familienleben  zu  verzichten.  Dass  die  Sittlichkeit 
des  Familien-  und  des  ganzen  socialen  Lebens  der  Engländer 
in  den  besseren  Wohnungs-Zuständen  derselben  ihre  Ursache 
hat,  ist  ebenfalls  bekannt. 

Im  Interesse  der  friedlichen  und  gedeihlichen  Entwick- 
lung des  lebenden  Geschlechts  und  unserer  Kinder  und  Kin- 
deskinder müssen  wir  daher  wünschen,  dass  jeder  Familien- 
vater durch  allmälige  Abzahlung Eigenthümer  eines  wenn  auch 
so  kleinen ,  aber  von  ihm  allein  bewohnten  Hauses  werde, 
und  dieses  seinen  Kindern  hinterlasse,  welche  damit  die 
beste  Creditunterlage ,  für  ihr  weiteres  Fortkommen  als 
selbstständige  Unternehmer  oder  als  Mitglieder  von  Erwerbs- 
Genossenschaften  erhalten. 

Dies  ist  aber  wie  gesagt  nur  möglich,  wenn  der  Bau- 
grund wohlfeil  wird.  Die  Wohlfahrt  der  lebenden  und 
aller  künftigen  Generationen  hängt  demnach  von  wirksamen 
Massregeln  gegen  den  Baustellen-Wucher  ab.  Für  die  Gerech- 
tigkeit der  von  uns  zu  dem  Zwecke  empfohlenen  Grundsteuer- 
form spricht  noch  die  dadurch  bewirkte  Gleichmässigkeit 
der  Besteuerung.  Mit  Recht  besteuert  der  Staat  auch  das  Ein- 
kommen aus  Lotterie-Gewinnsten.  Die  enormen  Gewinne  aus 
der  Baustellen- Speculation  dagegen  lässt  er  unbesteuert,  weil 
er  deren  Höhe  nicht  ermitteln  kann.    Legt  er  aber  die  Steuer 
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nach  dem  Selbstschätzungs-Preise  der  Baustellen  um,  so  wird 
dadurch  der  beabsichtigte  wucherische  Gewinn  aus  denselben 
sicher  mitbesteuert,  oder  der  Baustellen-Besitzer  wird  der 
Steuer  wegen  die  trügerische  Hoffnung  auf  solchen  Gewinn 
aufgeben  und  der  Häuserproduction  wohlfeilen  Baugrund  zu 
Gebote  stellen. 

Da  die  Besteuerung  der  Grundrente  absolut  nicht  über- 
wälzbar  ist,  kann  ihre  Reform  ohne  Gefahr  für  die  Produc- 
tion,  und  ohne  Störung  der  Volkswirtschaft  auf  dem  klein- 
sten Gebiete,  also  zunächst  in  der  Umgebung  der  rasch  wach- 
senden Städte  versucht,  und  so  die  nöthige  Erfahrung  ge- 
wonnen werden,  welche  über  ihre  allgemeine  Anwendbarkeit 
entscheiden  soll. 


Massregeln  zur  Ermässigung  der  Baukosten. 

Die  Baukosten  bestehen  aus  den  Kosten  für  die  verschie- 
denen Bau-Materialien  ,  den  Löhnen  der  Bau- Arbeiter,  dem 
Unternehmer-Gewinn  der  Bau-Leiter,  Bau-Handwerker  und 
Bau -Unternehmer,  und  endlich  aus  den  Zinsen  des  Bau- 
Capitals. 

Als  Bau-Material  für  das  Mauerwerk  verwendet 
man  bei  uns  bekanntlich  Steine  und  Ziegel. 

Die  Bausteine  kann  die  Verwaltung  wohlfeiler  machen 
durch  Beseitigung  der  Wucherrechte  der  Grundbesitzer,  in- 
dem sie  jedes  zu  Steinbrüchen  geeignete  Grundstück  um  den 
Preis ,  zu  welchem  es  der  Eigenthümer  unserem  obigen  Vor- 
schlage gemäss  für  die  Grundsteuer  einschätzen  muss,  diesen 
abnimmt  und  gegen  entsprechende  Zahlung  Jedermann  ge- 
stattet, darin  Steine  zu  brechen. 

Inwiefern  die  Verwaltung  die  Frachtkosten  für  die  Bau- 
materialien ermässigen  kann  ,  wollen  wir  später  besprechen. 

Auch  die  Ziegelproduction  wird  durch  die  Wucherrechte 
der  Grundbesitzer  künstlich  vertheuert. 

Als  Monopolisten  sind  die  Grundbesitzer  in  der  Regel 
masslos  in  ihren  Forderungen  für  ihren  Besitz,  sobald  sie  nur 
vermuthen  ?  dass  denselben  irgend  Jemand  für  irgend  ein 
Unternehmen  benöthigt.  Die  Ausdehnung  einer  schon  be- 
stehenden Unternehmung,  wenn  hiezu  Grundstücke  der  Nach- 
barn nothwendig-sind;  muss  der  Unternehmer,  wenn  er  nicht 


53 


sehr  schlau  vorgeht,  mit  dem  grösseren  Theile  des  daraus 
gehofften  Gewinnes  erkaufen.  Alle  diese  üebelstände  können 
durch  die  von  uns  empfohlene  Reform  der  Grundsteuer  be- 
seitigt und  somit  auch  die  Kosten  der  Ziegelproduction  hie- 
durch  ermässigt  werden. 

Dieselbe  wird  heute  auch  noch  durch  das  Privilegium  der 
Ring-Oefen  unnöthiger  Weise  vertheuert.  Unserem  ver- 
werflichen Erfinder- Rechte  zufolge  erhält  nämlich  der  Er- 
finder eines  neuen  Productions-Verfahrens  nicht  blos  das 
Recht,  von  jedem  Unternehmer,  der  sein  Verfahren  an- 
wendet ,  nach  dem  Masse  seiner  Benutzung  ein  entsprechen- 
des Entgelt  zu  fordern  und  dadurch  den  Lohn  seiner  Arbeit 
zu  erwerben,  sondern  er  bekommt  zum  Schaden  der  Volks- 
wirthschaft  überdies  das  Privilegium,  das  von  ihm  erfundene 
Verfahren  aliein  anzuwenden,  oder  durch  willkürlich  von  ihm 
bestimmte  Personen  anwenden  zu  lassen. 

In  Folge  dessen  darf  bei  Wien  nur  ein  einziger 
Ziegel-Producent  Ring  -  Oefen  benutzen.  Allen  seinen  Con- 
currenten  ist  deren  Gebrauch  verboten. 

Wir  haben  in  drei  in  dieser  Wochenschrift  im  Jahre 
1869  und  später  im  Separat- Abdruck  erschienenen  Aufsätzen  : 
»Zur  Reform  des  Erfinder-Rechtes«  gezeigt,  wie  die  gerechte 
Entlohnung  der  Erfinder  möglich  ist,  ohne  denselben  ein 
solches  gemeinschädliches  Wucher-Recht  zu  geben.  In  Be- 
zug auf  die  Erfindung  der  Ring-Oefen  sind  unsere  damaligen 
Vorschläge  besonders  leicht  durchführbar.  Sie  gehen  dahin, 
dass  der  Erfinder  von  jedem  Producenten,  der  seine  Erfin- 
dung benutzt,  eine  bestimmte  Summe  erhalten  soll,  aber 
Niemandem  die  Benutzung  seiner  Erfindung  verbieten  darf. 

Es  werden  jedoch ,  wenn  auch  diese  Vorschläge  durch- 
geführt sind ,  bei  den  erfreulich  hohen  Arbeitslöhnen  der 
Gegenwart  und  hoffentlich  auch  der  Zukunft  das  Tausend 
Lehmziegel  sich  schwerlich  unter  18  fl.  herstellen  lassen. 
Deshalb  werden  wir,  um  diese  Baukosten  zu  ermässigen,  um 
andere  Bau-Materialien  für  das  Mauerwerk  uns  umsehen 
müssen.  Ingenieur  R.  Manega  macht  in  seiner  Schrift  über 
»die  Anlage  von  Arbeiter  -  Wohnungen«  ,  Seite  38 ,  darauf 
aufmerksam,  dass  in  sandreichen  Gegenden  tausend  Kalk- 
sand-Ziegel, welche  ebenso  gut  wie  gebrannte  Lehm- 
Ziegel  sind  ,  für  5  — 8  fl.  sich  herstellen  lassen.  Nun  hat  fast 
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das  ganze  Unke  Donau-Ufer  bei  Wien  den  besten  Bausand, 
reichlich  Wasser  in  geringer  Tiefe  und  Kalkfelsen  in  der 
ganzen  Umgebung.  Wenn  die  Verwaltung  alle  die  Grund- 
stücke, welche  sie  dort  für  Park-Anlagen  bestimmt,  für  die 
Production  von  Kalksand-Ziegeln  unter  der  ßedino;uno-  be- 
nutzen  lässt ,  dass  die  Unternehmer  die  hiedurch  entstehen- 
den Gruben  mit  Ackererde  von  den  Grundstücken  ausfüllen, 
über  welche  die  Strassen  führen  und  welche  verbaut  werden 
sollen,  so  kann  sie  dadurch  auch  diese  Ziegel-Production 
wohlfeiler  machen.  Die  Fuhrleute  fahren  mit  Ziegeln  von 
den  Ziegeleien  zu  den  Bauplätzen  und  bringen  von  diesen 
Ackererde  und  DüngstofFe  zurück.  So  erhalten  die  Ziegel- 
Producenten  das  Material  für  ihre  Production  fast  unentgelt- 
lich und  die  Gemeinde  gewinnt  dabei  guten  Boden,  in 
welchem  ihre  Pflanzungen  gut  gedeihen  werden. 

Bauholz  wird  für  Wien  in  grossen  Massen  die  Donau 
herabgeflösst.  Ist  dieser  Strom  einmal  regulirt  und  bestimmt 
die  Verwaltung  genügend  grossen  Raum  für  Holz-Lager- 
plätze ,  so  wird  die  Concurrenz  der  Holzhändler  diesen  Theil 
der  Bau-Materialien  von  selbst  wohlfeiler  machen. 

Es  bleiben  jedoch,  wenn  auch  das  Bau-Material  wohl- 
feiler wird,  die  Löhne  der  Bau- Arbeit  er  hoch,  und  wir 
müssen  wünschen,  dass  sie  noch  höher  steigen,  damit  Wohl- 
stand in  allen  Classen  der  Bevölkerung  herrsche.  Sollen  nun 
dem  ungeachtet  die  Häuser  und  mit  ihnen  die  Wohnungen 
wohlfei!  sich  herstellen  lassen,  so  muss  die  Bau-Ordnung  ge- 
statten ,  möglichst  wenig  Bau-Material  und  möglichst  wenig 
Arbeit  zur  Herstellung  derselben  zu  verwenden.  Durch  das 
Gesetz  vom  20.  December  1869  hat  zwar  der  niederöster- 
reichische Landtag  den  Neubauten  von  Wohnhäusern  die 
grössten  Erleichterungen  in  dieser  Beziehung  schon  gewährt, 
aber  die  »isolirte  Lage«  dieser  Bauten  gefordert.  Fällt  auch 
diese  Beschränkung  hinweg,  so  ist  die  Bau-Ordnung  kein  Hin- 
derniss  mehr,  wohlfeil  zu  bauen.  Das  Gesetz  gestattet^  dass 
die  Feuermauern  nur  1  Schuh  dick  und  den  Nachbarhäusern 
gemeinschaftlich  seien.  Die  Höhe  der  Wohnräume  braucht 
nur  8  Schuh  zu  betragen.  Dachboden- Wohnungen  sind  ge- 
stattet. Die  Hauptmauern  können ,  wenn  sie  aus  gebrannten 
Ziegp.ln  aufgeführt  werden,  unter  18  Zoll  stark  sein.  Die 
Bau  Behörde  wird  wohl  auch  Kalksand-Ziegel  mit  gleicher 
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Begünstigung  zulassen.  Uebrigens  können  wir  bei  der  grossen 
Killte  im  Winter  und  der  grossen  Hitze  im  Sommer  bei  uns 
unsere  Häuser  nicht  so  leicht  bauen,  wie  die  Engländer,  die 
sich  eines  milderen  Klima's  erfreuen  und  auch  deshalb  leicht 
bauen,  weil  sie  nur  auf  gepachteten  Baugrund  und  für  höch- 
stens 99  Jahre  bauen.  Unsere  Bau-Unternehmer  können  nur 
stockhohe  Familienhäuser ,  und  selbst  diese  nur  dann  aus 
dünneren  Mauern  aufführen,  wenn  sie  in  denselben  möglichst 
viel  hohle  Räume  anbringen,  um  sie  zu  schlechten  Wärme- 
leitern zu  machen.  Dieser  Umstand  und  die  gesetzliche 
Bestimmung,  dass  kein  Wohnhaus,  welches  mit  Benutzung 
der  vom  Gesetze  gewährten  Baufreiheit  gebaut  wird,  höher 
als  2  Stockwerke  und  nur  12  Klafter  lang  sein  darf,  muss 
den  Bau  von  Familienhäusern  zum  herrschenden  machen, 
sobald  die  Gesetzgebung  auch  den  Baustellen  -  Wucher 
beseitigt. 

Bei  dem  Bau  von  Wohnhäusern  machen  die  Bau-Leiter 
heute  noch  einen  ungebührlich  hohen  Gewinn,  weil  unser 
Gewerbe-Gesetz  die  Concurrenz  derselben  beschränkt. 
Sollen  die  Wohnhäuser  und  die  Wohnungen  wohlfeiler 
werden,  so  müssen  auch  die  Bau-Gewerbe  f  r  e  i  g  e  g  e  b  e  n 
werden.  Da  vor  dem  Beginne  eines  jeden  Baues  der  Bau- 
Plan  von  den  Behörden  genehmigt  und  nach  Vollendung  des- 
selben der  Bewohnungs-Consens  von  ihnen  ertheilt  werden 
muss  ,  so  besitzt  die  Verwaltung  darin  Bürgschaften  genug, 
dass  keine  unzulässigen  Bauten  aufgeführt  werden.  Die  Prü- 
fung der  Bau-Meister  gibt  ihnen  dafür  keine  Garantie,  da  sie 
nur  eine  theoretische  ist.  Ueberdies  wTerden  die  Vorschriften 
hierüber  bekanntlich  dadurch  umgangen,  dass  praktisch  ge- 
bildete Bau  -  Arbeiter  aus  der  Zahl  der  schlecht  beschäf- 
tigten Bau- Meister  für  bekannte  Geldsummen  Strohmänner 
anwerben,  auf  deren  Namen  sie  Bauten  übernehmen  und  aus- 
führen. Dadurch  wird  aber  der  Häuserbau  nur  künstlich  ver- 
theuert.  Werden  die  Bau-Gewerbe  freigegeben  ,  so  wird  des- 
halb nicht  schlechter  wie  bisher  gebaut.  Häuser  -  Einstürze 
kommen  auch  in  zünftigen  Ländern  nicht  seltener  vor,  als  in 
gewerbefreien  Staaten.  In  England  sind  alle  Gebäude  von 
ungeprüften  Bau  Leitern  gebaut,  ohne  dass  sich  die  Engländer 
de.-halb  unbehaglich  in  ihren  Wohnungen  fühlen.  In  Bremen 
und  Oldenburg  besteht  die  Freiheit  der  Bau-Gewerbe  schon 
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seit  vielen,  und  auch  in  Baden  seit  mehreren  Jahren  mit 
dem  besten  Erfolg. 

Durch  die  Freigebung  der  Bau-Gewerbe  wird  es  den 
Bau-Arbeitern  ermöglicht  ,  in  Erwerbs-Genossenschaften 
zusammenzutreten  und  den  Bau  kleiner  Familienhäuser  wohl- 
feil auszuführen.  In  Bremen  und  Pforzheim  z.  B. 
musste  die  dortige  Bau-Gesellschaft  der  Capitalisten  das 
Bauen  kleiner  Häuser  aufgeben,  weil  die  Bau- Arbeiter  solche 
Häuser  wohlfeiler  ausführten,  als  die  Capitalisten.  Dies  ist 
auch  in  Wien  zu  erwarten.  Hier  traten  im  J.  1870  über  50 
Maurer  zur  »Erwerbs-Genossenschaft  der  Wiener  Maurer« 
zusammen,  und  übernahmen,  nachdem  sie  durch  Spar-Einla- 
gen  das  nöthige  Betriebs-Capital  gewonnen  hatten,  heuer 
den  Bau  von  vier  Häusern  in  Hernais.  Sie  führten  denselben 
so  sehr  zur  Zufriedenheit  der  Bauherren  aus,  dass  dieselben 
ihnen  den  Bau  weiterer  zehn  Häuser  übertrugen.  Aber  die- 
ses wurde  nur  dadurch  möglich,  dass  der  Civil-Ingenieur,  Ge- 
meinderath F.  Stach,  aus  menschenfreundlichem  Interesse 
für  die  Arbeiter-Genossenschaften  die  gesetzliche  Verantwor- 
tung für  diese  Bauten  unentgeltlich  übernahm.  Sollen  derar- 
tige Erwerbs-Genossenschaften,  welche  den  Häuserbau  nicht 
blos  wohlfeiler,  sondern  auch  solider  machen,  und  nebstbei 
in  den  Arbeitern  das  Bildungs-Bedürfniss  wecken  und  die- 
selben auf  die  wirksamste  Weise  für  die  staatliche  Ordnung 
erziehen,  selbstständig  auftreten  können  und  sich  vermehren, 
müssen  die  Bau-Gewerbe  freigegeben  werden. 

Die  Arbeiten  der  Bau-Tischler,  Bau-Schlosser  und  der 
sonstigen  Handwerker  werden  wohlfeiler  werden,  wenn  nach 
Beseitigung  des  Baustellen-Wuchers  lauter  kleine  Familien- 
häuser gebaut  werden  können,  weil  solche  Häuser  nicht  so 
verschieden  ausgestattet  werden  wie  die  grossen  Zinskaser- 
nen und  es  sich  dann  rentirt,  wie  in  Amerika  nur  zweierlei 
Thüren  und  Fenster  im  Grossen  und  deshalb  wohlfeil  zu  er- 
zeugen. 

Zu  den  Baukosten  gehören  endlich  auch  die  Zinsen 
des  Bau-Capitals.  Für  die  eigentlichen  Baukosten  fallen 
sie  freilich  wenig  in's  Gewicht,  wenn  der  Zinsfuss  auch  noch 
so  hoch  steht,  denn  eine  Zinskaserne  lässt  sich  mit  unseren 
heutigen  Mitteln  in  3 — 4  Monaten  und  ein  kleines  Familien- 
haus in  eben  so  viel  Wochen  aufführen.  Für  diese  kurze 
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Zeit  aber  kann  an  Zinsen  vom  Bau-Capital  keine  grosse 
Summe  entfallen. 

Dagegen  hat  der  Zinsfuss  die  grösste  Bedeutung  für  den 
Preis  der  Wohnungen  und  die  Möglichkeit  des  Haus-Erwerbes. 

Durch  die  Ermässigung  all'  der  besprochenen  Baukosten 
ist  es  möglich,  dass  ein  stockhohes  Arbeiterhaus  von  18Q  Klaf- 
tern Grundfläche  für  3000  fl.  und  sammt  dem  Bau-  und  Gar- 
ten-Grund für  3400  fl.  sich  wird  herstellen  lassen.  Trägt  das 
Capital  wie  eben  jetzt  in  Oesterreich  bei  sicherer  Anlage  6 
Percent,  so  muss  die  Wohnung  in  einem  solchen  Hause  232  fl. 
kosten ,  da  man  nebst  den  Zinsen  5/6  Percent  auf  Repara- 
turen und  die  Tilgung  des  Bau-Capitals  rechnet. 

Muss  der  Arbeiter  das  ausgeliehene  Bau-Capital  so 
hoch  verzinsen,  so  ist  für  ihn  der  Haus-Erwerb  nur  möglich, 
wenn  er  den  ersten  Stock  seines  Häuschens  die  ganze  Zeit, 
während  welcher  er  das  aufgenommene  Bau-Capital  abzuzah- 
len hat,  vermiethet.  Er  behält  dann  im  Erdgeschoss  noch 
immer  eine  Wohnung  von  18  Quadratklaftern  Grundfläche, 
bestehend  aus  zwei  kleinen  Zimmern,  einer  Küche  und  Haus- 
flur, welche  Wohnung  ihm  auf  116  fl.  zu  stehen  kommt,  und 
geniesst  nebstbei  die  Nutzungen  seines  Gärtchens,  während 
er  heute  am  äussersten  Rande  von  Hernais  für  eine  Wohnung 
von  11  Quadratklaftern,  bestehend  aus  Zimmer,  Küche  und 
dem  entsprechenden  Stück  der  dazu  gehörigen  Hausflur  in 
einer  unbehaglichen  Zinskaserne,  in  der  er  mit  abstosseuden 
Menschen  zusammengepfercht  wird,  132  fl.  bezahlen  muss. 

Wenn  also  auch  der  Bau- Arbeiter  das  Bau-Capital  für 
sein  Familienhaus  nur  zu  6  Percent  geliehen  bekommt,  so 
ist  unter  den  heutigen  Verhältnissen  in  Wien  ein  solches 
Darlehen  für  ihn  doch  noch  eine  Wohlthat.  Er  kann  jähr- 
lich bei  40  fl.  auf  die  Rückzahlung  desselben  verwenden, 
weil  er  die  ersten  Jahre  für  Reparaturen  in  seinem  neuen 
Hause  nicht  die  ganze  Durchschnitts-Summe  von  5/e%  ver" 
wenden  muss. 

Viel  leichter  würde  ihm  aber  der  Haus- Erwerb  wer- 
den, wenn  das  Capital  wie  in  England  zu  3  Percent  zu  ha- 
ben wäre.  Dort  braucht  der  Arbeiter  für  die  Benutzung  des 
ganzen  Familienhauses  nur  130  fl.  zu  zahlen.  Er  kann  des- 
halb leicht  50 — 100  fl.  jährlich  auf  den  Erwerb  des  Hauses 
verwenden. 
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Sinkt  vollends  der  Zinsfuss  auf  2  Percent,  wie  er  schon 
einmal  in  Holland  stand,  oder  gar  auf  die  Vervvaltungskosten 
des  Capitals,  nämlich  auf  Va%  w*e  es  die  Sozialisten  wollen, 
so  kostet  die  Wohnung  in  dem  bezeichneten  Arbeiterhause 
statt  232  fl.  nur  98  fl. ,  beziehungsweise  sogar  nur  50  fl.  Je 
tiefer  daher  der  Zinsfuss  sinkt ,  desto  wohlfeiler ,  geräumiger 
und  behaglicher  können  alle  Wohnungen  werden  und  desto 
leichter  kann  jeder  Familienvater  ein  eigenes  Haus  erwerben. 

Nach  Beseitigung  des  Baustellen-Wuchers  ist  daher 
die  Beschaffung  wohlfeiler  Bau-Capitalien  die  wichtigste  Auf- 
gabe der  Verwaltung,  wenn  der  Wohnungsnoth  abgeholfen 
werden  und  die  Reform  unserer  Wohnungszustände  gelingen 
soll. 

In  England  ist  diese  Aufgabe  der  Verwaltung  da- 
durch leicht  gemacht,  dass  sie  aus  Post-Sparcassen  Ca p Italien 
in  genügender  Menge  zu  2%%  erhält.  Sie  stellt  dasselbe 
den  Bau-Genossenschaften  zu  3  Percent  zur  Verfügung  — 
eine  Staatshilfe,  welche  in  der  Heimat  der  Selbsthilfe  Jeder- 
mann selbstverständlich  findet. 

Auch  in  Oesterreich  sollen  die  Post-Sparcassen  ins 
Leben  treten ,  und  unser  Handelsminister  beabsichtigt,  die 
von  denselben  gesammelten  Capitalien  einem  besonderen 
Darlehens-Fonde  zuzuführen.  Er  kann  diesem  Fonde  keine 
bessere  Verwendung  geben,  als  wenn  er  den  Minderbemittel- 
ten Capital  zum  Bau  von  Familienhäusern  gegen  alimälige 
Abzahlung  leiht.  Die  Garantie  für  die  pünetliche  Rückzahlung 
desselben  bietet  das  damit  auf  schon  erworbenem  Baugrunde 
gebaute  Haus. 

Aber  selbst  aus  dieser  Quelle  wird  das  Bau  -  Capital 
theuer  sein.  Von  der  Regierung  kann  man  in  Oesterreich 
wohlfeiles  Bau- Capital  darum  nicht  so  bald  beanspruchen, 
weil  sie  selbst  es  nicht  einmal  zu  den  landesüblichen  Zinsen 
geliehen  erhält  und  zur  Deckung  ihrer  dringendsten  Bedürf- 
nisse immer  noch  Schulden  macht. 

Wohlfeile  Baucapitalien  für  Familienhäuser  , der  Min- 
derbemittelten sind  daher  in  Oesterreich  nur  von  dem  Ge- 
meinsinn der  Besitzenden  zu  erwarten ,  weil  auf 
Gewinn  berechnete  Credit-Institute  die  vielen  und  lästigen 
Arbeiten  mit  vielen  Parteien  nicht  ohne  entsprechendes  Ent- 
gelt übernehmen  werden.    Dadurch  werden  aber  die  kleinen 
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Darlehen  eines  solchen  Instituts  für  den  kleinen  Mann  zu 
theuer.  Die  Besitzenden  haben  ein  lebhaftes  Interesse  daran, 
dieBesitzlosen  und  mit  diesen  zugleich  auch  sich  vor  Cholera-, 
Typhus-,  Blattern-  und  anderen  Epidemien  zu  bewahren,  die- 
selben von  Lastern  und  Verbrechen  und  schliesslich  von  der 
socialen  Revolution  abzuhalten.  Das  wirksamste  Mittel  diese 
Zwecke  zu  erreichen,  ist  erfahrungsgemäss  die  Reform  der 
Wohnungs-Zustände  aller  Classen  der  Gesellschaft.  Die 
Sittlichkeit  des  gewöhnlichen  Menschen  ist  nur  das 
Product  der  Verhältnisse.  Dieselben  Menschen,  M'elche  in 
elenden  Wohnungen  liederliche  Trunkenbolde  waren,  wurden 
die  ordentlichsten  Hauswirthe,  sobald  ihnen  der  Erwerbeines 
eigenen  Hauses  ermöglicht  wurde.  Dies  zeigte  sich  in  London 
ebenso  wie  in  Mühlhausen  und  Pforzheim,  unter  den  Slaven 
Oberschlesiens  ebenso  wie  unter  Romanen  und  Germanen  im 
Elsass.  In  Nordamerika  haben  die  »Bau-  und  Sparvereine« 
alle  Wirthshäuser  entvölkert.  Der  gewöhnliche  Mensch  bedarf 
in  Streben  nach  Sittlichkeit  der  Aussicht  auf  ein  erreichba- 
res, nicht  zu  fernes  Ziel.  Die  Möglichkeit,  ein  Häuschen  mit 
einem  Garten  zu  erwerben,  in  dem  er  nach  der  Mühe  des 
Tages  Ruhe  und  Frieden  findet,  wo  er  im  Schatten  eines  Bau- 
mes, umgeben  von  seinen  spielenden  Kindern,  ausruhen  kann, 
hat  so  viel  Lockendes  für  jeden  nach  Familienglück  streben- 
den Menschen,  dass  eine  solche  Aussicht  zur  moralischen 
Fortbildung  der  Menschen  mehr  beitragen  wird,  als  alle  Pre- 
digten und  schönen  Lehren.  Würden  Schule  und  Kirche  ge- 
nügen, um  die  Menschen  sittlich  zu  machen,  so  könnte  der 
Pöbel  in  Berlin  nicht  so  roh  sein,  als  er  ist. 

Die  Rohheit  des  Berliner  Pöbels  kann  man  nur  denWoh- 
nungs-Zuständen  der  deutschen  Kaiserstadt  zuschreiben,  welche 
noch  schlimmer  sind,  als  die  von  Wien.  B  erlin  und  Wien 
haben  derWohnungs-Reform  ebenso  dringend  nöthig  als  Paris. 
Damit  aber  die  Besitzenden  dies  einsehen  und  dieser  Einsicht 
gemäss  handeln,  muss  die  Verwaltung  durch  Belehrung,  Auf- 
forderung und  entsprechende  Vertheilung  ihrer  Auszeichnun- 
gen auf  Stiftungen  und  Bildung  von  humanitären  Vereinen  für 
die  Zwecke  der  Wohnungs-Reform  hinwirken. 

Auf  keinem  Gebiete  des  socialen  Lebens  wird  bei  uns 
gegen  die  Vernunft  mehr  gesündigt,  als  in  der  privaten 
Armen-Pflege.    Statt  W<  ^Ithaten  zu  üben,  wirkt  die 
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Wohlthätigkeit  bei  uns  geradezu  gemeinschädlich ,  indem  sie 
die  Besitzlosen  durch  ihre  Almosen  demoralisirt  und  zu  ar- 
beitsscheuen Vagabunden  erzieht,  gegen  welche  sich  dieLand- 
bevölkerung  nicht  mehr  zu  schützen  weiss.  Grosse  Summen 
werden  bei  uns  oft  von  den  Besitzenden  den  Armen  geschenkt, 
aber  gemeinschädlich  verwendet.  Der  Wohlthätigkeitssinn  ist 
bei  unseren  besitzenden  Classen  vorhanden,  aber  er  muss  auf 
den  rechten  Weg  geleitet  werden.  Erfahrungsgemäss  hat  das 
Beispiel  der  Hofkreise  in  dieserBeziehung  wohlthätig  gewirkt. 
Bekanntlich  hat  Prinz  Albert  zur  Wohnungs-Reform  in  Eng- 
land und  die  Monarchen  von  Frankreich,  Holland  undPreussen 
in  ihren  Ländern  den  Anstoss  gegeben.  Sie  haben  die  Be- 
sitzenden angeregt,  Stiftungen  hiefür  zu  machen,  Bau- 
Genossenschaften  der  Minderbemittelten  zu  gründen  und  zu 
leiten.  Der  berühmte  und  wahrhafte  Wohlthäter  Peabody 
hat  in  London  einen  Darlehens-Fond  von  5  Millionen  Gulden 
für  die  Zwecke  der  Wohnungs-Reform  gestiftet.  Eine  solche 
Stiftung  muss  für  ewige  Zeiten  und  in  wachsendem  Maasse 
wohlthätig  und  gemeinnützig  wirken ,  weil  sie  nur  die  Mittel 
zur  erhebenden  und  veredelnden  Selbsthilfe  bietet,  und  ihre 
Darlehen  sich  verzinsen  lässt,  wodurch  sie  stetig  wachsen 
muss. 

Aehnliches  ist  wohl  von  einem  gleichen  Beispiele  unserer 
Hofkreise  auch  bei  uns  zu  erwarten.  Die  Betheiligung  der  Be- 
sitzenden an  der  »Albrecht-  und  Rudolf-Stiftung«  ist  uns  ein 
Beleg  hiefür.  Von  den  humanitären  Bau-Gesellschaften  sollen 
jedoch  von  der  Verwaltung  nur  diejenigen  unterstützt  werden, 
welche  sich  hauptsächlich  die  Beschaffung  wohlfeiler  Bau- 
Capitalien  und  nicht  die  Bau-Unternehmung  selbst  zur  Auf- 
gabe machen,  damit  es  ihnen  nicht  so  gehe,  wie  der  von 
Zürich ,  welche  eine  Reihe  von  Arbeiterhäusern  aufbaute, 
die  Niemand  beziehen  und  erwerben  wollte.  In  Wien  ist 
eben  jetzt  ein  »Wohnungs-Reform-Verein«  in  derBildung  be- 
griffen, welcher  für  den  Bau  von  Familienhäusern  wohlfeile 
Capitalien  und  eine  Auswahl  von  Bauplänen  sammt  Kosten- 
Ueberschlägen  sammeln,  mit  Erzeugern  und  Lieferanten  von 
Bau-Materialien  und  Bau-Unternehmern  Verträge  über  Liefe- 
rungen und  Bauarbeiten  abschliessen ,  Bauplätze  im  Grossen 
ankaufen  und  parcelliren,  und  alle  dabei  erzielten  Vortheile 
zu  den  Selbstkosten  minderbemittelten  Baulustigen  zur  Ver- 
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fügung  stellen  will.  Ein  derartiger  Verein  scheint  uns  der 
Unterstützung  der  Verwaltung  werth. 

Um  wohlfeile  Bau-Capitalien  zu  erhalten,  sollten  auch 
alle  gemeinschädlichen  Stiftungen  in  Darlehens-Fonde  für  die 
Zwecke  der  Wohnungs-Reform  umgewandelt  werden.  In 
dieser  Form  werden  sie  den  wohlwollenden  Absichten  der 
Stifter  am  besten  entsprechen,  weil  sie  nicht  blos  wirtschaft- 
lich, sondern  auch  moralisch  wohltätig  wirken  werden.  Keine 
Hilfe  vermag  so  sehr  zur  Veredlung  des  Menschen  beizutragen, 
als  eine  Unterstützung,  welche  ihm  das  Aufsteigen  in  eine 
höhere  sociale  Schichte  der  Gesellschaft  ermöglicht. 

Aber  alle  diese  Vorschläge  werden  wenig  helfen ,  weil 
sie  das  Bau-Capital  für  die  grossen  Massen  der  Bevölkerung 
nicht  beschaffen  und  nicht  bedeutend  wohlfeiler  machen 
können. 

Soll  der  Zinsfuss  im  Allgemeinen  bedeutend  sinken,  so 
müssen  die  Capitalien  bedeutend  vermehrt  werden.  Das  Sparen 
der  Einzelnen  konnte  dies  bisher  nicht  bewirken,  weil  die  Staats- 
und G  emeinde-Verwaltungen  das  aufgesparte  Capital  massenhaft 
verbrauchten.  Diese  müssen  endlich  einmal  ernstlich  an  das 
Sparen  und  an  die  Vermehrung  des  Capitals  denken.  Die 
Staats- Verwaltungen  konnten  bisher  immer  noch  die  äusseren 
Gefahren  und  die  Notwendigkeit  grosser  stehender  Heere  zu 
ihrer  Entschuldigung  geltend  machen.  Die  Gemeinde- Verwal- 
tungen haben  nicht  einmal  diese  Ausrede  und  doch  machen 
sie  alle  Schulden  über  Schulden.  Sie  handeln  wie  feige 
Weiber  ,  welche  aus  falscher  Scheu  nicht  wagen ,  ihre 
Männer  um  die  notwendige  Beisteuer  zum  Haushalt  zu  bit- 
ten ,  und  um  sie  nur  bei  guter  Laune  zu  erhalten  ,  den  Haus- 
halt auf  Credit  weiter  führen.  Die  Männer  geben  indessen  die 
Ueberschüsse  ihres  Einkommens  auf  Ueberflüssiges  aus, 
was  sie  nicht  thun  würden,  wenn  ihre  Frauen  das  Geld  recht- 
zeitig für  das  Not h wendige  begehrt  hätten.  Diese  Un- 
wirthschaft  muss  endlich  zusammenbrechen  und  die  ganze 
Familie  wirtschaftlich  und  moralisch  ruiniren.  Dieses  Ende 
mit  Schrecken  haben  die  Vertreter  der  Völkerfamilie  täglich 
vor  Augen,  aber  aus  falscher  Scheu  vor  dem  Gerede  ihrer 
Wähler  oder  gar  aus  schlechten  Motiven  haben  sie  nicht  den 
Mut,  von  ihren  Mitbürgern  die  für  die  Gesammtzwecke  not- 
wendigen Beisteuern  zu  begehren.  Sie  vermindern  lieber  den 


Capital-Vorrath  der  Völker,  steigern  den  Zinsfuss  und  damit 
all'  das  Elend,  welches  die  Capital- Armuth  verursacht.  Sie 
entziehen  lieber  ihren  Mitbürgern  einen  Theil  ihrer  Produc- 
tions-Mittel  und  damit  viele  Erwerbs- Gelegenheit,  als  dass  sie 
ihnen  eine  momentaneEinschränkung  im  Verzehren  zumuthen 
würden.  Mit  der  Zeit  hat  aber  dieses  Verfahren  eine  allge- 
meine Verminderung  des  Einkommens  aus  Arbeit  und  damit 
eine  dauernde  Einschränkung  der  Consumtion  der  Bevölke- 
rung zur  Folge. 

Steuern  werden  fast  ausnahmslos  aus  dem  Einkommen, 
Staats-  und  Gemeinde-Anlehen  dagegen  fast  immer  aus  dem 
Capital-Vorrath  des  Volkes  bestritten.  Würden  alle  Verwal- 
tungen nach  Durchführung  aller  möglichen  Ersparnisse  ähn- 
lich verfahren  wie  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika, 
und  so  viel  Steuern  abfordern ,  um  die  ganze  Staatsschuld 
binnen  einer  gewissen  Reihe  von  Jahren  tilgen  zu  können,  so 
würde  aus  den  Capitalscheinen  der  Staatsgläubiger,  die  heute 
nur  Schein-  Capitalien  sind ,  wirkliche  Capitalien  wer- 
den, deren  Concurrenz  den  Zinsfuss  auf  3  Percent  und  viel- 
leicht noch  tiefer  herabdrücken  müsste. 

Würden  nach  Tilgung  aller  Staats-  und  Gemeinde-Schul- 
den die  hohen  Steuern,  welche  dann  bei  dem  nothwendig 
steigenden  Wohlstand  der  Bevölkerung  leichter  zu  tragen 
wären,  als  im  Beginne  dieses  unpopulären  Verfahrens  der  Ca- 
pital-Vermehrung ,  forterhoben,  um  auch  alle  Eisenbahn- 
Papiere  einzulösen  und  so  die  Bahnen  zum  Eigenthum  der 
Staaten  zu  machen ,  so  müsste  der  Zinsfuss  noch  tiefer 
sinken. 

Für  eine  solche  Tilgung  der  Staatsschulden  und  die 
Einlösung  der  Eisenbahnen  durch  den  Staat  haben  sich  schon 
die  hervorragendsten  Volkswirthe  ausgesprochen.  In  seiner 
jüngsten  Schrift  über  »Capitalismus  und  Socialismus«  thut 
dies  auch  unser  Handelsminister  Dr.  Schärfte  aus  social- 
politischen  Gründen ,  indem  er  dadurch  namentlich  dem 
Börsenschwindel  die  Hauptnahrung  entziehen  wilk 

Für  die  Zwecke  der  Wohnungs-Reform  ist  diese  Art  der 
Capital- Vermehrung  dringend  geboten.  Die  Einzelnen  müssen, 
wenn  sie  nicht  durch  freiwilliges  Sparen  ein  Privat-Capital 
ansammeln  wollen,  durch  Steuern  gezwungen  werden,  von 
ihrem  Einkommen  einen  Beitrag  zum  Volks-Capital  zu  leisten. 
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Die  Wirkung  wird  in  beiden  Fällen  dieselbe  sein;  das  Capi- 
t  a  1  wird  vermehrt  und  mit  ihm  auf  die  Dauer  das  E  i  n- 
kommen  der  Bevölkerung.  Der  Z  i  n  s  f  u  s  s  sinkt 
und  damit  erst  ist  die  Wo  hnungs-Reform  für  die  gros- 
sen Massen  ermöglicht. 

Der  Bebauungs-Plan  und  die  Baugruppen-Ordnung. 

Nachdem  wir  alle  die  Massregeln  besprochen  haben, 
welche  die  Herstellung  der  einzelnen  W  ohnhäuser  in 
der  besten  Form  und  zu  den  geringsten  Kosten  ermöglichen 
sollen,  müssen  wir  nun  diejenigen  Massregeln  der  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  in  Betracht  ziehen ,  welche  die  Her- 
stellung der  besten  Verhältnisse  der  einzelnen  Häuser  zu 
einander  und  eine  gute  Verbindung  derselben  zum  Zwecke 
haben. 

Hier  tritt  die  Notwendigkeit  des  Eingreifens  der  öffent- 
lichen Gewalten  noch  stärker  hervor,  als  für  den  Bau  der  ein- 
zelnen Häuser,  weil  die  einzelnen  Hausbesitzer  durch  die  Un- 
vernunft, Gewinnsucht  und  Bosheit  ihrer  Nachbarn  grossen 
Schaden  erleiden  können ,  und  sie  gegen  deren  gemeinschäd- 
liche Bauten  oder  deren  gemeinschädliche  Benützung  sich 
selbst  nicht  schützen  können.  Und  doch  hat  gerade  diese  Auf- 
gabe die  Gesetzgebung  bisher  am  meisten  vernachlässigt,  ja 
als  ihre  Aufgabe  selbst  nach  den  grossen  Cholera-Epidemien 
nicht  in  allen  Ländern  erkannt.  Von  welcher  Anschauung 
unsere  Verwaltungs-Behörden  in  dieser  Beziehung  ausgehen, 
wurde  in  jüngster  Zeit  durch  die  Thatsache  illustrirt,  dass  die 
Behörden  in  dem  schönsten  und  belebtesten  Villen  Orte  bei 
Wien,  der  überdies  im  Westen  der  Stadt,  also  gegen  die  herr- 
schende Windrichtung  zu  liegt,  nämlich  in  Dornbach,  die  Er- 
richtung einer  Spodiurn-Fabrik  gestattet  haben. 

Um  die  Erwerbsfreiheit  nicht  zu  verletzen,  gestattet  sie 
hier  die  Verletzung  unzähliger  wirtschaftlicher  und  höherer 
Interessen  der  ganzen  Nachbarschaft,  ja  aller  Besucher  der 
schönsten  Umgebung  von  Wien.  Sollen  wir  erst  durch  heftige 
Cholera-  und  Typhus-Epidemien  über  die  Regierungskunst 
der  denk-  und  thatfaulen  Leute,  die  da  im  blossen  Gehenlassen 
und  im  Anpreisen  jedweder  Freiheit,  richtiger  jedweder  Will- 
kür besteht,  hinauskommen?!    Nirgends  tritt  die  Hohlheit 
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dieser  »liberalen"  Phrase  so  augenfällig  hervor,  als  bei  Lösung 
der  Wohnungsfrage.  Wo  auf  engem  Räume  so  viele  Menschen 
sich  zusammendrängen,  wie  in  jeder  Grossstadt,  stossen  so 
viele  und  so  vielerlei  widerstreitende  Interessen  aufeinander,  dass 
nur  durch  das  Eingreifen  der  öffentlichen  Gewalten  alle  be- 
rechtigten Interessen  ihre  gesicherte  und  verhältnissmässig 
beste  Befriedigung  finden. 

Um  die  einzelnen  Häuser  der  Grossstadt  in  die  besten 
Beziehungen  zu  einander  zu  bringen,  ist  von  Seite  der  Ver- 
waltung zunächst  die  Aufstellung  eines  Bebauungs- 
Planes  nöthig,  welcher  den  verschiedenartigen  Bedürfnissen 
der  Bevölkerung  nicht  blos  der  Gegenwart,  sondern  auch  der 
Zukunft,  eine  entsprechende  Befriedigung  sichert.  Dies  vermag 
nur  ein  solcher  Stadtplan,  welcher  das  ganze  Terrain,  das  die 
Stadt  voraussichtlich  im  Laufe  der  nächsten  hundert  Jahre  be- 
decken wird,  umfasst,  aber  für  dieses  Terrain  blos  die  Haupt- 
Verkehrsstrassen  feststellt,  und  dadurch  grosse  Bauflächen 
schafft,  welche  den  verschiedenartigsten  Bedürfnissen  der  Be- 
völkerung dienen  können.  Für  diese  vorderhand  unregulirt 
bleibenden  Flächen  soll  der  besondere  Bebauungs-Plan  immer 
erst  dann  entworfen  werden,  wenn  die  Bevölkerung  an  die 
Verbauung  desselben  schreitet. 

Für  Wien  muss  der  Bebauungs-Plan  die  ganze  Ebene 
bis  zum  Bisambe rg,  Gerasdorf,  Süssenbrunn, 
Breitenlee,  Aspern  und  Kaiser  -  E  b  ersdorf  *)  um- 
fassen, weil  dieses  ganze  Terrain  in  längstens  50  Jahren 
verbaut  sein  wird. 

In  den  neuen  Stadttheilen  sollen  nur  die  Hauptstrassen 
über  sechs  Klafter  breit  sein  und  das  preussische  Gesetz,  dass 
kein  Haus  höher  gebaut  werden  darf,  als  die  Strasse  breit  ist, 
auch  bei  uns  Geltung  erhalten.  Werden  in  den  Nebenstrassen, 
nur  Familienhäuser  oder  doch  nur  niedrige  Zinskasernen  ge- 
baut und  nur  auf  diese  soll  hier  die  Verwaltung  Bedacht  neh- 

*)  In  jüngster  Zeit  wurde  der  Wiener  Gemeinderath  aufgefordert, 
auf  seinem  Grundbesitz  in  Kaiser-Ebersdorf  einen  10.  Stadttheil  an- 
zulegen. Diese  Forderung  ist  jetzt  noch  nicht  an  der  Zeit.  Energische 
Massregeln  gegen  den  Baustellen-Wucher  verschaffen  uns  die  wohl- 
feilsten Baustellen  in  Wien  selbst  und  seiner  nächsten  Umgebung, 
wo  auch  der  Arbeiter  ein  eigenes  Familienhaus  erwerben  kann,  und 
nicht  jährlich  30  fl.  für  Bahnfahrten  zur  und  von  der  Arbeit  ausgeben 
muss. 


Wien ,  so  genügt  hier  eine  Strassenbreite  von  6  Klaftern  allen 
Interessen.  Die  Anlage  der  Strassen  wird  bei  dieser  geringe- 
ren Breite  wohlfeiler,  so  wie  auch  deren  Pflasterung,  Be- 
spritzung und  Reinigung,  und  schliesslich  auch  der  Bau  der 
Haus-Canäle  in  denselben.  In  solchen  schmäleren  Strassen 
mit  höchstens  zwei  Stock  hohen  Häusern  zu  beiden  Seiten 
kann  der  Verkehr  kein  lebhafter  sein,  deshalb  werden  solche 
Strassen  von  Staub  und  Lärm  weniger  erfüllt  und  somit  wohn- 
licher sein.  Auch  der  Wind  tritt  in  denselben  nicht  mit  der 
lästigen  Heftigkeit  auf,  wie  auf  grossen  Plätzen  und  in  breiten 
Strassen  und  ist  hier  auch  die  Gefahr  des  Ueberfahrenwerdens 
grösser  als  dort. 

An  Berlins  Bebauungs-Plan  tadeln  competente  Stim- 
men, so  namentlich  Dr.  Bruch  in  seiner  jüngsten  Schrift 
„Berlins  bauliche  Zukunft  und  der  Bebauungs-Plana  vorzugs- 
weise die  übermässige  Breite  der  Strassen  und  die  Grösse 
öder,  gepflasterter  Plätze,  welche  Berlin  um  alle  Vortheile  des 
Verbots,  nicht  höher  zu  bauen  als  die  Strasse  breit  ist,  ge- 
bracht hat,  und  dieser  Stadt  grosse  Kosten  für  die  Anlage  der 
Strassen  verursacht. 

Die  öffentliche  Meinung  verlangt  breite  Strassen,  weil 
Jedermann  von  dem  Bewusstsein  erfüllt  ist,  dass  die  schran- 
kenlose Privat-Speculation  für  Licht  und  gesunde  Luft  nicht 
sorgen,  im  Gegentheil  beides  der  Bevölkerung  möglichst  ver- 
kümmern wird.  Darum  soll  die  Gesammtheit  auf  ihre  Kosten 
das  als  gesichertes  Gemeingut  erhalten,  was  ein  Gemeingut 
au  sein  niemals  aufhören  sollte.  Aber  die  Gesammtheit  kann 
dies  nur  mit  grösseren  Kosten  thun,  als  die  Einzelnen.  Würde 
der  Privat-Speculation  in  der  Ausbeutung  des  Raumes  die 
Schranke  gesetzt,  dass  sie  bei  jedem  Hause  einen  entsprechend 
grossen  Hof  und  Garten  anlegen  und  erhalten  muss^  so  könnte 
die  Strasse  schmäler  sein,  weil  der  Raum,  der  dem  Hause  Licht 
und  gesunde  Luft  verschafft,  dann  nicht  auf  Kosten  der  Ge- 
sammtheit vor,  sondern  auf  Kosten  der  Speculation  hinter 
dem  Hause  sich  befindet,  hier  aber  dessen  Pflasterung  und 
Reinhaltung  viel  weniger  kostet.  Auch  die  Anpflanzung  und 
Pflege  der  Bäume  hinter  dem  Hause  geschieht  auf  Kosten  der 
Privaten,  diese  sind  aber  bedeutend  geringer,  als  die  Kosten 
für  die  Baumpflanzungen  in  den  Strassen  der  Stadt.  Die 
Bäume  im  eigenen  Garten  pflegt  der  Hausbesitzer  in  seinen 
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Mussestunden,  ihre  Pflege  kostet  also  der  Volkswirtschaft 
nichts,  ja  sie  führt  ihr  noch  Obst  und  andere  Producte  zu, 
während  die  Erhaltung  der  Bäume  durch  die  Gemeinde 
enorme  Summen  kostet  und  diese  an  den  öffentlichen  Ver- 
kehrswegen doch  nicht  gedeihen  können,  weil  sie  hier  Be- 
schädigungen aller  Art  ausgesetzt  sind.  Deshalb  muss  jeder 
Bau-Unternehmer  verhalten  werden,  gesunde  Luft,  Licht  und 
Sonnenschein  den  von  ihm  hergestellten  Wohnungen  durch 
Anlage  eines  entsprechend  grossen  Hofes  und  Gartens  zu 
sichern.  Sind  die  Massregelu  gegen  den  Bausteilen-Wucher 
durchgeführt,  wird  ihm  dies  sehr  leicht  werden,  ja  er  wird  im 
eigenen  Interesse  für  diese  Anlagen  freiwillig  sorgen. 

Da  aber  in  einem  von  hohen  Mauern  umgebenen  Räume 
Bäume  und  alle  übrigen  Pflanzen  nur  kümmerlich  gedeihen, 
so  muss  die  Verwaltung  auch  das  Recht  erhalten,  die  einzel- 
nen Häuser  mit  ihren  Höfen  und  Gärten  derart  zu  gruppiren, 
dass  dabei  alle  Gärten  desselben  Häuserviereckes  aneinancler- 
stossen  und  jedes  Haus  für  seine  rückwärtigen  Zimmer  über- 
reichlich gesunde  und  würzige  Luft,  Licht  und  Sonnenschein, 
sowie  die  Aussicht  auf  alle  Gärten  der  Nachbarn  ge- 
winnt. 

Unsere  Bau-Ordnungen  beziehen  sich  leider  fast  nur  auf 
den  Bau  der  einzelnen  Häuser  und  räumen  den  Bau-Behörden 
zur  Bildung  von  Baugruppen  keine  Rechte  ein,  um  dieWohn- 
Jichkeit  der  Häuser  zu  sichern.  Sie  müssen  zu  Baugruppen- 
Ordnungen  erweitert  werden.  Denn  angenommen,  es  hätten 
mehrere  Familien  eine  grössere  Baufläche  mitFamilienhäusern 
in  der  eben  geschilderten  Weise  verbaut,  um  wohnliche 
Häuser  zu  erhalten ,  so  ist  doch  keiner  der  Nachbarn  verhin- 
dert, seinen  Besitz  an  einen  Fabrikanten  zu  verkaufen,  der 
den  Garten  und  die  Aussicht  den  Nachbarn  verbauen  ,  die 
Luft  mit  Gestank  und  Lärm  erfüllen,  das  Grundwasser  ver- 
pesten und  so  den  Besitz  aller  seiner  Nachbarn  entwerthen 
kann.  In  diesem  rechtlosen  Zustande  befinden  sich  nicht  blos 
die  Hausbesitzer  der  Grossstädte,  sondern  auch  die  Bewohner 
der  für  angenehmen  Aufenthalt  durch  die  Sitte  bestimmten 
Villendörfer  in  deren  Umgebung. 

So  lange  hier  nur  wohlhabende  Leute  wohnen,  finden 
hier  die  Fabrikanten  nicht  Arbeitskräfte  genug,  um  hier  eine 
lästige  Fabrikation  mit  Vortheil  betreiben  zu  können  5  so  lange 


unterbleibt  dieselbe  blos  aus  diesem  zufälligen  Grunde.  So  wie 
aber  die  Grossstadt  in  die  Nähe  der  Villendörfer  rückt,  werden 
die  Fabrikanten  das  Angenehme  mit  dem  ihnen  allein  Nütz- 
lichen, allen  Nachbarn  aber  Schädlichen  verbinden,  und  ihre 
Fabrikation  in  die  Villendörfer  oder  doch  in  deren  Nähe  ver- 
legen. Dagegen,  wie  überhaupt  gegen  eine  willkürliche  Ent- 
wertung der  Häuser  durch  Bauten  der  Nachbarn  und  deren 
Benützung,  muss  es  einen  gesetzlichen,  geordneten  Rechts- 
schutz geben. 

Wohl  könnten  sich  die  Nachbarn  durch  Bestellung  von 
Servituten  gegen  solche  Beschädigung  sichern  ,  aber  dies  ist 
ein  so  umständlicher ,  kostspieliger  und  doch  so  unsicherer 
Weg,  dass  hier  den  Schutz  der  Einzelnen  die  Gesammtheit 
übernehmen  muss. 

Zu  dem  Ende  soll  die  Bau-Behörde  die  Stadttheile  be- 
stimmen dürfen,  welche  vorzugsweise  dem  Wohnungs-Be- 
dürfniss  dienen  und  deshalb  von  jeder  lästigen  Nachbarschaft 
frei  bleiben  sollen.  Sie  soll  ferner  diejenigen  Flächen  des 
Bebauungs-Planes  und  diejenigen  Strassen  zu  bezeichnen  das 
Recht  haben  ,  in  welchen  höchstens  zwei  Stock  hohe  Häuser 
von  bestimmter  Breite  und  in  Verbindung  mit  Gärten  von 
bestimmter  Grösse  errichtet,  und  diese  nicht  verbaut  werden 
dürfen. 

Dadurch  bekommt  die  Bau-Behörde  das  Mittel  in  die 
Hand,  sogenannte  «elegante  Stadttheile«  auch  in  grösseren 
Entfernungen  vom  Mittelpuncte  der  Stadt  und  in  der  Nähe 
der  von  den  Bewohnern  dieser  Sladttheile  abhängigen 
Arbeiterfamilien  hervorzurufen ,  indem  sie  jeder  wohlhaben- 
den Familie,  welche  ein  Familienhaus  in  angenehmer  Lage 
und  in  »anständiger«  Nachbarschaft  haben  möchte,  die  Ge- 
wissheit gibt,  dass  ihrem  Hause  die  Annehmlichkeit  seiner 
Lage  stets  gesichert  bleibt. 

Jetzt  bewohnt  ein  wohlhabender  Mann  in  Wien  lieber 
den  fünften  Stock  auf  der  Ringstrasse ,  als  dass  er  sich  ein 
Familienhaus  unter  dem  »Gesindel«  in  Erdberg,  Hernais, 
Ottakring,  der  Brigittenau  oder  sonst  am  Rande  der 
Stadt  bauen  möchte.  Beiderlei  Classen  leiden  darunter.  Die 
Wohlhabenden  wohnen  schlecht  und  doch  sehr  theuer ,  und 
die  arbeitenden  Classen  werden  von  ihnen  mit  vielem  Treppen- 
steigen grausam  geplagt.  Diese  Uebelstände  kann  die  ein- 

5  " 


68 


zelne  Familie  nicht  beseitigen,  weil  sie  sich  eine  »anständige 
Nachbarschaft«  ausserhalb  der  jetzigen  »eleganten  Stadt- 
theile«  nicht  schaffen  kann.  Dies  vermag  indirect,  ja,  wie 
wir  später  zeigen  wollen  ,  sogar  direct  nur  die  Verwaltung. 

Auch  unsere  besitzenden  Classen  werden  lieber  an 
den  Rändern  der  Stadt  in  wohlfeilen ,  gesunden  und  behag- 
lichen Familienhäusern  wohnen,  wenn  sie  dort  ihres  Gleichen 
zu  Nachbarn  haben  ,  weil  sie  nicht  so  viel  für  die  Fahrten 
von  hier  in  die  innere  Stadt  ausgeben  müssen ,  als  sie  am 
Miethzinse  ersparen.  Auch  wirtschaftlich  ist  es  also  für  diese 
Classen  vortheilhafter ,  in  grösserer  Entfernung  von  der 
inneren  Stadt  zu  wohnen.  Für  die  Arbeiter-Familien 
dagegen,  die  von  ihnen  leben  ,  ist  es  eine  L  e  b  e  n  s  f  r  a  g  e, 
ob  sie  eine  Erwerbs-Gelegenheit  in  der  Nähe  ihrer  Wohnun- 
gen finden  ,  oder  Zeit  und  Kraft  auf  weite  Wege  und  fort- 
währendes Treppensteigen  verwenden  müssen ,  um  ihren 
Lebens-Unterhalt  zu  erwerben.  Im  Interesse  beider  Classen 
muss  daher  die  Verwaltung  alle  Anstalten  treffen,  um  die 
Besitzenden  zu  bewegen ,  ähnlich  wie  in  London ,  nicht  weit 
von  den  Wohnungen  der  arbeitenden  Classen  sich  anzu- 
siedeln. 

Zu  dem  Ende  soll  die  Verwaltung  beim  Entwurf  des 
ßebauungs  -  Planes  für  jeden  Stadttheil  auch  entsprechend 
grosse  Flächen  für  grossartige  Park- Anlagen  ausscheiden  und 
die  Bauflächen  in  deren  Nähe  ausschliesslich  für  den  Bau 
von  mit  Gärten  verbundener  Familienhäuser  bestimmen.  Da- 
durch wird  es  den  Besitzenden  ermöglicht,  die  so  angenehm 
gelegenen  Häuser  auch  im  Sommer  zu  benutzen  ,  die  Miethe 
einer  besonderen  Sommerwohnung  und  den  jährlichen  Umzug 
in  dieselbe  zu  ersparen,  und  dabei  den  von  ihnen  abhängigen 
Familien  gleichmässig  das  ganze  Jahr  hindurch  Beschäftigung 
zu  geben.  Die  arbeitenden  Classen  werden  zwar  nicht  in 
unmittelbarer  Nähe  dieser  Park-Anlagen ,  aber  doch  nicht 
allzuweit  davon  in  den  für  Arbeiterhäuser  bestimmten  Neben- 
strassen  wohnen,  jedenfalls  aber  wie  die  Arbeiter  Londons 
die  dortigen  herrlichen  Parks  mitgeniessen ,  wenn  diese  in 
der  allein  gerechten  Weise,  nämlich  über  das  ganze  Terrain 
der  Stadt  gleichmässig  vertheilt,  angelegt  werden. 

Nach  Professor  Pettenkofer's  Erklärung  sind  die 
öffentlichen  Gärten  nicht  blos  die  Lungen  der  Städte,  sondern 
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sie  verhindern  auch  die  Seuchen.  Sie  sind  daher,  von  ihren 
Annehmlichkeiten  abgesehen,  schon  aus  Gesundheits-Rück- 
sichten nothwendig.  Von  den  Einzelnen  können  sie  aber 
nicht  hergestellt  werden  ,  ihre  Anlage  ist  somit  Aufgabe  der 
örtlichen  Verwaltung. 

Werden  die  von  uns  empfohlenen  Massregeln  gegen  den 
Baustellen-Wucher  getroffen,  so  erhält  die  Verwaltung  die 
Mittel  hiezu  in  dem  Werthzuwachs  ,  welchen  ihre  Anlagen 
allen  Baustellen  geben  und  welcher  ihr  zufällt.  Die  Anlage 
solcher  Parks  wird  ihr  daher  nichts  kosten,  wenn  diese  nicht 
luxuriös  ausgestattet  werden ,  sondern  nur  rein  gehaltene 
Wälder  bilden. 

Belässt  dagegen  die  Gesetzgebung  die  heutigen  Grund- 
steuer-Gesetze und  vernachlässigt  Wien  die  rechtzeitige  An- 
lage von  grossen  öffentlichen  Gärten,  so  wird  es  dieser  Gross- 
stadt schliesslich  so  ergehen,  wie  New- York,  welches 
ganze  Häuserreihen  ankaufen  und  niederreissen  musste ,  um 
Raum  für  einen  grossen  Park  und  so  gesunde  Luft  für  seine 
Bevölkerung  zu  gewinnen.  Der  Centrai-Park  von  New-York 
hat  dieser  Stadt  20  Millionen  Gulden  gekostet. 

Durch  die  Strassenzüge  müssen  oft  die  Baustellen  in 
schiefen  Winkeln  geschnitten  werden,  wodurch  sie  eine  für 
die  Verbauung  unzweckmässige  Gestalt  erhalten.  Um  diese 
entsprechend  zu  ändern  ,  sollen  die  Bau-Behörden  das  Recht 
erhalten,  ähnlich  wie  bei  der  Zusammenlegung  der  landwirt- 
schaftlichen Grundstücke  nach  dem  Beschluss  der  Mehrheit 
der  betreffenden  Baustellen-Besitzer,  selbst  gegen  den  Willen 
der  Minderheit  derselben,  einen  Austausch  der  Bauplätze  vor- 
zunehmen ,  um  jedem  Besitzer  zu  einer  rechtwinkligen  Bau- 
stelle zu  verhelfen. 

Unserer  Bau-Ordnung  zufolge  müssen  von  zu  Bauplätzen 
bestimmten  Grundstücken  die  Besitzer  den  Strassengrund 
unentgeltlich  an  die  Gemeinde  abtreten  ,  diese  aber  bestimmt 
die  Richtung  und  Breite  der  Strasse.  Dabei  kommt  es  nun 
häufig  vor,  dass  ein  Baustellen-Besitzer  für  die  Strasse  mehr 
Grund  abtreten  muss,  als  seine  Nachbarn,  ja,  dass  ihm  von 
seinem  Besitz  eine  so  kleine  Fläche  übrig  bleibt,  dass  er  die- 
selbe gar  nicht  verbauen  kann.  Um  diese  Ungerechtigkeit  zu 
beseitigen  und  verwendbare  Baustellen  zu  erhalten,  soll  die 
Bau-Behörde  auch  das  Recht  erhalten,  die  zum  Strassengrund 
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in  verschiedenem  Maasse  beitragenden  Baustellen-Besitzer  zu 
verhalten,  die  hiezu  mehr  beitragenden  Nachbarn  entweder 
in  Geld  oder  in  Baugrund  zu  entschädigen. 

Die  Bau-Behörde  soll  ferner  das  Recht  erhalten,  gewisse 
Bauflächen  ausschliesslich  für  industrielle  und  Handelszwecke 
zu  bestimmen  ;  für  Wien  z.  B.  zur  Anlage  von  Fabriken  das 
ganze  Terrain,  welches  in  der  Nähe  der  im  Süden  und  Osten 
gelegenen  Stationen  der  Eisenbahnen  sich  befindet,  damit  der 
Wind  die  den  Fabriken  entströmenden  Gase  nicht  der  Stadt 
zuführt  und  auch  das  Grund-  und  Strom-Wasser  durch  die 
Ausflüsse  aus  diesen  Fabriken  nicht  innerhalb  der  für  das 
Wohnungs-Bedürfniss  bestimmten  Stadttheile  verpestet  wird; 
damit  ferner  für  die  Anlage  von  Fabriken  so  viel  Raum  vor- 
handen sei,  dass  jede  derselben  sich  mit  einem  Garten  um- 
gebenkann, welcher  wegen  der  Anhäufung  vieler  Fabriken 
an  einem  Orte  im  Interesse  der  Gesundheit  der  darin  Beschäf- 
tigten unbedingt  gefordert  werden  muss.  Das  ganze  Terrain 
an  den  beiden  Ufern  der  Donau  ist  ausschliesslich  für 
industrielle  und  Handels- Bauten  vorzubehalten.  Die  Wohn- 
häuser sollen  hinter  diesen  Bauten  liegen ,  damit  sich  die 
Concurrenz  in  Industrie  und  Handel  unbehindert  entwickeln 
und  das  Leben  in  Wien  so  wohlfeil  als  möglich  machen 
könne. 

Die  Baugruppen  -  Ordnung  soll  schliesslich  der  Bau-Be- 
hörde das  Recht  geben,  ja  die  Pflicht  auferlegen,  geeignete 
Bauflächen  für  gemeinsame  industrielle  Anlagen  der  Klein- 
gewerbetreib enden  auszuscheiden.  Damit  aber  diese 
Anlagen  wirklich  erstehen,  muss  die  Verwaltung  noch  weiter 
gehen.  Ein  Privatmann,  welcher  unsere  Handwerker  zu 
solchen  Anlagen  auffordert,  gilt  heute  noch  bei  ihnen  ent- 
weder für  einen  Schwindler  oder  für  einen  unpraktischen 
Schwärmer.  Sollen  sich  angesehene  und  sachverständige 
Männer  bewogen  finden ,  unsere  Kleingewerbetreibenden 
durch  solche  Anlagen  vor  ihrem  Untergange  zu  retten  ,  so 
müssen  sie  wenigstens  von  der  Verwaltung  hiezu  emen  Auf- 
trag erhalten.  So  wie  sich  Leute  zur  Vormundschaft  über 
ihnen  völlig  fremde  Personen  bereit  finden,  wenn  sie  von  der 
Verwaltung  hiezu  berufen  werden,  und  bei  Erfüllung  der 
übernommenen ,  oft  lästigen  Pflichten  selbst  Auslagen  nicht 
scheuen  ,  so  werden  geeignete  Kräfte  für  den  obigen  Zweck 
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umsomehr  sich  bereit  erklären,  als  die  Thätigkeit  hiefür 
wenigstens  eben  so  geehrt  sein  wird,  wie  etwa  die  eines  Ge- 
meinde- oder  Gewerbekammer-Rath  es.  Schafft  die  Verwal- 
tung für  den  genannten  Zweck  einen  Industrie-  oder  Gewerbe- 
oder Gewerke-Rath  aus  etwa  zehn  oder  fünfzehn  von  ihr  er- 
nannten Mitgliedern  ,  so  wird  ihr  dieses  Mittel  zur  Hebung 
des  Kleingewerbes  keine  anderen  Kosten  verursachen,  als  die 
für  Erhaltung  eines  Amtslocales. 

Unsere  Kleingewerbetreibenden  haben  zwar  in  ihren 
Zwangs-Genossenschaften  Organe  für  gemeinsame  Bestrebun- 
gen ,  aber  diese  besitzen  in  der  Regel  viel  zu  wenig  allge- 
meine und  technische  Bildung,  und  viel  zu  wenig  Ansehen  und 
Credit,  um  das  Vertrauen  ihrer  Standesgenossen  sich  er- 
werben und  gemeinsame  Anstalten  für  sie  hervorrufen  zu 
können.  Dies  ist  nur  von  einem  aus  wohlhabenden  und  ge- 
bildeten Männern  zusammengesetzten  Gewerbe-Rath  zu  er- 
warten. 

Die  Ernennung  zu  Ehrenämtern  durch  die  Regierung  er- 
möglicht es  in  England,  einen  grossen  Theil  der  Verwaltung 
durch  unbesoldete  und  dabei  unbestechliche,  angesehene 
Kräfte  zu  besorgen,  weil  dort  alle  Männer,  welche  sich  von 
den  Geschäften  zurückziehen ,  es  sich  zur  höchsten  Ehre  an- 
rechnen, wenn  sie  von  der  Regierung  mit  der  Verwaltung  in 
ihrer  Grafschaft  betraut  werden.  Immer  melden  sich  für 
solche  unbesoldete  Stellen  doppelt  so  viel  verwendbare  Kräfte, 
als  die  Verwaltung  deren  benöthigt.  Der  Aufforderung  der 
Verwaltung  zu  einer  bestimmten  gemeinnützigen  Thätigkeit 
für  eine  bestimmte  Zeit  werden  wenigstens  in  Wien  viele 
Männer  folgen,  welche  unaufgefordert  ihre  Kräfte  brach 
liegen  lassen,  weil  sie  sich  scheuen,  in  Wahl-  und  Volks- 
Versammlungen  zu  agitiren,  um  einen  Wirkungskreis  zu  er- 
halten. 

Namentlich  für  Wien  ist  ein  von  der  Regierung  ge- 
schaffenes Organ  zur  Hebung  des  Kleingewerbes  nothwendig, 
weil  hier  die  Leute  sich  nicht  persönlich  so  kennen ,  wie  in 
kleinen  Städten,  ein  Zusammenwirken  derselben  daher  nur 
von  einem  ihnen  allen  bekannten,  vertrauenswerthen  Puncte, 
d.  i.  von  der  Verwaltung  aus;  angebahnt  werden  kann.  In 
Wien  gibt  es  z.  B.  über  2000  Tischler,  welche  den  ganzen 
Osten  Europas  mit  ihren  Waaren  versorgen.  Diese  wohnen 
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heute  ganz  zerstreut  und  weit  von  der  Donau  und  den  Eisen- 
bahnen,  die  ihnen  das  Rohmaterial  zu-  und  ihre  Producte 
wegführen.  Werden  für  diese  Handwerker  einige  Strassen  an 
der  Donau  unmittelbar  hinter  den  Holzlager-Plätzen  vorbe- 
halten,  in  welchen  jeder  von  ihnen  sein  Haus  bauen  und 
darin  zugleich  eine  von  ihnen  gemeinsam  aufgestellte  und  er- 
haltene Triebkraft  mitbenutzen  kann,  so  werden  diese  Leute 
gegen  jede  Concurrenz  des  Gross-Capitales  sich  behaupten. 
Aehnliches  kann  man  von  vielen  anderen  Gewerben  be- 
haupten. 

Ohne  Vereinigung  dieser  zerfahrenen  und  ohne  wohl- 
wollende und  sachverständige  Leitung  unserer  in  der  Resel 
ungebildeten  Handwerker  ist  der  sociale  Niedergang  der- 
selben nicht  aufzuhalten,  weil  sie  sich  selbst  nicht  zu  helfen 
wissen  ,  daher  wenigstens  diese  geringe  Unterstützung  er- 
halten müssen ,  um  sich  dann  für  die  Dauer  selbst  helfen  zu 
können. 


Verkehrsmittel.  Birecte  Mass  rege  In  zur  Verdünnung 
der  grossstädtischen  Bevölkerung.  Der  Organismus  der 
Bau-  und  Strassen- Verwaltung. 

Ist  der  Bau  der  einzelnen  Häuser  und  die  Anlage  der 
Häuser-Gruppen  und  Stadttheile  geregelt,  so  handelt  es  sich 
weiter  um  eine  gute  und  wohlfeile  Verbindung  der- 
selben. Die  Mittel  hiezu  besitzen  wir  in  den  Eisenbahnen. 
Sie  wurden  aber  bisher  zu  dem  Zwecke  noch  nicht  in  ent- 
sprechender Weise  verwendet. 

Die  Selbstkosten  der  Locomotiv-Bahnen  berechnen  Fach- 
männer für  den  eine  Meile  weiten  Transport  einer  Person  bei 
der  heutigen  schlechten  Ausnützung  des  Anlage-  und  Betriebs- 
Capitales  dieser  Bahnen  auf  572  Kreuzer.  Wird  ihnen  eine 
massenhafte  Kundschaft  zugeführt ,  so  werden  diese  Selbst- 
kosten auf  4  Kreuzer  und  vielleicht  noch  tiefer  sinken.  Sie 
müssen  in  der  Grossstadt  noch  geringer  werden,  wenn  auch 
das  Anlage-Capital  der  Local-Bahnen  sich  verringern  lässt. 

Beides  vorausgesetzt,  werden  aber  die  Transport-Unter- 
nehmer nur  dann  nahe  um  die  Selbstkosten  den  Verkehr 
zwischen  den  Stadttheilen  vermitteln,  wenn  die  Eisenbahnen 
aufhören,  das  Monopol  von  Privatpersonen  zu  sein?  wenn  das 
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Transportgeschäft  auch  auf  den  Eisenbahnen  der  freien 
Concurrenz  übertragen  wird. 

Um  nun  sowohl  das  Anlage-Capital  der  Local-Bahnen  zu 
verringern,  als  auch  die  freie  Concurrenz  im  ganzen  Trans- 
portgeschäfte herbeizuführen  und  doch  zugleich  jedem  Trans- 
port-Unternehmer eine  massenhafte  Kundschaft  zu  sichern, 
soll  die  (Gemeinde-)  Verwaltung  zunächst  den  Bahnkörper  in 
ihren  breiten  Strassen  als  eine  Reihe  von  Bogen  auf  ihre 
Kosten  herstellen,  und  jeden  dieser  Bogen  als  Kaufladen  oder 
Werkstätte  vermiethen.  Heute  muss  z.  B.  unter  den  Weiss- 
gärbern,  also  in  einem  wenig  belebten  Theile  von  Wien,  ein 
Geschäftsmann  für  einen  Bogen  der  » Verbindungs-Bahn«,  der 
etwa  20  Quadrat-Klafter  bedeckt,  jährlich  über  300  fl. 
Miethzins  bezahlen.  Selbst  wenn  die  Verwaltung  nicht  alle 
Bogen  ihrer  Bahnen  so  theuer  vermiethen  könnte  ,  so  wird 
die  Miethe  doch  das  Anlage-Capital  der  Bahnen  in  den  neuen 
Stadttheilen  genügend  verzinsen  ,  da  hier  der  Strassengrund 
der  Verwaltung  nichts  kostet.  Sie  kann  in  Folge  dessen  die 
Bahnkörper  den  Transport  -  Unternehmern  unentgeltlich  zur 
Verfügung  stellen. 

Solche  Verkehrsmittel  haben  den  weiteren  Vortheil,  dass 
sie  den  übrigen  Verkehr  nicht  hemmen  und  die  Fussgänger 
ausser  Lebensgefahr  setzen. 

Sache  der  Technik  ist  es,  dasjenige  Heiz-Material  und 
diejenigen  Vorrichtungen  für  diese  Local-Bahnen  zu  be- 
zeichnen ,  welche  den  lästigen  Rauch  ihrer  Locomotiven  und 
damit  das  in  Wien  herrschende  Vorurtheil  gegen  diese  Bahnen 
zu  beseitigen  geeignet  sind. 

Um  den  Transport  auf  diesen  Bahnen  wohlfeil  zu 
machen,  soll  die  Verwaltung  ferner  zur  Uebernahme  desselben 
jeden  Unternehmer  auf  ihren  Schienen  zulassen ,  welcher  das 
Transportgeschäft  auf  denselben  nach  der  von  der  Verwaltung 
festgestellten  Fahr-Ordnung  um  einen  niedrigeren  Preis  als 
die  früher  zugelassenen  Unternehmer  zu  übernehmen,  und 
den  Bahnkörper  in  gutem  Stande  mit  zu  erhalten  sich  ver- 
pflichtet. Alle  zugelassenen  Transport- Unternehmer  müssen 
sich  ferner  verpflichten ,  von  5  bis  7  Uhr  Morgens  und  von 
6  bis  8  Uhr  Abends  jede  Person  in  Wagen  vierter  Classe  (mit 
blossen  Stehplätzen)  um  3  Kreuzer  die  ganze  Strecke  der 
Bahn  zu  befördern.  Wenn  in  London  die  mehrere  Meilen 
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lange  unterirdische  Bahn  jeden  Arbeiter  sammt  seinem  Werk- 
zeug für  4l/<2  Kreuzer  hin  und  zurück  befördern  kann  ,  so 
wird  eine  mit  viel  geringeren  Kosten  angelegte  oberirdische 
Bahn  in  Wien  jeden  Arbeiter  wohl  für  6  Kreuzer  auch  hin 
und  zurück  befördern  können.  Sollte  sie  auch  bei  diesen 
»Parlaments-Zügen«  einen  Schaden  erleiden,  so  kann  sie  sich 
an  den  wohlhabenden  Classen,  welche  in  den  übrigen  Tages- 
zeiten und  in  Sitzwagen  fahren ,  schadlos  halten.  Wird  für 
Arbeiter  nicht  ein  besonders  niedriger  Tarif  festgesetzt,  so 
können  sie  die  Bahn  gar  nicht  benutzen.  Sie  soll  aber  allen 
Classen  zu  Gute  kommen ,  weil  sie  nur  in  diesem  Falle 
indirect  gegen  den  Baustellen-Wucher  und  gegen  die  für  die 
Leiber  und  Seelen  der  grossstädtischen  Bevölkerung  ungesunde 
Dichtigkeit  ihrer  Wohnungen  wirken,  deren  Ausbreitung  aber 
über  ein  grösseres  Terrain  rasch  befördern  kann. 

Diese  Verdünnung  der  grossstädtischen  Bevölkerung  kann 
und  soll  aber  auch  durch  d  ir  ecte  Massregeln  befördert  werden. 

Bisher  war  für  unsere  Stadt- Erweiterer  Paris  das 
einzige  anstrebenswerthe  Vorbild.  Dort  sind  bekanntlich  der 
Hof,  alle  hohen  Staats-Behörden,  die  vornehme  Welt,  die 
Credit-  und  Handels-Geschäfte  und  die  Vergnügungs-Orte  in 
der  Mitte  der  Stadt  concentrirt.  Hier  oder  doch  in  möglichster 
Nähe  will  jeder  Pariser  wohnen.  Darum  die  thurmhohen 
Zinskasernen,  in  welchen  die  Wohnungen  so  klein  und  theuer 
sind,  dass  die  Eltern  dadurch  veranlasst  werden,  ihre 
Kinder  aufs  Land  zu  geben.  In  Folge  dessen  langweilen  sich 
die  Frauen  und  suchen  Zerstreuungen ,  auf  welche  sie  bei 
Anwesenheit  ihrer  Kinder  nicht  verfallen  würden.  Die  Männer 
bringen  ebenfalls  lieber  den  ganzen  Tag  in  Gesellschaft  zu, 
als  zu  Hause,  da  sie  nichts  an  dasselbe  fesselt.  Das  veredelnde 
und  befriedigende  Familienleben  fehlt  den  Parisern  in  Folge 
ihres  dichten  Zusammenwohnens.  Dagegen  fördert  dieses  ein 
lebhaftes  geselliges  Leben  ,  dessen  äussere  Reize  für  unsere 
Stadt-Erweiterer  so  bestechend  sind ,  dass  sie  das  liederliche 
Leben  des  modernen  Babels  auch  bei  uns  einbürgern  wollen. 
Hoffentlich  geben  sie  nach  den  jüngsten  Vorgängen  in  dieser 
»Weltstadt«  ihre  Pläne  auf  und  lenken  ihre  Blicke  nach 
London. 

Dort  haben  die  Credit-  und  Handels -  Geschäfte  das 
Centrum  der  Stadt  für  sich  allein  in  Beschlag  genommen. 
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Weit  im  Westen  von  der  City  wohnt  der  Hof  und  die  vor- 
nehme Welt,  befinden  sich  die  höchsten  Staatsbehörden, 
während  im  Osten  davon  der  Welthandel  seine  riesigen  Docks 
hat.  Das  gibt  drei  gewaltige,  aber  weit  auseinander  liegende 
Knotenpuncte  des  grossstädtischen  Verkehres  ,  welche  eine 
Ausbreitung  der  Bevölkerung  über  ein  grosses  Terrain 
sichern.  Diese  aber  erschwert  das  tolle,  wüste,  gesellschaft- 
liche Leben,  wie  es  in  Paris  Sitte  geworden  ,  und  befördert 
ein  inniges,  wahrhaft  beglückendes  Familienleben  ,  wie  es  in 
England  in  allen  Schichten  der  Gesellschaft  sich  einbürgert 
und  die  sicherste  Grundlage  gesunder  socialer  und  politischer 
Zustände  bildet. 

Wien  hat  sich  historisch  leider  ähnlich  wie  Paris  ent- 
wickelt. Auch  hier  ist  Alles  krankhaft  concentrirt ,  und 
streben  Alle  darnach ,  in  der  inneren  Stadt  zu  wohnen. 
Diesem  Uebelstande  wird  zwar  durch  die  Donau-Regulirung 
insofern  zum  Theil  abgeholfen  werden,  als  sich  ein  Theil  der 
Handels-Geschäfte  an  die  Donau  ziehen  wird;  aber  die  Wir- 
kung hievon  wird  eine  kaum  merkliche  sein ,  wenn  die  Ver- 
waltung nicht  frühzeitig  Massregeln  trifft,  um  das  linke 
Donauufer  zu  einer  gesuchten  Wohnstätte  zu  machen. 

Sie  kann  zwar  zu  dem  Ende  nicht  den  Hof  und  die 
Regierung,  und  mit  beiden  die  vornehme  Welt,  aber  sie 
kann  alle  Aemter,  welche  mit  Parteien  nicht  unmittelbar  und 
auch  mit  anderen  Aemtern  nur  schriftlich  verkehren ,  hin- 
verlegen und  zugleich  den  darin  angestellten  Beamten  den 
Bau  von  Familienhäusern  in  der  Nähe  der  Amtsgebäude  da- 
durch erleichtern,  dass  sie  für  die  pünctliche  Abzahlung  der 
von  diesen  Beamten  zum  Bau  aufgenommenen  Anlehen  die 
Garantie  übernimmt.  Solche  Aemter  sind  z.  B.  der  oberste 
Gerichtshof,  das  Oberlandesgericht,  der  oberste  Rechnungs- 
hof, die  Fachrechnungs-Departements  mehrerer  Ministerien, 
die  Direction  der  administrativen  Statistik  und  andere  Aemter. 

In  denselben  sind  über  3000  Familienväter  angestellt, 
welche  ein  Einkommen  von  mehr  als  3  Millionen  Gulden 
jährlich  ausgeben  ,  d.  h.  so  vielen  Menschen  Beschäftigung 
geben,  dass  dadurch  weitere  3000  Familien  in  ihre  Nachbar- 
schaft gezogen  werden. 

Dies  gibt  eine  Bevölkerung  von  30.000  Menschen, 
welche  die  Verwaltung  auf  jeden  beliebigen  Punct  des  künf- 
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(igen  Stadtgebietes  verlegen  kann.  Dass  eine  solche  Decentrali- 
sation  der  Aemter  möglich  ist,  beweist  Preussen,  wo  sich  die 
»königliche  Oberrechnungs-Kammer«  gar  nicht  in  der  Haupt- 
stadt ,  sondern  in  Potsdam  befindet.  Das  Bundes  -  Ober- 
handels-Gericht  wurde  bekanntlich  nach  Leipzig  verlegt. 

Die  Verwaltung  besitzt  aber  in  den  genannten  Aemtern 
nicht  blos  die  Mittel,  einen  neuen  Stadttheil  überhaupt  her- 
vorzurufen, sondern  denselben  auch  zu  einem  vornehmen 
zu  machen ,  in  welchen  auch  ein  Theil  der  von  Renten 
lebenden  Bevölkerung  gerne  übersiedeln  wird.  Wird  früher 
daselbst  ein  Park  angelegt,  und  werden  gleichzeitig  mit  der 
Uebersetzung  der  genannten  Aemter  dahin  Volks-  und  Mittel- 
Schulen  daselbst  errichtet,  so  wird  die  Ansiedlung  schnell 
sich  entwickeln  und  eine  besondere  Local-Bahn  dahin  sich 
bald  rentiren.  Bis  diese  möglich  wird  ,  kann  die  Verwaltung 
den  Ansiedlern  Fahrten  nach  Alt- Wien  zum  Selbstkosten- 
preise auf  den  vielen ,  das  linke  Donauufer  durchschneiden- 
den Bahnen  ermöglichen. 

Die  Staats-Verwaltung  gewinnt  durch  die  Verlegung  der 
genannten  Aemter  Amts-Gebäude  für  die  in  der  Altstadt  ver- 
bleibenden Aemter,  welche  sie  heute  in  gemietheten  finsteren 
Häusern  unterbringen  muss,  oder  sie  kann  die  freigewordenen 
Gebäude  hier  theuerer  verkaufen  ,  als  ihr  der  Neubau  dersel- 
ben in  der  Neustadt  kosten  wird,  und  ihre  Beamten,  welche 
heute  zum  Theil  in  ungesunden  oder  weit  entlegenen  und 
theueren  Wohnungen  leben  müssen,  können  hier  in  wenig 
Jahren  selbstherrliche  Eigenthümer  wohlfeiler  und  behag- 
licher Familienhäuser  werden.  Die  sämmtlichen  Miethparteien 
in  der  Altstadt  werden  von  zahlreichen  Concurrenten  befreit 
und  ihre  Wohnungen  werden  in  Folge  dessen  wohlfeiler  und 
gesünder. 

Um  die  theilweise  Entvölkerung  des  heutigen  Stadtge- 
bietes und  die  Uebersiedlung  wohlhabender  und  mit  diesen 
auch  der  besitzlosen  Leute  in  neue  Stadttheile  zu  befördern, 
soll  ferner  ein  Gesetz  es  der  Mehrheit  der  Geschäftsieute  eines 
jeden  Zweiges  ermöglichen,  durch  ihren  Beschluss  bestimmte 
Geschäftsstunden  festzustellen  ,  welche  auch  die  überstimmte 
Minderheit  der  Geschäftsgenossen  einhalten  muss.  Dadurch 
werden  Tausende  von  Familienvätern,  welche  heute  durch 
eine  oft  winzige  Minderheit  gezwungen  werden,  Mühe,  Zeit 
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und  Geld  auf  überlanges  Offenbalten  ihrer  Läden  zu  verwen- 
den  und  bis  spät  in  die  Nacht  hinein  in  der  Stadt  zu  bleiben, 
um  nur  keine  Kunden  zu  verlieren,  in  die  Lage  versetzt,  weit 
weg  von  der  inneren  Stadt  zu  wobnen. 

Die  3  Millionen  Bewohner  Londons  sind  über  6  Qua- 
drat-Meilen zerstreut,  die  2  Millionen  Bewohner  von  Paris 
dagegen  auf  iy3  Quadrat-Meile  zusammengepfercht.  In 
London  wohnen  auf  1000  Quadrat-Klaftern  kaum  32,  in 
Paris  dagegen  77  und  in  Wien  53  Menschen  und  häufen 
sich  hier  immer  dichter  zusammen.  Es  gibt  in  Wien  Stadt- 
theile,  wie  z.  B.  die  innere  Stadt,  wo  72,  Aisergrund  wo  80, 
Mariahilf  wo  162,  Josefstadt  wo  173,  und  Neubau,  wo  sogar 
178  Menschen  auf  1000  Quadrat-Klafter  kommen.  In  Wien 
sterben  aber  auch  von  1000  Einwohnern  47;  in  London 
dagegen,  in  Folge  der  geringeren  Dichtigkeit  der  Wohnungen, 
aber  auch  der  tief  „in's  Eigenthum  eingreifenden"  Massregeln 
des  dortigen  » Gesundheitsamtes«  nur  24  Menschen  im  Jahre. 
Soll  es  bei  uns  besser  werden,  muss  die  Verwaltung  die  gross- 
städtische Bevölkerung  derart  zu  verdünnen  bemüht  sein,  dass 
nicht  mehr  als  höchstens  30  Menschen  auf  1000  Quadrat- 
Klafter  kommen  und  endlich  auch  etwas  für  die  öffentliche 
Gesundheitspflege  thun. 

Wir  sprachen  bisher  immer  Yon  der  Verwaltung, 
ohne  immer  zwischen  Staats-,  Landes-  oder  Gemeinde-Verwal- 
tung zu  unterscheiden,  weil  wir  in  den  meisten  Fällen  keine 
der  drei  im  Sinne  hatten. 

In  Oesterreich  ist  die  örtliche  Verwaltung  derart 
organisirt,  dass  ein  gewählter  Gemeinderath  mit  allen  ört- 
lichen Verwaltungs-Aufgaben  betraut  ist.  Jedes  der  vielen 
Mitglieder  dieses  Verwaltungs-Körpers  soll  die  ganze  Ver- 
waltung verstehen  und  kennt  deshalb  jeden  Theil  derselben 
nur  oberflächlich.  Weil  man  ihm  eine  Kenntniss  aller  Theile 
nicht  zumuthen  kann,  entscheidet  bei  seiner  Wahl  in  der 
Regel  nicht  seine  Befähigung  für  die  Verwaltung,  sondern 
seine  Anschauung  über  die  Verfassung  und  zwar  nicht  der 
Gemeinde,  sondern  des  Staates. 

Auch  bezüglich  der  Organisation  der  örtlichen  Verwal- 
tung sollte  uns  England  ein  Muster  sein.  Sie  beruht  auf  der 
Theilung  der  Arbeit,  welche  daselbst  nicht  blos  in  der  Volks- 
wirtschaft, sondern  auch  in  der  Verwaltung  glänzende  Er- 
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folge  erzielte.  Jede Verwaltungs-Aufgabe  hat  dort  ihre  beson- 
deren, für  den  bestimmten  Zweig  der  Verwaltung  ausgewählte 
und  deshalb  auch  hiefür  befähigte  Organe,  und  diese  sind  in 
ihrer  Wirksamkeit  nicht  auf  einen  einzelnen  Ort  eingeschränkt, 
sondern  dehnen  dieselbe  auf  alle  Orte  eines  Bezirkes  aus.  In 
England  gibt  es  mit  einem  Wort  keine  Orts-,  sondern  nur  Ver- 
waltung s  -  G  e  in  e  i  n  d  en. 

Gerade  nun  für  die  Bau-  ,und  Strassen- Verwaltung,  für 
die  Entfernung  der  Abfallstoffe  und  alle  ähnlichen  Anstalten 
der  öffentlichen  Gesundheits-Pflege  sollten  auch  in  Oesterreich 
und  insbesondere  für  Wien  und  seine  Umgebung  besondere 
Organe  geschaffen  werden.  Dieser  Zweig  der  Verwaltung 
muss  nämlich  nach  einem  einheitlichen  Plane  geregelt  werden, 
und  erfordert  bedeutende  geistige  und  materielle  Kräfte. 
Diese  besitzt  kein  einziges  der  Bauerndörfer  am  linken  Donau- 
ufer, und  selbst  am  rechten  Ufer  sehen  wir  es  an  dem  plan- 
losen Verbauen  des  Terrains  in  den  meisten  Gemeinden  um 
Wien,  und  so  vielen  andern  Uebelständen,  wie  sehlecht  dieser 
Zweig  der  Verwaltung  hier  bestellt  ist.  In  S  immering 
z.  B.  können  die  Bewohner  der  Parallelstrasse  zur  Haupt- 
strasse in  diese  nur  auf  langen  Umwegen,  und  zwar  nur  durch 
das  Quergässchen  gelangen,  dessen  Anlage  die  gütige  Natur 
mittelst  eines  Bächleins  erzwungen  hat.  Lobredner  der  natur- 
gemässen  freien  Entwicklung  haben  hier  dieselbe  in  ihrer 
»reinsten  Gestalt«.  Wie  man  sehen  kann,  fällt  sie  ohne  plan- 
mässiges  Eingreifen  in  dieselbe  sehr  unrein  aus. 

Um  diesen  Uebelständen  abzuhelfen,  hat  man  vorge- 
schlagen, alle  Gemeinden  um  Wien  zu  einer  einzigen  Gross- 
Gemeinde  zu  vereinigen.  Aber  dem  stehen  viele  Schwierig- 
keiten entgegen,  und  es  wäre  dies  eine  überflüssige ,  ja  ge- 
meinschädliche Centralisation  der  Verwaltung,  indem  auch 
solche  Aufgaben  derselben,  welche  von  verschiedenen  ort-, 
liehen  Verwaltungs-Körpern  besser  besorgt  werden  ,  als  von 
einem  einzigen  zahlreichen  Gemeinde-Rath,  diesem,  der  heute 
schon  mit  Geschäften  überhäuft  ist,  zugewiesen  wurden. 

Wird  dagegen  für  die  Bau-  und  Strassen-Verwaltung  ein 
besonderes,  allen  Gemeinden  um  Wien  gemeinsames,  aus 
wenigen  Fachmännern  zusammengesetztes  Organ  aufgestellt, 
und  diesem  besondere,  für  seine  Aufgabe  bestimmte  Mittel,  so 
namentlich  der  früher  besprochene  Werthzuwachs  der  Bau- 
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stellen,  zugewiesen,  so  kann  ein  solcher  gemeinsamer  Verwal- 
tungs-Körper,  der  zufolge  seiner  Zusammensetzung  wenig 
schwätzen,  aber  desto  mehr  handeln  wird,  seine  Aufgabe  zur 
Zufriedenheit  aller  Theile  lösen. 


Wir  sind  nun  mit  unserer  Darstellung  der  Massregeln 
der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  zur  Reform  derWohnungs- 
zustände  zu  Ende.  Wir  haben  uns  auf  diese  beschränkt,  weil 
das,  was  diePrivatthätigkeit  hiefür  gethan  hat  und  thun  kann, 
schon  von  anderen  bewährten  Kräften  geschildert  wurde,  und 
dieses  überdies  bei  dem  hohen  Zinsfuss  in  Oesterreich  nur 
von  geringer  Wirkung  sein  kann. 

Für  die  Wohnungs-Reform  können  wir  das  Hauptgewicht 
nur  in  der  Thätigkeit  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  er- 
blicken. Diese  hat  auch  die  Reform  der  Wohnungs-Zustände 
als  den  wichtigsten  Gegenstand  ihrer  Thätigkeit  zu  behandeln, 
weil  von  derselben  die  Leichtigkeit  oder  Schwierigkeit  der 
Lösung  aller  ihrer  übrigen  Aufgaben  abhängt.  Was  nützen, 
müssen  wir  mit  Dr.  Sax  ausrufen,  Krankencassen,  wenn  die 
Wohnung  fortwährend  krank  macht;  was  nützen  Consum-, 
Spar-  und  Hilfs-Vereine,  wenn  elende  Wohnungen  allen  Spar- 
sinn und  alle  wirtschaftlichen  Tugenden  vernichten :  was 
nützen  Schulen  und  Kirchen,  wenn  die  Zerrüttung  im  Eltern- 
hause von  Jugend  auf  entsittlichend  und  verthierend  wirkt?! 
Erst  wenn  die  Aussicht  auf  den  Erwerb  eines  eigenen 
Hauses  und  das  sofortige  Bewohnen  desselben  die  Häus- 
lichkeit, Ordnung,  Sparsamkeit,  Reinlichkeit 
und  alle  übrigen  wirtschaftlichen  Tugenden  geweckt  hat, 
werden  alle  die  genannten  Vereine  und  Anstalten  gedeihen, 
wird  die  Volkswirtschaft  gesunde,  kräftige  und  a r - 
beitslustige  Arbeiter,  die  Gemeinde  und  der  Staat 
gute  Bürger  erhalten. 
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